
*I
l

MIKBOZENSUS

-

Handbuch

l

i

îl
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Sie werden als Interviewer im Mikrozensus '1985 (1 t-Stichprobe mit
rund 600 000 Personen in 250 000 Haushalten im Bundesgebiet) einge-
setzt. Bei Ihren Arbeiten berücksichtigen Sie bitte folgende Berichts-
termine für die Befragung im iluni 1985:

Berichtswoche:

Stichtag:
10. bis 16. Juni 1985

Ihre Aufgabe als Interviewer
Erhebungs- und Organisationspapiere
Erläuterungen zu den Fragen der Erhebungsliste
Erläuterungen zum Erhebungsbogen "Wohnsituation des Haushaltsn

ErIäuterungen zum Erhebungsbogen "Urlaubs- und Erholungs-
reisen 1984/85"

ErIäuterungen zum Ergänzungsbogen "EG-Arbeitskräftestich-
probe 'l 985"

Rechtsg rundl.agen

Erhebungsbeginn:

Mittwoch in der Berichtswoche
(12. Juni 1985)

Am Dienstag nach der Berichts-
woche (18. Juni 1985)

Juni/JuIi 1 985Bearbeitungszeit:

Im einzelnen stehen Ihnen in diesem Interviewer-Handbuch folgencle In-
formationen zur Verfügung:

TeiI 1:

Teil 2:

TeiI 3:

TeiI 4:

TeiI 5:

Teil 6

TeiI 7:

Darüber hinaus können Sie weitere Informationen über den Mikrozensus

einem In f o r mat i o ns bl att entnehmen, das auchden
zu befragenden Haushalten auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird.
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Neues MIKRozENSUSGESelz 1985

Mit dem neuen Mikrozensusgesetz 1995 wird den aus dem volkszählungs-
urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Dezember l9g3 resultie-
renden Anforilerungen an statistische Rechtsvorschriften in vorrem um-
fang Rechnung getragen. verfahrensrechtliche vorkehrungen für Durch-
führung und organisation der Erhebung sichern das Recht auf informa-
tionerre selbstbestimmung. Berücksichtigen sie bitte diese neuen vor-
schr i ften.

viele der Hinweise in diesem rnterviewer-Handbuch beziehen sich auf
die einzelnen paragraphen des neuen Mikrozensusgesetzes (MZG) .19g5.

Es ist am Ende dieses Handbuches abgedruckt. Ein Auszug aus dem MZG
ist auch in den rnformationen für die Befragten entharten. resen sie
sich bitte das Mzc genau durch, es ist für- rhre Aufgabe von besonde-
rer vlichtigkeit. Es regert auch die Rechte und pfrichten der. rnter-
viewer in einer eigenen vorschrift (s g Mzc). Das statistische Lan-
desamt wird sie in den schurungen auf arle wichtigen neuen Regelungen
hinweisen- Da auch die Befragten über viele Einzerpunkte aufzukrären
sind (siehe § 12 Mzc), sorrte rhnen der rnhalt des MZG vertraut sein.
Besonders wichtig für Sie sind s 8, s 9 und S t0 Abs. 2 bis 4 MZG.

AtLoeupl ue VonsemrRruNceN" )

Die Verwaltung und vv-irtschaft eines Landes sind in ihrer Arbeit auf
aktuelfes zahrenmateriar angewiesen. Auch die großen internationaren
rnstitutionen. z-8. die Vereinten Nationen, die Europäischen Gemein-
schaften in Luxemburg, benötigen zur ErfülJ-ung ihrer Aufgaben in r+ei-
ter steigenden Maße international vergreichbare statistiken. Die amt-
riche statistik hat nun ihrerseits die Aufqabe, die erforderrichen
zahlen rasch und zuverrässig zur verfüqung zu sterren. Sie bedient
sich dabei verschiedener Methoden, bei denen grundsätzrich zwischen
Total- und Stichprobenerhebungen
unterschieden werden muß.

*) Weitere Informationen
ten". finden Sie in "Informationen für die Befrag-



Bei den Totalzählungen z.B. der Votks- und BerufszähIung, werden
a 1 1 e Bewohner des Landes genau erfaßtr hras den Vorteil hat, daß
Zählungsergebnisse für jede einzelne Gemeinde, ja sogar für Wohnp1ät-
ze, das sind Häusergruppen, usr^7., gewonnen roerden können. Die moderne
Statistik führt nur noch solche Erhebungen aIs TotaIzählungen durch,
bei denen auch für kleine regionale Einheiten genaue Zahlen gebraucht
werden.

Im übrigen hat rnan schon lange erkannt, daß genaue Zahlen für Gemeiri-
den gar nicht so häufig qebraucht werden, das Hauptinteresse vielmehr
darauf gerichtet ist, die allgemeinen Entlricklungsvoroänge in der Be-
vöIkerung und der viirtschaft z u v e r I ä s s i g u n d
r a s c h kennenzulernen. Bei Erhebungen nil einer solchen Zielset-
zung l<ommt es auf die Genauigkeit bis zur letzten person nicht mehr
an, sondern es genügt eine " T e i I e r h e b u n g ", die aber
"repräsentativ" sein muß. Von einer "repräsentativen', Erhebunq
spricht man, wenn die ausgewählte Teilmasse ein verkieinertes, aber
w-irklichkeitsgetreues AbbiId der Gesamtheit darstellt. Ist das der
FalI, erhäIt man aus einer solchen Sti.chprobe so zuverlässige Erqeb-
nisse. daß diese ven rlen Ergebnissen einer Großzäh1ung oder. Totalzäh-
lung nur geringfügioe und unwesentliche Abweichungen aufweisen. Was
aIs geringfügio und unwesentlich anzusehen ist, ist natürIich von
Fal-I zu FalI verschieden und ergibt sich jeweils aus der Zielsetzung
einer E:rhebung. In jedem FaIIe ist aber sicher, daß infolge des ge-
ringen umfanges der stichprobe die Ergebnisse schnell und mit niedri-
gen Kosten gewonnen werden können, obwohl das Frageprogramm sehr viel
umfangreicher sein kann.

Die bisherigen Stichproben-Befraqungen haben gezeigt, daß die BevöI-
kerung diesem Verfahren aufgeschlossen geoenübersteht. Diese Aufge-
schlossenheit der BevöIke run zu erhalten, ist in erster linie Auf-
gabe der Interviewer. Die vorlieqenden Anweisunqen sollen Sie als In-
terviewer bei dieser Aufgabe unterstützen und Ihnen die Arbeit er-
Ieichtern. Die qeqebenen A,nweisu en müssen, wenn die Erhebunq qelin-n
gen soII, qenau bea chtet werden

Es ist
unte r la

Carüber hinaus unerläßl-ich, daß Sie sich mit den Erhebungs-
en bestens vertraut machen
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1, IHRE AUFGABE ALS INTERVIEWER

].,1 GeWInuen SIe oIE zU BEFRAGENDEN PERSoNEN zUR [vIITangEIr

rhre erste Aufgabe ist, die Personen in den ausgewähIten Gebäuden,
Wohnungen und Haushalten zur Mitarbeit zu gewinnen.

Die Befragtensind zwar durchGesetz zur Au sku n f t
ve rpf 1i chtet (siehe "Informatiönen" zumMikrozensus für
die Befragten), es kommt uns aber ganz wesentrich auf eine freiwil-
lige Mitarbeit an, weil die Qualität der Ergebnisse davon stark be-
einfrußt wird. Der Erfo19 der Erhebung hängt also damit weitgehend
von rhrer Geschickrichkeit ab. rm arrgemeinen werden die Befragten
ohne große schwierigkeiten zur Auskunft zu gewinnen sein. Denken sie
bitte immer daran, daß gerade rhr Verharten bei Beginn der einzelnen
Befragungen den weiteren Verlauf und danit auch den Erfolg wesentlich
bestimmt. serbst anfangs unfreundliche Befragte werden sich in der
RegeI einer f reundl i chen und höf1ichen, mit überze enden Begründun-u
gen vorgetragenen Bitte rim tseantwortung einiger Fragen nur in den
seltensten Fällen entziehen

Außerdem bedenken Sie bitte, claß Sie die Befragung in a m t 1 i -
c h e rn Auftrag durchführen. sie können rhren Besuch durch ein amt-
liches schreiben, das rhnen vom statistischen r,andesamt ausgehändigt
wird, ankündigen, r,robei Sie gleichzeitig den Termin Ihrer Vorsprache
angeben können. Durch das Anmeldungsschreiben ergibt sich bereits ein
gewisser erster Kontakt mit den zu befragenden personen. sie haben
dadurch den Vorteil, daß Sie nicht wie ein x-beliebiqer und unbekann-
ter Vertreter empfangen werden

wenn sie nun vor der Tür einer für die Befragung ausgewählten wohnung
stehen, sind sie durch das Anrneldungsschreiben gewissermaßen schon
vorgestellt. Außerdem gibt rhnen das schreiben bereits einen Anknüp-
fungskontal<t für das Einleitungsgespräch. Treten sie aber bitte nicht
ausgesprochen "amtIich" auf, indem Sie gleich aIs erstes Ihren Aus-
weis zeigen. Es ist gut, wenn Siesoiort sagen: ,'Ich komme im Auftrag
des Statistischen Landesamtes in ... ." und dann Ihren Namen
nennen' Berücksichh.igen sie aber dabei, daß sie sich bei der Ausübung
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Ihrer Interviewertätigkeit auszuweisen haben (§ 8 ebs. 3 MZG). Bitten
Sie den Haushalt, die Befragung in der hiohnung durchführen zu dürfen,
da Sie schreiben müssen.- Ohne Erlaubnis des Wohnungsinhabers dürfen
Sie die Wohnung nicht betreten.

rm Laufe iler Befragung, wenn Sie richtig Kontakt gefunden haben, soll-
ten Sie dann'der Auskunftsperson sagen, daß Sie oder einer Ihrer Kol-
legen in einem Jahr ggf. wieder vorsprechen werden, weil in die Aus-
wahl gelangte Haushalte aus methodischen Gr'ünden regelmäßig (maximal)
vier Jahre hintereinander befragt werden. Bitte vergessen Sie nie,
sich amschluß der Befragung für die Mitarbeit zu bedanke n.

1,2 BeseITIGEN SIE SCHWIERIGKEITEN BEI DER KONTAKTAUFNAHME

Wenn Sie jemanden im Haushalt antreffen, der Ihnen zwar Auskunft ge-
ben würde, aber wegen unpassender Zeit (2.8. Geburtstagsfeiei) gerade !,

jetzt nicht dazu bereit ist, bitten wir Sie, einön ancleren Terinin
auszumachen. vlenn Sie niemanden bei Ihrem ersten Besuch antreffen,
machen Sie noch mindestens zwei weitere BeSuche, bevor Sie Ihre Bemü-
hungen aufgeben. öffnet Ihnen beim ersten Mal- niemand, so können Sie
sich vielleicht beim Nachbarn nach einer günstigen Besuchszeit für
die betreffende Familie erkundigen, mehr aber auch nicht. Bitte auf
keinen FaI1 von Nachbarn die Erhebungsfragebogen für die betreffende
Famil-ie ausfüIlen lassen! '".

1.3 WNS IST BEI DER AUSFÜLLUNG DER FRAGEBOGEN ZU BERÜCKSICHTIGEN?

Für die Ausfüllung der Fragebogen ist es nicht notwendig, daß Sie
alle Haushaltsmitglieder persönlich sprechen. Es kann vollkommen äus-
reichen, r.renn Ihnen eines der e r hr a c h s e n e n Mitglieder
des llaushaltes ilie gewünschten Auskünfte gibt. Voraussetzung dafür
ist aber, daß diese Auskunftsperson für die anderen Haushaltsmitglie-
der die entsprechenilen Angaben auch genau und zuverlässig machen kann
und die anderen Haushaltsmitglieder nichts dagegen haben. Falls je-
doch einzelne Haushaltsmitglieder nicht bereit sind, ihre Angaben zu-
sammen mit den übrigen Haushaltsmitgliedern auf einem Bogen zu machen,
benutzen Sie für diese Personen eigene Bogen. Falls man Ihnen die
ausgefüI1ten Bogen nicht offen überlassen möchte, geben Sie dem Haus-
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halt bzw. den jeweitigen Perdonen die Möglichkeit, die Bogen im ver-
schlossenen.Umschlag an Sie auszuhändigen oder direkt an das Stati-
stische Landesamt zu schicken.

Falls die Haushalte bzw. Fersonen die Fragebogen selbst ausfüIlen
wollen, überreichen Sie bitte die gewünschte ZahI (SelbstausfüIler- )

Bogen bzw. melden Sie diese FälIe an alas Statistische Landesamt.

Stoßen Sie bei der Erhebung auf Probleme, clie Sie allein nicht ein-
wandfrei lösen können, so informieren Sie uns bitte umgehenil. Zwei-
felsfäIle entscheidet immer das Statistische Landesamt.

1.4 VERPFLICHTUNG ZUR GEHEIMHALTUNG

Erfolg und Genauigkeit jeder statistischen Erhebung sind abhängig von
dem vertrauen der befraqten Personen , daß ihre Angaben nicht miß-
braucht werden und die Befragung ausschließ1ich statistischen zhrecken

dient. Aus diesem Grunde sind Sie unter allen Urnständen zur Geheim-

haltung verpflichtet. Im Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz) vom 1 4. üärz 1980 und in den Bestimmungen des

Strafrechts (s. Teil ?) sind besondere Paragraphen enthalten, die die
ce h e i mha 1t u ng s pf I i cht vorschreiben und Strafen
und Geldbußen bei Verletzung der Geheimhaltungspflicht im Rahmen der
statistischen Arbeit festlegen. Sie clürfen auf Grund clieser Bestim-
mungen keinem Dritten Angaben machen, die Ihnen durch die Befragung
bekannt geworden sind - auch nicht Ihren Angehörigen! Halten Sie des-
halb die ausgefüllten Fragebogen stets unter Verschluß und sorgen sie
dafür, daß keine Fragebogen verlorengehen können (siehe auch § I Ab-
satz 5 Mikrozensusgesetz).

Sie werden diese Verpflichtunq zur Geheimhaltung verstehen und auch
die Notwendigkeit, claß die Verletzung dieser Pflicht bestraft werden
muß. SteIIen Sie sich vor, wie böse Sie selbst würden, und das mit
Recht, wenn vertrauliche Mitteilungen, die Sie einem anderen machen,
von diesem weitererzäitIt würden. Das Versprechen zur Geheimhaltung,
clas alten Befragten ausdrücklich gegeben wird, erleichtert Ihnen Ihre
Arbeit ganz wesentlich.

Noch eine Bitte: Halten sie ilie von uns genannten Termine ein, wenn

das nicht mög1ich ist, verständigen Sie uns rechtzeitig!
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1.5 ,,WARUM KOMMEN SIT eTRRpe zU MIR?,,

Sie werden bei Ihrer Interviewertätigkeit sehr oft diese Frage zu be-
antworten haben. Damit Sie das notwendige Rüstzeug zur Beantwortung
dieser Frage haben, müssen Sie den Au swah lpIan, der
zugruncle Iiegt, in seinen Grundzügen kennen.

Die Gesamtheit der bei der Volks- und Berufszählung '1970 gebildeten
Zählbezirke - ergänzt durch die nach cler Volkszählung bebauten Flä-
chen - bildet die Ausriahlgrundlage für tlen Mikrozensus. lilach einem
objektiven, mathematisch-statistischen Zuf allsverf ahren, das, die
gleiche Auswahlchance für alle Haushalte und Personen sicherstellt,
wurde dann die 'l *-stichprobe ngezogen" (das sind rund 600 OOO Perso-
nen in 250 000 tlaushalten).

Nach vorgegebenen Regeln wurden durch das Auswahlverfahren zufällig
"KIumpen" vor ril. 20 Haushalten (in Gemeinden mit weniger als 20 000
Einwohnern) bzw. 30 ttaushalten (in Gemeinden mit 20 0OO und mehr Ein-
wohnern) ausgewählt. Diese "Richtzah1en" wurden manchmal über- oder
unterschritten, da gleichzeitig darauf geachtet rarcrden mußte, daß in
der Regel nur ganze Gebäude ausgewählt wurclen, die zuclem räumlich be-
nachbart sind. Für die Auswahl von.Haushalten und Wohnungen in Groß-
gebäuden (25 und mehr Haushalte) unit deren Zusammenfassung zu einem
Zählbezirk wurde ein besonderes Verfahren angewendet.

Die so ausgewählten Zählbezirke (Auswahlbezirke) sincl die A u s -
wah 1e i nhe i ten. S.ie umfasseneineAnzahlvon räumlich
zusammenhängenden Gebäuden, Wohnungen unil Haushalten.

Nur wenn aIle Personen der ausgewählten Haqstralle Angaben machen, ge-
währleistet das Auswahlverfahren ein zuverlässiges Bilcl der Lebens-
verhäItnisse in unserem Land.

Das Verfahren der "Zufallsauswahl" ist die Voraussetzung für clie Be-
rechnung der Genauigkeit der Resultate mit Hilfe der auf der Vtahr-
sche in I ichke itstheo r ie aufbauenclen mathemat ischen FehI e r rechnung .

Würden Sie nun die Befragung nicht in dem Ihnen angegebenen Auswahl-
bezirk, sondern in einem anderen durchführen, würde die Zufallsaus-
wahJ- gestört, und die Voraussetzung zur Berechnung cler Genauigkeit
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der Ergebnisse würde fehlen. Man hätte dann also keine Gewähr für die
Richtigkeit der Ergebnisse. Das sind die Gründe, weshalb Sie u n -
ter keinen Umständen Bef ragungen in
einem anderen aIs dem angegebenen
G e b i e t durchführen dürfen.

1.6 lirnRuM WtEDERHoI-UNGSBEFRAGUNGEN?

Wie Ihnen bekannt ist, werclen alLe für den Mikrozensus ausqewählten
Haushalte wiederholt befragt. Wenn Sie nun ein Jahr später wieder zu

denselben tlaushalten kcmmen, wird man Ihnen vielleicht sagen: "Warum
kommen Sie denn schon wieder zu mir? Weshalb werde ich schon wieder
befragt?" Wenn der Ton nicht allzu abweisencl gel^resen ist, können Sie
tächelnd antworten: "Weil Sie uns das letzte MaI so nett Auskunft ge-
geben haben!" Oiler etwas ernsthafter: "WeiI Sie cloch schon das letzte
MaL bereitwillig und verständnisvoll mitgearbeitet haben!" Sie können
dann weiter erläutern, daß bei der mehrmaligen Befragung ein und des-
selben Haushaltes einmal die h o h e n K o s t e n f ü r d i e

Neuauswahl von Haushalten gespart
würden, zum anderen die aus dieser Stichprobenerhebung gewonnenen
statistischen Erkenntnisse viel genauer seien.
Mit einem Wort: Man hat mehr für das Ge1cl!

wenn man den gleichen Personenkreis mehrere Jahre.hintereinander be-
fragL, können die Ergebnisse einer Erhebung besser mit denen des Vor-
jahres verglichen werden, d.h. man weiß, daß die aufgetretenen Abwei-
chungen eine Verlindärung in der struktur der Bevölkerung widerspie-
geln und nicht deshalb auftreten, weil man einen anderen Personen-
kreis befragt hat.

1,7 I{AS GESCHIEHT MIT DEN ERFASSTEN ANGABEN?"

lienn Sie aIIe Befragungen in Ihrem Auswahlbezirk abgeschlossen haben,
dann schicken Sie bitte s:imtliche fertig ausgefüI1ten Erhebungsbogen
sofort an das Statistische Landesamt. Dort werden diese dann, wie der
Statistiker sagt, "aufbereitet", Es wird Sie und auch die Befragten
sicher interessieren, wie die von Ihnen herbeigeholten Angaben weiter
bearbeitet werden. Was heißt also "aufbereiten"?

* siehe auch "Informationen für die Befragten"
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Bei den meisten Fragen wurden von Ihnen bereits - in den dafür vor-
gegebenen Spalten - in der Erhebungsliste die Angaben in Ziffern ein-
getragen. Auch die restlichen Angaben aus der Erhebungsliste (aber
ohne Name und Anschrift) werden später noch in Zi,ffern übersetzt,
d.h. verschlüsselt.

Für jedes Haushaltsmitgliedl werden dann diese Schlüsselzahlen auf
maschinelle Datenträger (Diskette) übertragen und dann auf modernsten
elektronischen Rechenanlagen ausgezählt und tabelliert. Dabei wirtl
festgestellt, wie oft an einer bestimmten Stelle des Magnetbandes
eine bestimmte Markierung vorkommt , z-8. wie oft an Stelle 1 I die
Markierung 1 auftritt, d.h. wievief !1änner erfaßt worden sind. Die
Ergebnisse dieser Auszlihlungen werden dann in ilen unterschiedlichsten
Kombinationen verschiedener Merkmale in Tabellen, z.B. "Erwerbstätige
nach Wirtschaftsabteilungen und Stellung im Berufn dargestellt (v91,
"Informationen für die Befragten").

1.8 I,IIE IST IHR AusweHLBEzIRK ABZUGRENZEN?

Ihr Au shr ah 1 b e z i r k wird Ihnen vomStatistischentandes-
amt durch Bekanntgabe der Straßen und Hausnummern der zu erfassenclen
Gebäude genau spezifiziert vorgegeben. Bezogen auf ein Beispiel würfle
die Beschreibung des Auswahlbezirks wie folgt lauten3

Beispiel:

-r

llolngebiude

des lwahl-
bs:i*s ir &r
'lr 'lgn

- IgälbuirksqeEe
lnndsädsgmro

hcre,ea*
5eiüqh ln
Cr Yz 1970

flaim
mrh cE.
zLJ. i:lJ

2

-{uslvahlbe zirli

,e

ffi m
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Der Auswahlbezirk umfaßt aLle Gebäude mit den Hausnummern l2 bis
unter 22. Davon waren bei der Volks- und Berufszäh1ung am 27. Mai
1970 bereits errichtet die Gebäude nrit den Hausnummern 12, I3, 14,
1 6, 17 , 1 8, 19, 20, 21.

Maßgebend für die Grenzen iles Auswahfbezirks sind die zu den einzel-
nen Gebäuden gehörigen Grundstücksgrenzen.

Als Grundsatz qilt: Essind a1le auf den Grundstücken
des Auswahlbezirks zum Zeitpunkt der Befragung vorhandenen Gebäudä,
Wohnungen und Haushalte zu erfassen

Ihr Arbeitsgebiet ist ein Häuserblock oder ein zusammenhängender Teil
davon, ein Abschnitt eines Straßenzuges, vielleicht nur ein einziges
großes Haus oder auch nur ein Teil eines ganz großen Gebäudes.

Cemäß der Grundregel sind in einem "Normalbezirk" - dies sind alle
Auswahlbezirke mit Ausnahme von Bezirken mit Gemeinschaftsunter-
künften, in denen am 27. Mai 1970 50 und mehr Personen lebten so-
wie mit Ausnahme von Bezirken mit Großgebäuden, in denen am 27. Mai
1970 26 und mehr Haushalte wohnten - aIIe in Ihrer Auswahlbezirks-
beschreibung angegebenen Hausnummern (mit allen in diesen Gebäuden
wohnenden Personen) zu erfassen. Finden Sie in Ihrem Auswahlbezirk(vgI. Nummern-Kreis) Gebäude (mit lrlohnungen) mit Hausnummern vor,
die in Ihrer Auswahlbezirksbeschreibunq nich t aufgeführt si nd, so
prüfen Sie bitte, ob es sich

um Gemeinschaftsuntekrünfte handelt, die bereits am 27. Mai '1970
bestanden haben uncl in denen bei der Volkszählung 1970 50 und
mehr Personen lebten.

Trifft dies zu, dann ist (sind) die betr. Hausnummer(n)
nicht zu erfassen.

2. un Großgebäude handelt, die bereits am
haben und in denen bei der Volkszählung
halte !'rohnten.

Trifft dies zu, dann ist (sind) die
nicht zu erfassen.

3. um kleinere Gebäude handelt, die bereits atr. 2'7. Mai 1970 bestan-
den und in denen damals weniger als 26 Haushalte gewohnt haben
Hierbei handelt es sich um Gebäude, die nur aus Versehen (oder
weil in den Vz-Unterlagen die Hausnummer nicht angegeben war)
nicht in Ihrer Zählbezirksbeschreibung aufgeführt wurden.

Trifft dies zu, dann ist (sind) die betr. Hausnummer(n)
zu erfassen.

4. um Gebäude handelt, die erst nach dem 27. Mai.1970 errichtet
wurden.

Trifft dies zu, dann richtet sich die Erfassung der betr.
Hausnummer(n) nach den untenstehenden Regeln für die Erfas-
sun9 der Neubautätickeit

In zweifelsfäIlen wenden Sie sich bitte an das Statistische Landes-
amt.

2'l . Mai- 1970 bestanden
19'70 25 und mehr Haus-

betr. Hausnummer(n)
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1.9 Veneessen SIE r'rrcnr DrE zusATzLrcHrN NrusnureN

Die Erfassungder Ne ubautät i gke i t, d.h. dieErfas-
sung aller nach dem 27. Vtai 1970 (VZ 1970) neu errichteten Gebäucle mit
Wohnraum, ist im Rahmen Ihrer Interviewerarbeit eine s e h r
wi chti ge Aufgabe. Bei der ErfassungderNeubautätigkeitist
das Augenmerk nicht arrein auf bisherige Baulücken zu richten, son-
dern selbstverständlich auch auf alle bereits bebauten Grundstücke
rhres Auswahlbezirks. Es m:ß also bei der Begehung rhres Auswahrbe-
zirks geprüft werden, ob nicht auf einem bereits bebauten Grundstück
noch zusätzlich ein Neubau errichtetworden
ist. Dabei muß sehr sorgfärtig auf die Grundstücksgrenzen, die auch
gleichzeitig Auswahlbezirksgrenzen sind, geachtet werden.

Neubauten am Enile einer Straße imAnschluß
eines Auswahlbezirks sind von rhnen an das Landesamt zu merden, eben-
sowieNeubauten auf der gegenübe rliegen-
den Str aßense ite alesAusleahlbezirks, wenndiese
Straßenseite bei der Volkszählung l9T0 noch nicht bebaut war.

R i ch t I i n i e n hinsichtlichder Erfassung derNeubautätig-
keit werden rhnen vom statistischen Landesamt bei den rnterviewer-
schulungen mitgeteilt werden. FalIs sich darüber hinaus sonderfälte
ergeben sorlten, für die sie keine Richtl-inien erhaltbn haben, bitten
wir Sie, diese FäIle dem Statistischen Landesamt zur Entscheid ung
mitzutei Ien.

Versuchen Sie bitte nicht , selbst eine Zwischenlösung zu finden , denn
der Erfolg der gesamten stichprobe hängt von der genauen Einhartung
der festgelegten Auswahrprinzipien und Richtrinien ab, nach denen
auch alre auftretenden sonclerfäLle hinsichtlich der Erfassung der
Neubautätigkeit abgestimmt werden müssen.

1.10 HöcHSTERFASSUNGSREGEL

Sind innerhatb des
S. l0 dargestellt)

beschriebenen Auswahlbezirks (wie im Beispiel
inzwischen neue Gebäude entstanden und bezogen
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hrorden, so sind diese Gebäude ohne Rücksicht auf ZahI und Größe in
die Befragung mit einzubeziehen. Sollte sich der Auswahlbezirk da-
durch jedoch um mehr als 20 (in Gemeinden unter 20 000 Einwohner)
bzw, 30 (in Gemeinden mit 20 000 und mehr Einwohnern) Haushalte ver-
größert haben, so wolfen Sie dies bitte unter qenauer Angabe der
Hausnummern und möglichst unter Beifügung einer Lageskizze dem Stati-
stischen Landesamt vor der Befragung mitteilen.

1.11 WeN GEHÖRT zU EINEM HNUSURIT?

AIs H a u s h a I t wird im allgemeinen eine Gemeinschaft von
Personen angesehen, die zusammen wohnt und wirtschaftet, für die also
im Haushalt gemeinsam gekocht wird, die ihren-Lebensunterhalt gemein-
sam finanziert usw. Zum Haushalt zählen auch aus beruflichen oder
sonstigen Gründen am Erhebungstag abwesende Personen (2.B. der Wehr-
dienst leistende Sohn, die auswärts studierende Tochter), wenn sie in
der I{ohnung des Haushaltes wohnberechtigt sind. Diese Personen sind
also mit in den Erhebungsbogen aufzunehmen.

Nicht zumHaushalt zählen be s u ch swe i se anwesende Per-
sonen. Auch Einzelpersonen können als eiqener l{aushalt zählen. Eeach-
tenSie bitte deshalb, daß jedefür sich a I Ie i n wi rt-
s c h a f t e n d e Person, also z.B. ein Unterßieter, a1s eigener
Haushalt erfaßt werden muß (vgl.S2Absatz3MZc)

1,12 WelcnER HAUSHALT rsr zu ERFASSEN?

A1Ie in Gebäuden bzhr. Wohnungen innerhalb des Ihnen vom Statistischen
Landesamt. genannten Befragungsgebietes (siehe Auswahlbezi rksbeschrei-
bung) befindlichen Haushalte (neben hiohnungsinhaber/Hauptrnieter aIIe
eventuell vorhandenen Untermieter) sind zu erfassen. Erkundigen Sie
sich deshalb bei den Wohnungsinhabern, ob sie noch Untermieter in
ihrer Wohnung aufgenommen haben und befragen Sie Ciese ebenfalls.

Für j e d e n Haushalt (auch für Untermieter) ist ein Haushalts-
mantelbogen und mindestens eine Erhebunqsliste auszufü11-en. Das be-
deutet, daß. z.B. in einer Wohnung, in der sich zwei Haushalte befin-
den, auch zwei Haushaltsmantelbogen auszufülIen sind. In diese sind
aLle zum jeweiligen Haushalt gehörenden Personen einzutragen.
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Die Fragen sind grundsätzlich nur an erwachsene Mitglieder des llaus-
halts zu stellen (Ausnahme: Ein-personen-Haushalte'von Minderjähri-
gen); diese sind auch für minderjährige Itaushaltsmitglieder auskunfts-
pflichtig (s. Informationsblatt bzw. § 9 MZG).

In allen V,iohnungen in den durch die Auswahlbezirksbeschreibung vorge-
gebenen Gebäuden muß die Erfassung erfolgen, gleichgüItig ob sie bei
der Erhebung bewohnt r^raren oder leer standen.

Da Stichtag der Erhebunc (12. Juni 'l 985 ) und Tag der Befragung nicht
identisch sind, können folgende FäIle auftreten:

a) Am Stichlag 12. Juni 1985 stand die Wohnung 1eer. Zum Zeitpunkt
rhres Besuches ars rntervielder ist ein neuer Eaushalt in die l{bh-
nung eingezogen.

R I für die Erfassu
Der Haüshalt ist zu erfassen und für ihn ein Haushaltsmantelbogen
mit. al-Ien für Ihren Auswahlbezirk vorgesehenen Erhebungspapieren
anzulegen,

b) Am Stichtag 12. Juni 1985 wohnte noch ein Haushalt in der Wohnung,
iler aber in der Zwischenzeit ausgezogen ist. Am Befragungstag
steht. die Wohnung Ieer..

Reqel für die Erfassunq

Dieser FaIl wird als Ieerstehende Vtohnung behandelt, und es ist
nur ein Haushaltsmant.elbogen sowie der Bogen ,'Wohnsituation des
Haushaltsn anzulegen.

c) Am Stichtag 12. iluni 1985 wohnte ein Haushalt A in der Wohnung,
der aber in der Zwischenzeit ausgezogen ist. Am Befragungstag
wohnt ein anderer Haushalt B in der !{ohnung.

Regel für die Erfassuns
Haushalt B ist zu erfassen

Beachten Sie die vorgenannten Regeln genau. Sie weichen von der
Grundsatzregel, nach der stets die Berichtswoche bzw. der stichtag
maßgebend ist, ab. Hingegen sind Neugeborene, clie erst nach dem
12. Juni 1985 geboren sind, nicht in den Erhebungspapieren aufzuneh-
men (dagegen nach dem 12. Juni Gestorbene!).
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1.lJ, l{l§ ruN StE ser SeLBsrausr0LLur{o?

Treffen Sie auf einen Haushalt, der den trlunsch:äußert, die Erhebungs-
unterlagen selbEt auszufüllen, so mässen Si'e aän Wunsch der anqetrof-
feaen Auskunftspflichtigen beachten. Die für die Selbstausfüllung
vorgeaeheDen Erhebungspapiere sind in diesem Fall den Eaushalt auszu-
händigen oder eine entsprechende tteldung an das statistische Landes-
ant zu Eachen, damit von dort eine Zusendung dieser papiere erfolgt.
üachen Sie bitte auf der Verteilungsliste eine entsprechende Eintra-
gung. In keinen FaIl sind den SelbstausfülIern der Eaushaltsnantel-
bogen oder die Verteilungsliste zur AusfüIlung zu überreichen.

Tragen Sie bitte auch bei Selbstausfüllung folgende Anoaben in den
Eaushaltsmantelbogen bzw. die Verteilungsliste selbst ein:

- ZahI der Baushalte in der l{ohnung
- Zahl der Personen im Eaushalt
- Vor- und Familienname des angetroffenen Auskunftspflichtigen
- Stra8e, Eausnummer und Lage der Wohnung im G'ebäude.

Die Auskunftspflichtigen, also auch die SelbstausfüI1er, sind nach
§ 8 Abs. 4 zu den entsprechenden Angaben, die Voraussetzung für eine
ordnungsgemäße Durchführung der Interviewertätigkeit sind, fhnen ge-
genüber verpflichtet. Weitere Eintragungen in die Erhebungsvordrucke
können Sie auch vornehnen, wenn und soweit die Auskunftspflichtigen
einverstanden sind.

1,14 UrE enressen Sre m G

In den ausgewählten Gemeinschaftsunterkünften sind grundsätzlich aIIe
dort lebenden Privathaushalte und Einzelpersonen zu erfassen. Bei
sehr großen Einrichtungen werden nur Personen befragt, deren Fami-
liennamen mit bestinnten Buchstaben beginnen, z.B. A-G oder L-R. Das-
selbe gilt analog für die Privathaushalte im Bereich der Gemein-
schaftsunterkunft, wobei der Anfangsbuchstabe des Familiennamens des
Haushalts maßgebend ist. Die ausgewählte Buchstabengruppe wird Ihnen
vom Statistischen Landesamt in diesen FäI1en bekanntgegeben.
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Gäste in Beherbergungsbetrieben und Patienten in Krankenhäusern, die
sich dort nur vorübergehend (d.h. r,ueniger als 3 Monate) aufhalten,
sind n i c h t zu erfassen; xianke in EeiI- und Pflegeanstalten
oder Sanatorien nur insoweit, als sie vrcgen der Länge ihres Aufent-
haltes dort polizeitich gemeldgt sind oder außerhalb der Einrichtung
keinen weiteren wohnsitz (wohnraum) haben

AIIe Einzel-pqrsonen in Gemeinschaftsunterkünften, die nicht für sich
rdirtschaften, bilden grundsätzlich einen Hausha1t. Wenn Einzelperso-
nen nicht gemeinsam mit den übrigen ihre Angaben machen möchten, kön-
nen diese für sich auf einem gesonderten Bogen antworten.

Privathaushalte im Bereich der Gemeinschaftsunterkunft (2.B. Eaushal-
te von Hausmeistern, Ärzten, Pftegern) sind je mit einem eigenen
Haushaltsmantelbogen unil eigener Erhebungsliste zu erfassen. Sie er-
halten dadurch eine eigene Haushalts-Nr.

Können in Gemeinschaftsunterkünften Personen nicht persönlich befragt
werden (2.B. Kleinkinder), so ist der Leiter der Einrichtung aus-
kunftspflichtig. wenden Sie sich dann bitte an die Verwaltung der
Einrichtung mit den Ersuchen, die benötigten Angaben aus den vorhan-
denen Akten oder Karteien zur Verfügung zu stellen. Sie können dabei
auf die gesetzliche Regelung in § 9 Abs. I Nr. 1 Satz 3 MZG verweisen.
Diese "Ersatzauskunftspflicht( der Leiter von Gemeinschaftsunterkünf-
ten entfälIt jedoch, soweit die Auskünfte durch eine Vertrauensperson
des Befragten erteilt werden können (v91. § 9 Absatz 1 MZG).

Auch ausländische Arbeitnehmer in Arbeiterunterkünften sind zu befra-
gen. Sollten Sie Verständigungsschwierigk6iten haben, so versuchen
Sie bitte - mit Zustimmung des Befragten - sprachkundige Betreuer
einzuschalten.
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2 EnurauruGS- UND 0RcRrulsatloNSPAPIERE

2.1 VERTEILUNGSLISTE

Für jeden Auswahlbezirk erhalten Sie vom Statistischen Landesamt eine
Verteilungsliste.

Zunächst füllen Sie den Kopf der Verteilungsliste aus (Kreis, Genein-
de, Straßen- und Hausnummern des Auswahlbezirks, Ihren Namen, Ihre
Adresse und Ihre Interviewernummer). Geben Sie dabei die Hausnummern
je Straße bitte einzeln an. Dann tragen Sie die Schlüsselnummer für
clas Land, den Regierungsbezirk (1970) und den Auswahlbezirk in die
entsprechenden Kästchen ein. Die übrigen Angaben werden llrnen vom Sta-
tidtischen landesamt vorgegeben.

In diese Liste tragen Sie bitte jeden zu befragenden Haushalt ein,
unabhängig davon, ob Ihr Bemühen um eine Befragung Erfolg hatte oder
nicht. I'Iach der Straßenkennzeichnung und Hausnummer (Spalten a + b)
ist die Lage der Wohnung im Gebäuäe, in der der Haushalt wohnt, fest-
zuhalten (Spalte c).

In Spalte d tragen Sie den Namen des Haushalts ein (Wohnungsinhaber
und Untermieter sind zwei Haushalte). für Gemeinschaftsunterkünfte
nehmen Sie bitte in Spalte d keine Eintragungen vor.

Dabei sol1 folgende Reihenfolge eingehalten werden:
l. Straße,

Cebäude mit der niedrigsten Hausnummer in dieser Straße, das noch
in Ihrem Auswahlbezirk 1iegt (2.B. Hausnummer 12)

l. Wohnung im untersten bewohnten Stockwerk (2.B. Souterrain)
- tlauptmieter dieser Wohnung
- ggf. Untermieter

2. Irlohnung im untersten bewohnten Stockwerk
usv,r.

l. Wohnung im nächsten Stockwerk (2.B. Erdgeschoß, parterre)
2. Wohnung im nächsten Stockwerk
usw.
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Gebäucle mit der nächsthöheren Hausnummer

1- Wohnung im untersten Stockwerk
usw.

Und wenn Ihr Bezirk zvrei Straßen umfaßt:

2.. Straße,
Gebäu.ile rnit der niedrigsten Hausnummer (2.8. Hausnr. 2)
uslr.

Für Gemeinschaftsunterkünfte ist nur jeweils eine Zeile auszufüllen
(ohne Privathaushalte im Bereich von Gemeinschaftsunterkünften) .

Die zu Ihrem Auswahlbezirk gehörigen Gebäude nunerieren Sie in Spalte
'15/15 einfach durch. Durch die fortlaufenilen Hausnunmern ist ja be-
reits die richtige Reihenfolge sichergestellt.

Die lfd. Nr. der WoLnlllg im Gebäudq (Spalte 17/181 wird wie folgt
vergeben:
BeiSpieI: Erstes Haus in Ihrem Bezirk ist ein 2-stöckiges Wohnhaus,

auf jeder Etage 3 Wohnungen, beginnend in Erdgeschoß.

Die Wohnungen des Erdgeschosses erhalten die Nummern 01

bis 03
(innerhalb eines Stockwerkes spielt die Reihenfolge der
lilohnungen -keine Rolle ) ,

des 1. Stockes die Nummern 04 bis 05,
des 2. Stockes die Nummern 07 bis 09.

Zweites Haus: Einfamileinhaus;
das Gebäude enthäIt nur eine Wohnüng mit der Nummer 01.

Wohnen zwei oder mehr Haushalte in'einer Wohnung, clann muß die glei-
che lfd. Nr. der wohnung im Gebäude zweimal oder mehrmals in cter Ver-
teitungsliste erscheinen (2.B. bei Haupt- und Untermietern).

In Spa1te 19/20 i.st die Ifd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk ein-
zutragen; das beCleutet, ilaß ilie einzelnen Zeilen - da für jeden Eaus-
halt eine Zeile benutzt wird - aufsteigend zu numerieren sind (Aüs-
nahme: Haushal-t nicht auskunftspflichtig, V[ohnung leerstehend).
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die im Bereich von Gemeinschaftsunterkünften vorhan-
den sind, müssen wie aIIe anderen Haushalte im Auswahlbezirk fortlau-
fend numeriert werden (Ifd. Nr. des Gebäudes im Auswahlbezirk, Ifd.
Nr. der Wohnung im Gebäude, Ifd. Nr. des Haushatts irn Auswahlbezirk).
Für Gemeinschaftsunterkünfte ist die Ifd. Nr. des Gebäudes im Auswahl-
bezirk ebenfalls zu vergeben, a1s Lfdl. Nr. der gdohnung im Gebäude
und als lfd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk jedoch jeweils 't00n
zu signieren.
Leerstehende, gewerblich genutzte und von Angehörigen ausländischer
Streitkräfte bewohnte l{ohnun gen sind ebenfalls nur in den Spalten
15/16 llfd. Nr. cles Gebäudes) und.17/18 (lfd. Nr. der Wohnung) zu
numerieren. Die lfd. Nr. des Haushalts (Spalte 19/2O) ist hier offen
zu lassen.
Die Zahl der Eaushalte in der Wohnung (S Pal te 21) und der Personen im
Haushalt (Spalte 22/23) können Sie von dem angetroffenen Auskunfts-
pflichtigen in Erfahrung bringen, auch bei vorliegendem Wunsch nach
SelbstausfüIIung (vgI. hierzu Abschnitt 1.13).

fn Spalte 24 (nur für 0,1 t-Bezirke mit Fragen zu Urlaubs- und Erho-
Iungsreisen) tragen Sie ein, ob vom Eaushalt Anqaben zu Urlaubs- und
Erholungsreisen gemacht wurden, und wenn ja, ob eine Reise unternom-
men wurde oder nicht.

Haben Sie die Befragung durchgeführt, tragen Sie aIs Befragungserfolg
(Spalte e) '1u ein. Treffen Sie auch nach mehrmaligen Versuchen nie-
manden an oder will man Ihnen keine Auskunft geben, vermerken Sie
eine "2" (keine Auskunft). Nicht auskunftspflichtige Haushalte (Baus-
halte von Angehörigen ausländischer Streitkräfte und Wohnungsinhaber,
die die Räume gewerblich nutzen) sind mi+ tr3tr, Ieerstehende Wohnungen
mit "4" zu signieren. Die ZahI der aus@unq
Zusatzbogen ( Spalten f bis i ) füllen Sie am besten aus, wenn Sie alle
Befragungen abgeschlossen haben. In Spalte k (Wohnunqsinhaber) kenn-
zeichnen Sie bitte, bei welchen cler eingetragenen Haushalte es sich
um den des triohnungsinhabers (Eigentümer oder Hauptmieter, also kein
Untermieter ) hanclelt.

In die Rubrik "Bemerkungen/Telefonnummer" (Spatte "1") können Sie
beispielsweise Termine für einen weiteren Etesuch oder wichtige Mit-
teilungen an clas Statistische Landesamt (2.8. Wunsch nach Selbstaus-
fü1Iung) eintragen.
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Bei der Telefonnummer berücksichtigen sie bitte, daß der Auskunfts-
pflichtige die Angabe der Terefonnummer nur freiwirlig zu machen
braucht.

zum Abschruß rhrer Arbeiten kontrorlieren sie nochmals anhand der
Verteilungsliste, ob Sie alle llaushalte erfaßt haben

2, 2 I{AUSHALTSMANTELBoGEN

Für jeden im Auswahlbezirk wohnenden Eaushalt (auch privathaushalte
in Gemeinschaftsunterkünften) und für jede Gemeinschaftsunterkunft
ist ein Haushaltsmantelbogen anzulegen, unabhängig davon, ob der
Haushalt angetroffen wurde oder nicht.

Auch für eine leerstehende lVohnung od.er wenn eine Irtohnung von Ange-
hörigen ausländischer Streitkräfte privatrechtlich bewohnt wj.rd, ist
ein Haushaltsmantelbogen anzulegen.

I NANT UND ANSCHRIFT

ob sie in clie entsprechenden Kästchen die Regierungsbezirks- und
Auswahlbezirksnummer eintragen solren, wird rhnen vom statisti-
schen Landesamt mitgeteilt.

Unter a) tragen Sie den Familiennamen, Vornamen des Haushalts,
unter b) Straße und Hausnummer seiner Adresse, unter c) die
Postreitzahl und den Namen der Gemeinde ein; für Gemeinschafts-
unterkünfte tragen Sie nur die Anschrift ein.

Bitte beachten Sie, daß auch für Untermieter ein eigener Haus-
haltsmantelbogen anzulegen ist !

I I ZUM HAUSHALT GEHöRENDE PeRsorueru

Hier haben Sie in den Zeilen 1 bis 10 platz, umiNatnenundVornamen
der Haushaltsmitglieder einzutrag€Dr und zwar in der Reihenfolge,
wie sie in der Erhebungsliste erfaßt wurden.
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Sollte der Haushalt aus rEhr als 10 Ersonen bestehen (clies gilt
sowohl für den ttaushalt als auch für ilie Gemeinschaftsunter-
kunft), so muß mindestens ein weiterer Mantelbogen angelegt wer-

den. Die "Ifd. Nr. der Person im Haushalt" ist entsprechend ab-

zuände rn.

In die nächste Spalte (Angaben erhalten = x)
die Zeile jeder einzelnen Person ein Kreuz,
Person Auskunft erhal-ten haben'

machen Sie dann in
wenn Sie für diese

Bitte beachten Sie, daß der angetroffene Auskunftspflichtige
nicht die Namen der übrigen Haushaltsmitglieder offenbaren muß

(vgl.Abschnitt1.,l3).IstdasvonlhnenangetroffeneHaushafts-
mitgliednichtbereit,IhnendieNamenderübrigenHaushaltsmit-
glieder zu nennen, so teilen Sie dies bitte dem Statistischen
Landesamt mit. Geben sie dabei auch die Anzahl der übrigen llaus-
haltsmitglieder an. Diese Auskunft kann Ihnen das angetroffene
ilaushaltsmitglieclnachSloAbs.2Satz2MZGnichtverweigern.

III ANCASSN ÜBER DIE BEFRAGUNG

Hier tragen Sie das Datum des Interviews ein unil bestätigen die
ordnungsgemäße Durchführung der Befragung mit Ihrer Unterschrift'

IV SouoEnReeeuuNc FÜP BESTIMMTE HRusHnlte

Bei Haushalten' die für längere Zeit ablresend bzw. nicht anzutreffen
sind oder die keine Auskunft erteilen, ist nur der Teil I des Haus-

haltsmantelbogens auszufüI1en. Gleiches giIt' wenn die wohnun lee r-

steht oder von Angehör igen ausl-ändischer St re itkräfte pr ivatre chtl ich

bewohnt wird. In diesen FäIlen füIlen Sie bitte die Anschrift aus und

vermerkenbeimFamiliennamendeutlich'.Ieer''bzw.''Streitkräfte.'
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2,3 ERHEBUNGSLiSTE

Für jeden im Auswahlbezirk lvohnenden Haushalt und für jede Gemein-
schaftsunterkunft ist mindestens eine Erhebungslist'e anzulegen.

Ist die Zahl der Haushaltsmitglieder rößer als fünf, dann verwenden
sie zur Beantrnrortung der Fragen eine zweite Erhebungsriste für ilie
sechste, siebte und weitere person. Vergessen Sie nicht, die Orcl-
nungsangaben auf die zweite Erhebungsliste zu übernehmen und die
'Ifd. Nr. der Person im Haushalt" entsprechend einzutragen. (n06,,,
"07" usw. ).
AnaIog ist bei Gemeinschaftsunterkünften zu verfahren (§. .Abschnitt
1.14).

Die Eintragungen in die Erhebungspapiere nehmen Sie bitte mit Kugel-
schreiber vor, nicht aber mit BIei- oder Farbstift. Durch dlie direkte
Eintragung der_Angaben in Signierziffern in die Erhebungspapiere für
eindeutige klassifizierbare Anthrorten ist es mö91ich, die jeweils in
die Rubrik des betreffenden HausiLartsmitgriedes eingetragene schrüs-
selzahl gleich auf den Datenträger, ohne vorherige übertragung in
eine Signierspalte, zu übernehmen.

Bei allen Fragen, bei denen die Angabe entfällt, sind keine Eintra-
gungen zu machen, d.h. die betreffende Spalte muß leer bleiben.

2,U WeITeRe ERHEBUNGSPAPIERE

Außer der Erhebungsliste ist für jeden Haushalt und .leerstehende vfoh-
nu.ng der Erhebungsbogen zur "!{ohnsituation des Haushalts" anzulegen.
Darüber hinaus sind in bestimmten Auswahrüezirken Erhebungsbogen zu
den "url-aubs- und Erholungsreisen" oder zur "EG-Arbeitskräftestich-
probe" zu bearbeiten. Ob Ihr Auswahlbezirk dazu gehört, teilt Ihnen
oas statistische Landesamt mit. hlbitere Erläuterungen zu diesen Er-
gänzungs- bzrrr. zusatzbogen enthalten die Teile 4r5 und 6 dieses Hand-
buchs.
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2,5 EINTRAGUNGSTEcHNIK FÜR STRICHMARKIERUNGSBOGEN

rn die zusatzbogen zur wohnsituation des Haushalts und zu den urraubs-
und Erholungsreisen sind Antworten teits in Ziffern, teils im Strich-
markierungsverfahren einzutragen. Das für das maschinelle Lesen vcjn
Strichmarkierungen benutzte "L€segerätn erkennt schwarze Markierungen,
die das Licht absorbieren unil nicht reflektieren. Für die Eintragun-
gen ist daher ein schwarzer Bleistift (Nr. 2) zu verwenden. Farbstif-
te oder Kugelschre iber sind unqeei gnet

Die zutreffende Antr,,rort wird durch einen Bleistiftstrich im entspre-
chenden Markierungsfeld (zwischen den Klammern) gekennzeichnet, und
zwar so, daß das llarkierungsfeld wei tgehend ausgefü1lt ist. Vturde
irrtümlich eine falsche Eintragung vorgenommen, so ist die fehlerhaf-
te Markierung sorqfältiq auszuradieren.

Der rechte,
beichrieben

schwarze estri chelte Rand des Fragebogens ilarf nicht
und nicht beschädigt werden. Er dient der Führung des

Bogens clurch das Iesegerät.

Ein verschmutzter Bogen darf nicht verwendet werden. Ein Überschrei-
ben der Markierungsfelder muß in jedem FalI vermieden werden.

Am Ende der Strichmarkierungsbogen befindet sich unter der über-
schrift "nur vom Statistischen Landesamt auszufüIlen" eine Signier-
leiste. Sie ist für die Übertragung der vom Interviewer eingetraqenen
Ziffern in maschinell lesbare Normziffern vorgesehen. Soweit das Sta-
tistische Landesamt keine besondere Anweisung gegeben hat, sind daher
hier vom Interviewer keine Eintragungen zu machen.

2 ,6 VoLLZAHL I GKE I T DES I*IRTEN I RIS

Nach Abschluß Ihrer Interviewertätigkeit im Auswahlbezirk müssen fol-
gende Erhebungspapiere vorhanden sein:
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a) Verteilungsliste

b) Entsprechend der Zahi der Haushalte - ob angetroffen oder nicht -
ggf. einschließlich Haushalte als SelbstausfüIler, leerstehender
oder von Angehörigen ausländischer Streitkräfte privatrechtlich
bewohnter Wohnung en, die Zah1 der ltlikrozensus-Haushaltsmantel-
bogen. Auch für jede Gemeinschaftsunterkunft muß mindestens ein
Haushaltsmantelbogen vorliegen.

c) Für jeden Haushalt - außer bei Ieerstehenden oder von Angehörigen
ausländi scher Streitkräf te privatrechtlich ber{ohnter Wohnungen,
bei gewerblichen bzw. unbewohnbaren lrlohnungen - bzw. für jede Ge-
meinschaftsunterkunft mindestens eine Erhebungsliste, soweit er
nicht SelbstausfüIIer ist. Für jeden SelbstausfülLer-Haushal,t
einen Vermerk, daß der Haushalt schriftfich ant$rortet.

d) Für alle Haushafte der (auch
für leerstehende Vtohnungen), für die Haushalte in den bestimmten
Auswahlbezirken auch die Ergänzungsbog en zu den Urlaubs- und Er:
holungsreisen oder zu der EG-Arbeitskräftestichprobe.
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ERLAUTERUNGEN ZU DEN FRNETru OER ENXCSUNGSLISTE

Frage-Nr.

Familienname,
Vorname

Lfd. Nr
Pe rson

der

Er Iäuterung

A. Angaben zur Person

Tragen Sie die Namen und Vornamen aller am Erhe-
bungsstichtag ('12. Juni 1985) zum Haushalt gehö-
renden Personen ein. Beachien Sie, daß auch Haus-

haltsmitglieder, die aus beruflichen oder anderen
Gründen am Erhebungsstichtag vorübergehend abwe-

send sind, erfaßt werden müssen; zumindest müssen

Sie die Anzah1 dieser vorübergehend abwesenden
Personen, für die sie ggf. keine Angaben erhalten,
beim angetroffenen Haushaltsmitglied erfragen und

auf der Verteilungsliste festhalten bzw. dem Sta-
tistischen landesamt mitteilen. Die Eintragungen
machen Sie bitte in folgender Reihenfolge:
Ehegatten, Kinder in der Reihenfolge ihres Alters,
andere Verwandte, familienfremde Personen.

Geht die zahl der Haushaltsnitglieder über fünf
hinaus, so verlrenden Sie eine zweite Erhebungs-
Iiste, die Sie deutlich mit "2E kennzeichnen, und

übernehmen Sie die "Ordnungsangaben" des ersten
Bogens. Ändern Sie auch die "laufende Nr' der Per-
son" in der zweiten Erhebungsliste-

Verheiratete Personen gelten auch dann als verhei-
ratet (2), wenn sie getrennt leben. Personen,
deren Ehegatte für tot erklärt worden ist, gelten
als verwitwet (3).

Für clie 1. Person im Fragebogen entfäIlt ilie An-
gabe zu dieser Frage (die Ziffer "1 " ist bereits
einged ruckt ) .

'2l16'Famif ien-
U zusammenhang

2/1 Fami I i en-
stand
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FragejNr.

2/17t 18

sang ehör i9-
keit

Er1äuterung

ALle anderen Personen geben an, ob und wie sie
mit der ersten Person oder deren Ehegätte ver-
Eandt oder verschwägert sind.

Beachten Sie bitte, daß auch Stief-, Adoptiv-
und Pflegekinder als Kinder ("3") gelten.

Für in Gemeinschaftsunterkünften lebende personen,
die keinen eigenen Haushalt führen, bleibt diese
Spalte leer.

Wenn neben der deutschen noch eine weitere Staats-
angehörigkeit vorliegt, so tragen Sie bitte n01"
(Deutsch) ein.

.2/.19 , 20
Au en altsdauer

Hat jemand nehrere fremde Staatsangehörigkeiten,
lassen Sie den Befragten entscheiden, welche davon
eingetragen werden solI.
Inhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose (n50").

B. Ausländer

Der Fragenkomplex "eusländer" (B) ist nur an per-
sonen zu richten, für die 2ur Frage nach der
Staatsangehörigkeit die Schtüssel ',02" bis ',50"
eingetragen wurden.

Für Deutsche bleiben die entsprechenden Spalten
1eer.

Bitte beachten.Sie folgenden Sonderfall:

Hatte ein AusIänder nach einern ersten Zuzug in die
Bundesrepublik Deutschland für mehr a1s 6 Monate
die Bundesrepublik wieder verlassen und kehrte an-
schließend zurück, so ist das Jahr des zweiten
(dritten) Zuzugs hier anzugeben. Nur bei unter
6monatigem Auslandsaufenthalt- ist das Jahr des er-
sten Zuzugs in die Bundesrepublik anzugeben.
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Frage-Nr.

/23 - 2/2
Kinder im
He irr atl and

2/27, 28

e ere g

Er 1 äuterung

Bei Ehepaaren ist die Zahl der Kinder je Alters-
gruppe nur bei einem Etternteil einzutragen.
Kinder, die auch in der Bundesrepublik leben,
werden nicht gezählt.

Unter hiesiger wohnung ist diejenige wohnung zu
verstehen, für die diese Erhebungsliste ausgefüIIt
wird.

Hat ein Haushaltsmitglied - neben der vorwiegend
benutzten Wohnung der Familie - noch am Arbeits-,
Studien- oder SchutrorL z.B. ein möbliertes Zimmer
(auch Unterkunft bei Verhrandten oder Bekannten),
so ist "1" einzutragen, unabhängig davon, ob die
Befragung dort oder am Familienwohnsitz durchge-
führt wird. Eine weitere Wohnung kann auch sein:
Wochenendhaus, Zweitwbhnung, Baracke, Arbeiter-
wohnheim., Internat, Anstalt mit langfristiger Un-
terbringung und behördlicher Lteldung.
Für Wehrdienst.leistende zäh1t die Kaserne nicht
als weitere Wohnung.

Vleitere Vtohnungen im Ausland sind nicht zu erfas-
sen.

Ilauptwohnung ist die vorwiegend benutzte wohnung
des Einwohners.

Für Verheiratete, auch wenn sie aus wirtschaft-
lichen oder beruflichen Gründen nicht ständig zu-
sammenleben (2.B. Wochenend- oder Monatspendler,
Arbeitnehmer auf Montage) ist nach den neuen Mel-
derecht die Wohnung der Familie die. vorwiegend be-
nutzte Wohnungr also die Hauptwohnung.

2/28

/ 2'7
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Frage-Nr.

2 /29 Schulbesuch

Er Iäuterung

Eür aIle übrigen personen (Ledige, Verwitwete, Ge-
schiedene sowie Verheiratete, die dauernd getrennt
leben) bzw. in ZweifetsfäI1en ist nach dem neuen
Uelderecht oie vorwiegend benutzte Wohnung (Haupt-
wohnung) diejenige, wo der Schwerpunkt der Lebens-
beziehungen des Einwohners Iiegt, d.h. in der RegeI
die Wohnung, die mehr als die Hälfte des Jahres
bewohnt wird.

Schul-besuch

Unter Schlüssel "1" (Grund-/Haupt-./Yolksschule )

sind auch Kinder und SchüIer nachzuweisen, die
Schul- und Sonderschulkindergärten, Vor- und Son-
dervorklassen, Eingangsstufen der Grundschule und
schulartunabhängi9e Orientierungsstufen sowie
Hauptschulzüge an Gesamtschulen und (Volks-)Son-
derschulen besuchen.

Kinder in Schulkindergärten und Eingangsstufen der
Grundschulen sind unter ',1,' nachzuweisen.

Unter SchlüsseI "2" (Reals chul e,/Berufsau fbau-
schule) sind Schü1er in Schulen mit dem Bildungs-
ziel rrMittlerer Abschluß,, (Realschulabschluß,
Fachoberschulreife, Fachschulreife u.a.) zuzuord-
nen. zu diesen Schulen zäh1en Atrendrealschulen,
Realschulzweige oer Gesarnt- und Sonoerschulen so-
wie Berufsaufbauschulen in Vo11- und Teilzeitform.

Unter SchlüsseI "3" (Gymnasium/Fachoberschule)
sind hier aIle schüLer in Einrichtungen rrit dem
Bi ldungsz ieI " Fachhochschulre i f e, Hochschulre i f e"
zu signieren. Zu dresen Einrichtungen gehören auch
die Fachgymnasien, beruflichen Gynnasien, Abend-
gynnasien, KoIlegs, Technischen Oberschulen
(Baden-I,lürtternberg) r Berufsoberschulen (Bayern)
sowie die Gymnasialzüge an Gesarnt- und Sonder-
schuLen.



- 31

Frage-Nr. Er1äuterung

Integrierte Gesamtschulen (SchIüssel "4") sind
Einrichtungen nit stüfenmäßigem Aufbau (Primar-
stufe, Sekundarstufe I und II). In der Sekundar-
stufe f werden alle SchüIer - ohne Zuordnung zu
einer bestimmten Schulart - gemeinsam unterrich-
tet. Dazu zählen auch die Freien Waldorfschulen.

Beruf s f achschul enlBeruf undbildungs- undl Berufs-
vorbereitungsjahr (Schlüssel "5") sind Einrichtun-
gen mit Vollzeitunterricht, die im Rahmen der aII-
gemeinen zwölfjährigen Schulpflicht besucht \rerden
und die vorrangig der Berufsvorbereitung, der Be-
rufsgrundbildung sowie cler Berufsausbildung die-
nen. Dazu zäh1en auch Einrichtungen des Berufs-
grlindbildungs- und .Berufsvorbereitungsjahres an
Berufsschulen, Handelsschulen, Kollegschulen
(Nordrhein-Westfalen), Berufskollegs, Pflegevor-
schulen an Krankenanstalteni Krankenpflegeschulen
hingegen sind unter Schlüsse1 "5' nachzuweisen.
SchüIer im Berufsgrundbildungsjahr der koopera-
tiven Form sind unter "9" (Berufsschule) zu er-
fassen.

Bei den Fachschulen (Schlüsse1 "5") handelt es sich
um Einrichtungen mit VoII- und Teilzeitunterricht,
die der beruflichen Fortbildung dienen. Sie werden
nach einer bereits abgeschlossenen Berufs.ausbil-
dung und praktischen Berufserfahrung, teilweise
auch nach langjähriger praktischer Arbeitserfah-
rung oder mit dem Nachweis einer fachspezifischen
Begabung besucht. Hierzu .zählen z.B. Techniker-
schulen, Irleisterschulen, Fachakademien, Berufsaka-
demien, Berginoenieurschulen (die nicht Fachhoch-
schulen sind), Ausbildungsstätten für nichtärzt-
liche Fieilberufe wie Krankenschwestern, Hebammen,
Bademeister u.ä. tserufe.
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Frage-Nr. Erläuterung

Die Fachhochschulen (SchIüsse1 "7") - einschl.
Verwaltungsfachhochschulen - sind größtenteils aus
früheren Ingenieur-, Verwaltungs- oder Höheren
Fachschulen hervorgegangen. Das Fachhochschul-
studium setzt in der Regel die Fachhochschulreife
voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als
Präsenzstudium in VoIlzeitform, in vielen Studien-
gängen unter Einschluß berufspraktischer Ausbil-
dungsabschnittei es gibt aber auch E'ormen des be-
rufsbegleitenden Teilzeit- oder Fernstudiums. Das
Fachhochschulstudium führt zu einer Diplomprüfung
(früher Graduierung).

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Fachhochschulbereichs einer Gesamthochschu).e, so
ist hier SchlüsseI "7" einzutragen

liochschulen (Schlüssel "8") bereiten auf Tätig-
keiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und t"iethoden oder die Fähigkeit zu
künstlerischer Gestaltung erfordern. Zu den wis-
senschaftlichen Hochschulen gehören oie Universi-
täten (einschI. cier gleichrangigen Einrichtungen,
wie medizinische, Sport- und technische Hochschu-
Ien), pädagogische und theolcAische Hochschulen.
Kunsthochschulen sind die äochschulen für Bildenoe
Künste, Gestaltung, Musik, Eilm un<i Fernsehen. Iras
Hochschul,studium setzt in der Regel die allqemeine
oder fachgebundene Hochschulreife voraus. Die Aus-
bildung erfolgt in der Rege1 als Präsenzstudium in
Vollzeitform, in vielen Studiengängen unter Ein-
schlutj berufspraktischer AusbiI<iungsabschnittei es
gibt auch Formen des berufsbegleitenoen'teilzeit-
oder Fernstudiums. Den Studienabschluß bilden
Hochschulprüfungen (Diplon, üagister, Promotion
usw.) oder Staats- bzw. kirchliche Prüfungen.
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t'rage-Nr

3/1 1 Erwerbs-/
Berufs-
tät io ke it

Er1äuterung

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Hochschulbereichs einer Gesamthochs chu1e, so ist
hier Schlüssel "8" einzutragen.

Berufsschulen (SchIüssel "9") sind Einrichtungen
mit Teilzeit- oder Blockunterricht, die in Rahnen

der dreijähri§en Teilzeit- bzw. Berufsschulpflicht
besucht werden rnit dem Ziel, die Atlgeneinbildung
der SchüLer zu vertiefen und die für den Beruf er-
forderliche fachtheoretische Grundausbildung zu
vermitteln. Sie werden in der Regel von Jugend-
Iichen nach Erfüllung der Vollzeitschulpflicht bis
zum vollendeten 18. Lebensjahr oder bis zum Ab-
schluß der praktischen Berufsausbildung besucht.
SchüIer des Berufsgrundbildungsjahres in vollzeit-
schulischer Form sowie des Berufsgrundbildungsjah-
res werden bei Berufsfachschulen (SchLüssel "5r')
nachgewiesen.

D. Erwerbsbeteil unq Arbeitsuche

Erwerbs- bzw. berufstätig sind a-IIe Personen, die
in der Berichtswoche (10. - 16. Juni 1985)

- in einem Arbeits-/Dienstverhältnis stehen (auch
Soldaten )

- selbständig ein cewerbe, einen freien Beruf,
eine Landwirtschaft. oder ähnlichen Betrieb be-
treiben oder im Familienbetrieb mitarbeiten

- in einem Ausbildungsverhältnis stehen
- geringfügige oder gelegentliche Tätigkeiten aus-

üben.

Hierzu zäh1en auch Personen, die
- nornalerweise erwerbstätig sincl, aber in der Be-

richtswoche z.B. krank oder im Urlaub waren
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Frage-Nr.

Landwirt-
schaf t1 i che
Mithilfe

ErI äuterung

- ihre Tätigkeit nur für eine geringe St.undenzahl
ausüben (evtl. nur eine Stunde pro lioche)

- aLs mithelfende Familienangehörige ohne förm-
Liches Arbeitsverhättnis im Betrieb eines Haus-
halts- bzw. Eamilienmitgliedes mitarbeiten

- sich als Rentner noch etwas hinzuverdienen
- sich aIs Arbeitslose neben Arbeitslosengeld/

-hilfe noch etwas hinzuverdienen.

Ehrenarntl. iche Tät igkeiten, z.B. aIs Schöffe, Vor-
sind nicht zu erfassen.mund oder Stadtverordneter,

Reqe1mäßiqe Täti gkeit: Die Tätigkeit wird in re-
gelmäßigen Zeitabständen ausgeübt (2.8. tägtich,
einmal wöchentlich , zwei Tage im l{onat).

Gelegent I iche Tätigkeit: Der Erwerbstät ige wird
nur nach Bedarf eingesetzt, oder er sucht sich nur
eine Arbeit von kurzer Dauer (2.8. Ferienjob).
Eine gelegentliche Tätigkeit soII nur dann angege-
ben werden, wenn sie in der Berichtswoche auch
tatsächlich ausgeübt wurde. Einmalige Tätigkeit
nur in der Berichtswoche gilt a1s gelegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen
wir noch einmal ausdrücklich darauf hin, daß für
alIe Haushaltsmitglieder, die hier angeben, er-
werbstätig zu sein, auch die Fragen im TeiI ,'Er-
werbstätigkeit, Arbeitsuche" zu beantworten sind

Bitte nehmen Sie trier jede in der Berichtswoche
geleistete Arbeit in einern vom Haushalt bewirt-
schafteten Iandwirtschaftlichen Betrieb auf, auch
lrenn es sich nur um gelegentliche landwirtschaft-
liche HiIfe gehandelt hat.
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Fr ag e-Nr

Arbeitsuche
als Ni cht-
erhrerbs-
tät ig er

Er 1äuterung

Landwirtschaftliche Arbeiten sind z.B. Fefdarbeit,
Arbeiten bei der Tierhaltungr.aber auch Büro-
arbe iten !

Hauswirtschaftliche Arbeiten sind alIe Verrichtun-
gen im Haushalt für die Beköstigung und sonstige
versorgung der Familie des Betriebsinhabers. Sie
sind hier nicht anzugeben.

Diese Frage ist nurzu beantworten, $/enn die Fra-
gen 3/1 1 und 3./12 mit "Nein" beantwortet wurden.
Bitte stellen Sie die Frage an a1le Nichterwerbs-
tätigen im Alter von 15 Jahren und mehrt z.B.
auch an SchüIer uncl Rentner.

Arbeitsuche
a1s Ervrerbs-
tät iger

Eine Täti9kei.t ist freiwillig unterbrochen z.B.
von Hausfrauen, die früher einmal erwerbstätig
waren und jetzt wieder eine Berufstätigkeit
suchen, oder von llandwerkern, die eine Meister-
schule abgeschlossen haben und jetzt eine neue Ar-
beitsstelle suchen.

Vienn die Fragen 3/11 oöer 3/12 ni|. "Ja" beantwor-
tet wurden, stellen Sie bitte diese Frage zu einer
evtl . Arbeitsuche.

Arbeitslos A1s arbeitslos gelten nur solche Personen, die
normalerweise erwerbstäti9 sind und z.z. nur vor-
übergehend - da sie noch keinen neuen Arbeitsplatz
gefunden haben - au6 dem Erwerbsleben ausgeschie-
Cen sind, sowie Schulentlassene, die sich un eine
Lehr-/Arbeitsstelle bemühen. Die Bezeichnung nar-
beitslos" gilt auch, wenn_man nicht beim Arbeits-
amt gemel<iet ist oder hlenn man zwar gemeldet ist,
aber kein Arbeitslosengeld,/-hilfe bezieht (Sig-
nierziffer "2" ).
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Frage-Nr.

Art der
Arbeitsuche

16-3/ 19,

Er I äute rung

Personen, die nornalerweise keinem Erwerb nach_
gehen, z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, gelten
nicht als arbeitslos.

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daß Arbeits_
Iose, auch wenn sie Arbeitslosengeld bzw. -hiIfe
erhalten, sich noch etwas dazu verdienen. Machen
Sj.e dann für diese Erwerbstätigkeit auch Angaben
im Teil "Erhrerbstätigkeit,/Arbeitsuchende,,.

Eat sich ein Haushaltsmitglied a1s arbeitslos be_
zeichnet ("1" oder ,'2n), so sind auch die Fragen
über die Arbeitsuche zu beantworten.

Die Fragen 3/16 bis 3/19 sind für alle Arbeit-
suchenden und Arbeitslosen zu beantworten, d.h.
wenn die Frage 3/13, 3/'l4 oder 3/15 mit ',Ja" be-
antwortet wurde.

Konmen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht,
so geben Sie bitte die Art mit der niedrigsten
Siqnierzif fer an.

Von Personen, die Arbeitslosengeld/-hi1fe erhal_
ten, ist in jedem FalLe Arbeitsamt ("1,) einzu-
tragen.

Private Vermittlung tragen Sie bitte dann ein,
wenn über eine personalberatung oder ähnliche Ein-
richtungen Arbeit gesucht wird.

Die Arbeitsuche bei Freunden, Bekannten oder Ver-
wandten gilt dagegen als persönliche Verbindung
( "6',).
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Fr age-Nr .

Art der
ge suchte n
Tät ig keit

Verfügbar-
keit

Er Iäuterung

A1s direkte Bewerbung ("5") 9i1t die unnittelbar
vom Arbeitsuchenden ausgehende schriftliche, tele-
fonische oder persönliche Bewerbung, die nicht auf
ein Inserat, die Vermittlung durch das Arbeitsamt
oder durch Bekannte u.ä. erfolgt.

Suche noch nicht aufgenonmen ist nur dann anzu-
geben, wenn eine Person tatsächlich eine Arbeit
aufnehmen bzw. den Arbeitsptatz wechseln möchte,
aber zur Suche noch keine Gelegenheit bzw. Zeit
hatte.

Bitte beachten Sie, r^renn eine Person eine Arbeit-
nehmertätigkeit sucht, d.h. eine Tätigkeit als
Arbeiter, Angestellter, Auszubildender oder auch
als Beamter, daß sie auch angibt, ob sie eine
Vollzeit- oder TeilzeittäLigkeit sucht.

Diese Frage ist von allen Personen zu beantworten,
die die Arbeitsuche bereits aktiv aufgenommen
haben.

Dauer der
Arbei tsuche

Beachten Sie, daß die Verfügbarkeit für die Be-
richtswoche ("sofort") oder die zwei nachfolgenden
Wochen erfragt wird.

Wurde die Arbeitsuche (Von Arbeitslosen) durch
eine zwischenzeitliche Tätigkeit oder auch tängere
Krankheit unterbrochen, so ist nur die nach diesen
Ereignissen folgende Zeit a1s Dauer der Arbeit-
suche anzugeben. Achten Sie darauf, daß nur die
Dauer der Suche, die vor dern Berichtsstichtag
(12. Juni) liegt, angegeben wird.

Für Personen, die die Arbeitsuche noch nicht auf-
genornmen haben, bleib-t diese Frage unbeantwortet.
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Fr ag e-ltrr

Frühere Er-
we rbstät ig-
ke it

3 /21 Beend igung
der letzten
rär ig ke ir

Grund für
Beend ig ung

Er1 äuterung

Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn eine Per-
son z.Z. nicht erwerbstätig ist (Frage 3/ll und
3rl12: "Nein"), gleichgü1tig, ob sie eine Erwerbs-
täti9kej.t sucht oder nicht.

Wenn eine nichterwerbstätigre Person bereits früher
einmal erwerbstätig $rar, geben Sie hier bitte an,
wann diese Tätigkeit aufgegeben wurde, auch wenn
dieser Zeitpunkt schon viele Jahre zurück1iegt.

Treffen mehrere Grünoe für die Beendigung der
letzten Tätigkeit zu, Iassen Sie sich bitte den
wichtigsten angeben.

Kr anken-
kasse/-v er-
s i cherung

E. Krankenversicherung

Die Beamtenkrankenkassen von Post und Bahn sino -
abweichend von der Regelung für die bei Post bzw.
Bahn beschäftigten Angestellten und Arbeiter -
nicht unter Betriebskrankenkasse zuzuordnen, sie
erhalten wie die Private Krankenversicherunq die
Zif f er "7".

In der Landwirtschaftlj.chen Krankenkasse ( "6" )

sincl alle Unternehrner ier Land- und Forstwirt-
schaft, die Ilithelfenden ['amilienangehörigen nach
Vollendung des 1 d. Lebensjahres, Altenteiler u. ä.
versichert.

Lie Signatur "9" ist nur riann einzutragen, vrenn
eine Person Ans?ruch auf Xrankenversorgung ohne
ein direktes Versicherunqsverhältnis mit einer
Krankenversicherung hat. Dieses wird zwischen dem

zustänoigen Anrt und cler Versj.cherunq pauschal be-
qrünctet (2.8. für Sozialhilfeenpfänger, Kriecis-
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Fr age-I{r .

3/24 V'ersiche-
rungs ver-
hä1 tni s

in der KV

Er1 äuterung

schadenrentner, Empfänger von Unterhaltshilfe aus
dem Lastenausgleich und deren abhängige Ange-
hörige).

Die freie HeiIfürsorge der Polizei kann von ver-
schiedenen Gruppen in Anspruch genommen werden,
2.ts. von Bereitschaftspolizisten in Ausbildung,
aber auch von Stammbeamten in den Besoldungsstufen
A 5 bis A 9. Darüber hinaus gibt es in den Bundes-
1ändern unterschiedliche Regelungen.

Freie HeiIfür der Bundeswehr ("9" )

AlIe Soldaten (wehrpftichtige, Zeit-lBerufssolda-
ten, V,iehrübende) unterliegen der "Ereien IIeiIfür-
sorge <ier Bundeswehr". Die Freie Heilfürsorge
kennt jedoch keine Mitversicherung der abhängigen
Fami lienangehör igen.
Angehörige von ZeiE-/Berufssoldaten müssen sich
daher selbst versichern.
Angehöriqe von Vtehrpflichtigen sind weiterhin
(wenn sie nicht selbst versichert sind) als Fami-
Iienmitglied mitversichert, und zvrar in der Kran-
kenkasse, in der der Wehrpflichtige vor seiner Ein-
berufung versichert war.
Angehörige von Wehrübenden sind wie Angehörige von
llehrpflichtigen zu behandeln. (Die Krankenver-
sicherung der Wehrübenden 1äuft für die Zeit der
tfehrübung weiter).

Abgesehen von "geringfü9ig Beschäftigten"' (siehe
3,/26) sind grundsätzlich aIle Arbeiter pflichtver-
sichert ("1"r. Angestellte sind nur dann pflicht-
versichert, wenn ihr.monatliches Bruttoeinkommen
4 050 DM - jährliches Einkommen 48 600 DM - (seit
1. Januar 1985) nicht übersteigt. Liegt ihr monat-
Iiches Einkommen darüber, so sind sie freiwillig
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Fr age-Nr .

3 /25. zusätzI iche
pr ivate
Kranken-
ve rsi cherunq

ErIäuterung

versichert, können (in seltenen Fä11en) aber auch
in einer privaten Krankenversicherung versichert
sein,

Arbeitslose, die Arbeitslosengeld,z-hilfe beziehen,
sind pflichtversichert in einer gesetzlichen Kran-
kenversi cherung.

Wenn eine Eamilie Anspruch auf Sozialhilfe hat,
beachten Sie bitte, daß auch minderjährige Fami-
Iienangehörige einen eigenen Anspruch haben, so
daß auch für diese die Signierziffer "4" einzu-
tragen ist.

Die Eintragung "4" oder "5" setzt unbedingt "9" in
der Vorfrage voraus.

!{enn eine Person Anspruch auf freie HeiIfürsorge
der Polizei usw. hat, können die Familienangehöri-
gen nicht bei dieser Person nitversichert sein.
Vielmehr ist die Ehefrau selbst pflichtversichert
aufgrund einer eigenen Tätigkeit oder freiwillig
versichert. Die Kinder dieser Ehefrau können bei
ihrer Mutter mitversichert. sein.

Richten Sie diese Erage bitte an alle Haushalts-
mitglieder, di.e angegeben haben, daß sie kranken-
versichert sind,
henn riaushaltsmitglieder zusätzlichq Teilversiche-
j:ungen abgeschJ,ossen haben, die z.B. Anspruch auf
Tagegeld bei Krankenhausaufenthalt beinhalten,
vermerken Sie bitte ".:a" (1 ).

Auch a1s uitglied einer privaten Krankenversiche-
rung kann man eine zusätzliche private Krankenver-
sicherung abschl ießen.
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Frage-Nr. 
I

ErI äuterung

Pfl ichtver-
sichert am

St ichtag
in der GRv

F. Rentenversicherung

Pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, (GRV) sind hauptsächlich Arbeiter und

Angestellte (ohne Ausnahme), bestimmte Selbständi-
ge (2.8. Hausgewerbetreibende) sowie lflehr- und
&Svildienstleistende.
Arbeitslose gelten seit 1. Januar 1983 nicht mehr
in der Berichtswoche a1s pflichtversichert in der
GRV (die 'Zeit wird als Ausfallzeit gewertet).

vtehrpflichtige, Soldaten auf Wehrübung (für mind.
3 Tage Dauer) und Zivildienstleistende sind in dem

Zweig rentenversicherungspflichtig, dem sie vor
ihrer Einberufung angehörten. !!er vorher nicht der
gesetzlichen Rentenversicherung angehörte - auch
nicht als freiwilliges Mitglied - wird während
seiner Dienstzeit in der Angestelltenrentenver-
sicherung (BfA) pflichtversichert.
Folgende Personengruppen gehören g!g!!4!g§
der Pf I ichtversicherten :

- Beamte und verg leichbare Angestellte mit Ie-
benslänglicher Versorgung nach beamtenrecht-
Iichen Grundsätzen (sog. Do-AngesteIlte). Diesen
seltenen Angestelltentypus findet man bei So-

zialversicherungsträgern (Landesversicherungsan-
stalten, Ortskrankenka.ssen, Ersatzkassen u.ä. ).
iedoch sind nicht aIIe dort beschäftigten Ange-
stellten auch DO-AngesteIIte! Der sog. "Bank-
beamte" ist in der Regel rentenversicherungs-
pf 1 ichtiger Angestellter.

- Se1bständige (Ausnahrnen siehe oben) und Mithel-
svertraq.fende Familienangehör ohne Arbeit

wer a1s Mithelfender Familienangehöriger einen
Arbeitsvertrag hat, ist sowohl in der Kranken-
versicherung als auch in der Rentenversicherung
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pflichtversichert - es sei denn, er fiele unter
die genannten Ausnahmen. I,tithelfende Eamilienan-
gehörige mit Arbeitsvertrag sind auch im Ab-
schnitt "Erwerbstätigkeit, Arbeitsuchende', aIs
Angestellte oder Arbeiter einzutragen und nicht
a1s Mithelfende Familienangehörige.

- Angestell.te können von der Versicherungspflicht
befreit sein, wenn sie einen güItigen tsefrei-
ungsbescheid der Bundesversicherungsanstalt für
Angestellte (BfA) besitzen. Es handelt sich
hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis zun
31.12.1967 nicht der Versicherungspflicht unter-
1ag und der sich unter bestimmten Bedingungen
auch über diesen Zeitpunkt hinaus befreien Ias-
sen konnte. Nach dem Rentenreformgesetz haben
oiese Anqestellten ab 1.1.1 973 aber wieder oie
Möglichkeit, in die Angestelltenrentenversiche-
rung einzutreten.

- Geringfügig beschäftigte Arbeitnehnrer sind aucl:
von der Rentenversicherungspflicht befreit. Eine
Erwerbstätigkeit wird versicherungsrechtlich
dann aIs eine geringfügige Beschäftigung bzw.
geringfü9ige selbständiqe Tätigkeit bezeichnet,
wenn sie nur "kurzfristig" ausgeübt oöer nur
"geringfügig entlohnt" wir<i. -rline Tätigkeit qilt
im Jahr 'l 985 als:
- kurzfristig, wenn sie im Laufe eines Jahres

ihrer Eiqenschaft nach ocier in voraus vertrag-
Iich auf eine Dauer. von höchstens zwei l,lonaten
oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.

- Eeringfügig entlohnt, wenn sie zwar Iaufend
oder in reqelmäßiger Vlieoerkehr ausgeübt wird,
Cie vereinL,arte .xochenarbeitszeit aber unter
15 Stunden Iieqt und das Arbeitsentgelt re-
gelmäßig in MonaL 390,- Lli nicht übersteiqt.

Wer
und

am Erhebungsstichtag arbeitsunfähig krank ist
zu oieser Zeit keinen Lohn ocier kein Gehalt
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Frage-Nr

Pfl i chtver-
sichert in
den letzten
12 Monaten
in der GRV

Ereiwi I I ig
ve rsi chert
in der GRV

Beiträge
seit
1 .1 .1 924
in der GIiV

ErI äuterung

mehr bezieht, ist. nicht unter dieser Fragersondern
ggf. unter den Folgefragen zu zählen. Das gleiche
gilt für werdende Mütter und Wöchnerinnen an Erhe-
bungsstichtag, die aufgrund des Mutterschutzgeset-
zes nicht mehr beschäfti.gt werden und zu dieser
Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt beziehen.

Auch Rentner können, wenn sie noch errrerbsEätig
sind, in einer Rentenversicherung versichert sein
Bitte beachten Sie, daß die Frage, ob ein Haus-
haltsmiEglied Beiträge zur Altershilfe für Land-
wirte zahlt, hie.r nicht zu stellen ist.

Eine Pflichtversicherung in den letzten 12 llonaten
liegt dann vor, r^renn wenigstens ein Pflichtbeitrag
in diesem Zeitraum entrichtet wurde, aber in der
Berichtswoche keine Pflichtversicherung mehr be-
steht, z.B. hrenn sich eine Pdrson selbständig ge-
nacht hat oder in ein Beamtenverhältnis überhomnen
worden ist.
ltenn die in den letzten i2 Monaten gezahlten Bei-
träge zurückerstattet vrurden, tragen Sie dieses
frühere VersicherungsverhäItnis bitte nicht hier
ein.

Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzunehnen,
wenn Haushaltsmitglieder in den letzten 12 Monaten
vor der Berichtswoche nicht versicherungspflichtig
graren, sich aber freiwillig versichert haben, um

einen Rentenanspruch zu erwerben.
Auch hier sind rückerstattete Beiträge nicht anzu-
geben.

Hier geben Sie bitte an, ob Haushaltsmitglieder
in der zeit vom 1.1.1924 bis ein Jahr vor der Er-
hebung irgendwanri einmal Beiträge zur Rentenver-
sicherung gezahlt haben (2.B. wenn sie ihre Er-
werbstätigkeit aufgegeben habeh, um sich der Er-
ziehung ihrer Kinder zu widmen).
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Frage-Nr .

Fi rma,
Betr ieb

4/ 11 Zweite
Erwerbs-
tät igke it

Er 1äuter ung

Wenn Personen bereits eine Rente beziehen, sind
die früher gezahlten Beiträge zur irlangung dieser
Rente hier nicht anzugeben.

Auch wenn frühere Beiträge zurückerstattet wurden,
tragen Sie sie ebenfalls nicht ein.

Erwerbstätiqke it Arbe itsuchende
Hier tragen Sie bitte den Namen der Firma, des Ar_
beitgebers, der Dienststelle, des Geschäftes, der
Praxis, des eigenen Betriebes ein, bei dem das je_
roeilige Haushaltsmitglied beschäftigt ist. verwen-
den Sie bitte keine nur örtlich bekannten Kurzfor_
nen der Firmennamen. Der Name der Firma ist ein
Hilfsnerkmal unll dient ausschlie8lich zur genauen
Zu des lilirtscha f

Eine zweite Erwerbstätigkeit 1ie9t vor, wenn in
iler Berichtswoche neben der Haupterwerbstätigkeit
eine weitere Tätigkeit ausgeübt wurde, gleichgüI_
tig, ob diese regelmäßig oder nur gelegentlich aus_
geübt wird.

Die ttlithilfe in einem vom Haushalt bewirtschafte_
ten landwirtschaftlichen Betrieb neben der norma_
len Tätigkeit z.B. gilt a1s zweite Tätigkeit.
Zweite Tätigkeiten sind oft sogenannte Nebener_
verbstätigkeiten (ob Entgelte zu versteuern sind
oder nicht, ist unbedeutend).

Wenn diese Frage bejaht wird, müssen a1le nicht
durchkreuzten Spalten in der Zeile "Zweite gegen_
wärtige Erwerbstätigkeitn für diese 2. nrwerbs-
tätigkeit beantwortet werden. Vergessen Sie bitte
nicht, die Eintragung der ,'Lfd. Nr. der person im
Haushalt" in der Vorspalte vorzunehmen.
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Frage-Nr.

Wirtschafts-
zweig

4/ c. Beruf

4/ 12 SteI Iung
im Beruf

Er1äu terung

Bitte machen Sie möglichst genaue Angaben zum
Vtirtschaftszweig. Richten Sie sich nach dem über-
wieqenden wirtschaftlichen Schwerpunkt des örtti_
chen Betriebes (nicht des Unternehmens). in dern
'die einzelnen Itaushaltsmitglieder beschäftigt
sind. Umfaßt ein Betrieb mehrere Aufgabengebiete,
so ist das überwiegende Betätigungsfeld der ört_
lichen Einheit anzugeben..
Beispiele: lierkzeugmaschinenfabrik (nicht Fabrik),
Lebensmitteleinzelhandel (nicht Handel), Gymnasium
(nicht öffentlicher Dienst)..
Zivildienstleistende geben den vtirtschaftszrreig
des Betriebes, der Firma än, in dem (der) sie
ihren Zivildienst leisten.-

Nennen Sie bitte den genauen Beruf, den die perso_
nen z.Z. ausüben, nicht clen früher einmal erlern-
ten.
Beispiele: Bilanzbu.chhalter (nicht Angestel,Iter),
Postschaf,fner (nicht Beamter), Fliesenleger (nicht
Facharbeiter). Zivildienstleistende geben die au_
genblicklich ausgeübte Tätigkeit an.

Beschäftigt ein Se1bständiger nur I'{ithe Ifende Fa-
milienangehörige (ohne Lohn,/GehaIt), tragen Sie
bitte Selbständiger ohne Beschäftigte (,10") ein.
Zu den Selbständigen .zählen auch liausoewerbe-
treibende.
Wenn jemand im Betrieb eines Verwandten ohne Lohn
oder Gehalt mithilft und für diese Tätigkeit keine
Pflichtbeiträge zur Arbeiter- oder Angeste]l,ten_
rentenversicherung zahlen muß, ist er sogenannter
-ttlithelfender Familienangehöriger. Haushaltsnit-
glieder, die sich als Mithelfende Familienange-
hörige bezeichnen, jedoch rentenversichärungs-
pflichtig sind, sindr je nachdem, ob sie Beiträge
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Frag e-Nr . Erl äu terung

zur Arbeiter- oder Angestelltenrentenversicherung
entrichten, a1s Arbeiter oder Angestellte zu
zlihl-en. A1s Beamte zäh1en auch Beamtenanwärter,
Beamte im Vorbereitungsdienst, Geistliche und
Beamte der Rcimisch-Katholischen Kirche und der
Evangelischen Kirche in Deutschland.

Die Bezeichnung "Beamtern wird häufig auch für An-
gestellte verwendet, so z.B. bei Versicherungs-
beanten, Bankbeamteh, Betriebs- und Sozialbeamten.
In diesen Fä11en tragen Sie "4" (Angestellter) ein.
In der Regel werden Sie eus dem Namen der Firrna
erkennen können, cb die Bezeichnung Beamter bei
der betreffenden Erwerbstätigkeit in einem solchen
Sinn gebraucht worden sein kann oder nicht. In
ZweifelsfäIIen fragen Sie die Auskunftsperson bitte
nochnals genau.

Arbeiter ("5") sino sowohl Facharbeiter als auch
angelernte Arbeiter und hilfsarbeiter.
AIs Auszubildende gelten auch Praktikanten, Volon-
täre und Schü1er an Schulen des Gesundheitswesens,
die gleichzeitig praktisch ausgebildet werden.
Handwerklich und landwirtschaftlich Auszubildende
zähIen zu den gewerblich Auszubildenden.
Berufssoldaten haben sich auf Lebenszeit zur, wehr-
dienst verpflichtet.
Zeitsoldaten sind diesen gleichoestellt; ihre Ver-
pflichtung ist jectoch auf eine bestin[ite Zeit be-
schränkt (2,41 8 oder 12 Jahre).
liehrdienstleistende sind Personen , die nach tseen-
digung ihre Schulzeit bzvr. Ausbildung ihren hehr-
dienst in der Eundeswehr von clerzeit '15 Monaten
ableisten.
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Fr age-Nr .

4/ 13 Arbeits-
ve rtrag

4/14 voIl-
ze Lt/
Te i1-
zeit

über-
wiegende
rätig-
ke it

Er 1äuterung

Beachten Sie bitte, daß ein Arbeitsvertrag auch
durch mündliche Absprache zustandekommen kann.
Wenn eine Tätigkeit zeitlich befristet ist, wird
der Ablauf des Arbeitsverhältnisses in allgemeinen
im Arbeitsvertrag vereinbart, z.B. saisonbedingte
Täti9keit, spezieller Ausbildungsvertrag, ilahres-
vertrag, I{erkvertrag

Lassen Sie diese Frage bitte auch beantworten,
wenn nur eine gelegentliche Tätigkeit vorliegt.
Liegen mehrere Gründe für eine Teilzeittätigkeit
vor, tragen Sie die niedrigste Signierziffer ein

Bei der Angabe der überwiegenden Aufgabe sollen die
Zwischenüberschriften Ihnen eine grobe Orientierung
bei der Zuordnung zu den einzelnen Kategorien er-
mö9lichen !

Die Anqaben der E rwe rbstätiqen sind ggf. in die
unter "1" bis "9", o0" genannten Kategorien zu
"übersetzen" Die befragten Personen denken ja
oftmals nicht in den aufgeführten abstra.kten Be-
zeichnungen.

In vielen Fällen (insbesondere bei gehobenen Tä-
tigkeiten) kann der Aufgabenschwerpunkt nicht nach
der Arbeitszeit bzw. den Arbeitsstunden festgelegt
werden. Dann können Sie leiliglich nach der übertra-
genen Aufgabe zuordnen.

Beispiel: Führungskräfte werden - zeitlich ge-
sehen - überwiegend telefonieren, Briefe schreiben,
Daten aufnehmen und weitergeben; aber ihre Aufgabe
besteht im Kern darin zu disponieren, zu führen
oder zu leiten.

H. Tätiqkeitsmerkmale
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Frage-Nr. Er 1äuterung

Für Auszubildende ordnen Sie die Aufgabe bitte
nach der zu erlernenden Tätigkeit zu.
Soldaten haben die überwiegende Aufgabe des
Sicherns.und Bewachens ( "9" ).
Nun noch einige Er1äuterungen zu den Gruppen der
"überwiegend ausgeübten Tätigkeit" :

üaschinen einrichten,/einstel len
A11e Tätigkeiten, die sich hauptsächlich auf das
Inganghalten von Maschinen und halb- bzw. volIau-
tomatischen Anlagen beziehen, zlB. RegeIn bzw.
Steuern autornatischer Produktionsanlagen, Warten
von t{aschinen und Fahrzeugen, Kontrolle der rich-
tigen Einsteltung von tlaschinen und AnIagen. Das

bloße Bedienen von Maschinen, z.B. an FIießband'
ist hier nicht gemeinti es ist den Gewinnen/Her-
stellen zuzuordnen.

Gewinnen/Eerstel len
Gewinnen von Rohstoffen (Koh1e, Erz, ErdöI, Mine-
rale).
Erzeugen von landwirtschaftlichen und handwerk-
Iichen Produkten.
Bearbeiten und Verformung von werkstoffen, wobei
die Substanz dieses werkstoffes nicht verändert
wird (2.B. Ho1z, It'letaIIe, Kunststoffe).
Verarbeitung und Verformung mehrerer werkstoffe zu
einen ocler nehreren Produkten (von Stoffen zu Be-
kleidung, von Leder zu Schuhen und Taschen).

Montieren, Zusammenbauen mehrerer in der Regel
vorgefertigter Teile zu einern ganzen oder'neuen
Te ilprodukt.
Hontieren/Installieren: Einrichten oder Einbauen
von Heizungsanlagenr Wasser-,/Gasleitungen usw.
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Repar atur/Handel
Auch Vermitteln von [tohnungen, Immobilien, Ar-
beitskräften (zu "4").

Büro,/Verwaltung/Techn. Büro/Kontrolle
organisieren, disponieren ("7"): Vor allen Ent-
wicklung von betriebfichen Absatz-, Ablauf-r Per-
sonaf- u.a. Plänen.

Sonstige Die nstfeistungen
Reinigen von Textilien, Räunen, Glas, Gebäuden,
Fahrzeugen, Maschinen, Straßen, Kaminen (zu "8")

Sichern (zu n9"): Neben tätigkeitenr die sich aus

der Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit er-
geben (PoIizei, Feuerwehr), auch solche der priva-
ten und gewerblichen (Sicherheitskontrolle, Werk-
schutz, Detekteien), wie auch der nationalen (Bun-

deswehr) und der Gesundheit (Desinfektion).

Betreuen (zu "0"): Geistige Betreuung erstreckt
sich nicht nur auf religiöses Gebiet, sondern auch

auf das Wissen (Bibtiothekare, Museunsfachleute),
Pf Iegen von Itlenschen und Tieren.

Publizieren, künstlerisch arbeiten (zu "0"): Neben

bildenden und darstellenden Künstlern, Musikern
und schriftstellern auch die Tätigkeiten in der
BiId- und Tontechnik (soweit in Verbindung mit
künstlerischer Aussage)., der Fotografen, der Ge-
staltung von Räumen, Flächen (Dekorationsnaler)
und BIättern (Grafiker).
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,4/17 SteIIung
im Betrieb

Erläuterung

Die Abteilung des Betr'iebes zu, der ein Arbeits-
platz gehört, kann sich von der Art der überwie-
genden Tätigkeit der einzelnen Befragten selbst
durchaus unterscheiden, z.B. ist für eine Schreib-
kraft in der !'orschungsabteilung eines Großbetrie-
bes "4u (nicht "7") anzugeben. Sincl die Befragten
in einem kleineren Betrieb beschäftigt, der nicht
in Abteilungen gegliedert ist, so tragen Sie bitte

IUit der "Stetlung irn Betrieb" so11 die Funktion
des Erwerbstätigen innerhatb der F.irma/Behörde an-
gegeben werden.

Zur Abgrenzung der einze1nen Ebenen bei den Arbei-
tern/Angestellten/Beamten/Mithel f enden Fanil ienan-
'gehörigen sind Hinweise in Form von Beispielen
aufgeführt. Diese Beispiele können auch aIs Be-
rufsbezeichnungen auftreten, soIlen aber nicht aIs
Kontrolle zur Berufsangabe verstanden werden. Die
tserufsangabe kann je nach Art des Unternehmens ein
sehr unterschiedliches Gewicht haben. Ein Verkäu-
fer in einern Fachgeschäft wird z.B. eine andere
Qualifikation und daher Verantwortung haben aLs
ein Verkäufer für Kurzwaren in einem Kaufhaus.
Entsprechend wiro sich der erstere als "herausge-
hobene t'achkraft" verstehen eintragen,
währenc der zweite unter "5', einzuordnen ist. Ähn-
Iich wird Cie Chefsekretärin eines Abteilungslei-
ters(nrit hoher, AnteiI selbständiqer Tätigkeit)
einer höheren Ebene angehören aIs die "Schreib-
kraft" ("4").
Umgekehrt ist jedoch auch darauf zu achten, Caß
sich der Eefragte nicht zu iroch einstuft. tsei ei-
nem Pharmareferenten ethra, der in seiner Eiqen-
schaft als qualifizierte FachkrafE. eines Chemie-
werkes Ärzte besucht, ist nicht "8" - Sachgebiets-
leiter/Referent - einzutragen, son<iern je nach
Ausbildung "6u oCer "7".

4/16 Bet r iebs-
abte i lung
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G. Arbeitszeit
Bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind
gele§entliche oder einmalige Abweichungen nicht zu
berücksichtigen (2.B. Ur1aub, Krankheit, gesetz-
liche Feiertage, Überstunden, Kurzarbeit).
Wechselt ilie Arbeitszeit häufig oder arbeitet ein
Befragter nur gelegentlich, bitten Sie um angaÜe
der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit für
einen längeren Zeitraum.
Der Zeitaufwancl für den Weg zur ArbeitsStätte ist
kein Teil der Arbeitszeit. Für Lehrer zlihtt auch
der Zeitaufwancl für die Unterrichtsvorbereitung,
die Teilnahme an Lehrerkonferenzen usw. mit zur
Arbeitszeiti ebenso gilt Arbeitsbereitschaft als
Arbeits ze it
Bei Mithelfenden Familienangehörigen darf nur der
Zeitaufwand für betriebliche Arbeiten , nicht der
für hauswirtschaftliche Arbeiten, berücksichtigt
werden.

Die "normale" Arbeitszeit kann bei Arbeitnehmern
z-B. von der tarifvertraglich vereinbarten Ar-
beitszeit abweichen, wenn sie regöImäßig wöchent-
lich Überstunden Leisten.
Beträgt die Arbeitszeit 38,5 Stunden, so ist "38"
einzutragen.

Zur zweiten gegenwärtigen Erwerbs!ätigkeit:
Analog ist bei der Angabe für eine evtl. vorlie-
gende zweite Erwerbstätigkeit zu verfahren.
Von Personen, die neben einer zweiten Erwerbstä-
tigkeit noch eine hreitere Tätigkeit (3. Erwerbs-
tätigkeit) in der Berichtsr/roche ausgeübt haben,
sind die Stundenangabön der 2. und 3. Erwerbstä-
tigkeit zu addieren und bei a", *it"n Erwerbs-
tätigkeit einzutragen.

4/18 - 20

be its-rma
zeit
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Frage-Nr.

a I che
Arbeit sze it

4/24,25
Grund f
Abweichung der
Arbeitszeit

Er1äu terung

Bitte tragen Sie hier die in der Berichtswoche
(10.-15. Juni 1985) tatsächlich geleistete Ar-
beitszeit ein. Hierzu zählen auch Überstunden.
Urlaubs- oder Krankheitstage und andere Ausfall-
tage (siehe Frage 4/24,25) zählen nicht zur tat-
sächlichen Arbeitszeit.

Diese Frage ist zu beanti'rorten, wenn die Arbeits-
zeit des Erwerbstätigen in der Berichtswoche kür-
zer oder länger war, a1s es der normalen Arbeits-
zeit entspricht.
Nennt man Ihnen mehrere Gründe gleichzeitig für
eine Abweichung, tragen Sie bitte die niedrigste
Signierziffer ein.
Arbeitschutzbestimmungen, auch Mutterschaf,q ("02" I

wird in der Hauptsache bei Jugendlichen uncl bei
Beschäftigten in Betrieben oder Tätigkeiten nit
besonderer Gesundheitsgefährdung einzutragen sein,
wenn unter bestinmten voraussetzungen Freizeit zu

gewähren ist oder eine jeweils festgesetzte
I{ochenarbeitszeit nicht überschritten werden darf,
Beachten Sie bitte, daß auch Arbeitsfreistellunger
werdender oder niedergekommener trtütter den Ar-
beitsschutzbestimmungen zuzuordnen sind.
Arbe it sstrei tiqke iten (u04n) trifft zu für Streikt
und Aussperrungen.
Schl eCht tterlaoe ('05") komrrt hauptsächlich in
der' Bauindustrie und der Landwirtschaft vor.
hurzarbeit ("05") kann nur bei abhängig Beschäf-
tigten - also bei Arbeitern und Angestellten - an'
geordnet werden, wenn z.B. vregen Auftragsmangels
weniger gearbeitet werden kann.
Arbeitsaufnahme ("07") wäre dann einzutragen, wen:

eine neue Tätiqkeit in tler tserichtswoche, z.B. am

Mittwoch, aufgenommen wurde.
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E'rage-Nr.

Betriebs-
wechsel

4/27 Berufs-
we chsel

Erläuterung

Umgekehrt ist bei einer Beendigung in Laufe der
Berichtswoche ohne sofortige Aufnahme einer'neuen
Tätigkeit "08" anzugeben.

Teilnahme an einer Schul ausbildunq, Aus- oder
Fortbildung (SchIüsselzahl "'l0") ist nur dann an-
zugeben, wenn diese nicht innerhalb des Betriebes
sr:attfindet. Für Auszubildende, die am Berufs-
schulunterricht teilnehmen, trifft diese Kategorie
nicht zu.

Ein Betriebswechsel muß nicht in aIlen Fällen mit
einen Vtechsel des Arbeitgebers/Unternehmens ver-
bunden sein. Es ist daher auch anzugeben, wenn der
Erwerbstätige ^dar beim gleichen Unternehnen be-
schäftigt ist, jedoch zu einer anderen Zweig-
niederlassung gewechselt hat.

Ein wechsel des ausgeübten Berufs kann auch ohne
umschulung stattfinden. Auch Berufswechsel, die
ohne Firmeniüechsel erfol'Eten, sind anzugeben.

5/1 1 AI Igemeiner
Sc hu I ab-
schluß

I. Aus- und Weiterbildun q

Bei Cieser Frage ist jeweils nur die erfolgreich
abgeschlossene Schulausbildung anzugeben, und zwar
der letzte erreichte Abschluß. SchüIer, die noch

eine allgeneinbildende SchuIe besuchen, brauchen
diese Frage nicht zu beantwolten.

Realschulabschluß oder leichwertiger Abschluß :

Abgangszeugnis der ReaIschule, Abendrealschule,
eines Reaischulzweiges an Gesamtschulen, Abschluß-
zeugnis einer Berufsaufbau- oder Berufsfachschule,
Versetzungszeugnis in die 1 1. K1asse eines Gymna-

siums
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Fr ag e-Nr .

5/12 Berufl i cher
Au sbi ldungs-
ab sch I uß

Er1 äu terung

Sonderschulen, die z.B. wegen Lernschwierigkeiten
besucht werden, sind wie Volksschulen zu behandeln

Fa chhochschulrei fe: Abschluß einer zweijährigen
Fachoberschule, eines Fachgymnasiums oder einer
Höheren Berufsfachschule; Abgang nach der 12.
Klasse eines Gymnasiums

Allqemeine od er fachgebundene llochschulreife (Abi-
tur/Eachabitur): Abschluß eines Gymnasiums, Abend-
gymnasiums, KoIlegs zur Erlanqung der Hochschul-
reife; Abschluß eines Fachgymnasiums, z.B. Wirt-
schaftsgymnas ium

Geben Sie hier bitte nur den letzten Abschluß an;
neist ist dies auch der höchste Abschluß. Bei Ab-
schluß einer Lehr-,/Anlernzeit von mindestens 2
.,tahren tragen Sie bitte Abschluß einer Lehr-/An-
Iernausbildung ("2") ein. Gleichwertiger Berufs-
fachschulabschluß ist das Abgangszeugnis einer
Berufsfachschule für Berufe, für die nur eine
Berufsfachschulausbildung möEIich ist, z.B. Höhere
Handelsschule.

A1s ufliches Praktikum "3" gilt eine nrinde-
stens sechsnonatige praktische Ausbildung, die
nreist .vor oder während der theoretischen Ausbil-
dung an einer t-achoberschule, Fachschule, Fach-
hochschule oder Hochschule außerhalb dieser SchuIe
absölviert wird, z.B. Technisches praktikunr.

Das Studium an Fachhochschulen (',5") führt zur
Graduierung. Gleichwertig ist hier die Berufsaka-
demie anzusehen, auch die früheren Ausbilcrungs-
gänge an Höheren Fachschulen für SoziaLwissen, So-
zialpädagogik, Wirtschaft usw. uno an potytechni-
ken sowie die früheren Inqenieurschulen.
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Frag e-Nr .

uauptfach-
r i chtung

Er 1äuterung

Hochschulabschluß beinhaltet auch das Studium an
Gesanthochschulen, Fernuniversitäten, technischen
Fiochschulen und pädagogischen sowie theologischert
und Kunsthochschulen.

Siehe auch Ertäuterungen zu Frage 2/31!

Vtenn in Frage 5/12 (BErufIicher Ausbildungsab-
schluß) ein Fachhochschulabschluß (auch Ingenieur-
abschluß) oder Hochschulabschluß vorliegtr ist
die Hauptfachrichtung des letzten Abschlusses mö9-
lichst genau und ausführlich (2.8. Maschinenbau,
Elektrotechnik, Sozialpädagogik) zu erfragen und

e i nz utragen.

Berufliche Fortbi-!!g4g hat zum Ziel, berufliche
Kenntnisse und Fertigkei.ten aufrecht zu erhalten,
zu erweitern, der technischein Entwicklung anzuPas-
sen oder einen beruflichen Aufstieg zu ernögIichen.
Sie knüpft an bereits vorhandene berufliche Kennt-
nisse und Fertigkeiten an.

ilierzu zähIt z.B.:
Besuch von Meister-/Technikerschulen
betriebLiche Kurse zur Erhaltung, Ergänzung des

beruflichen Wissens
Fernunterricht aus dem Lehrangebot privater oder
verbandlicher t'ernlehreinrichtungen.

Berufliche Umschulung hat zum ZieI; den Übergang
in einen anderen Beruf zu ernög1ichen, z.B. nach
einern Unf aII.

Fortb i 1-
dung,/Um-
schul ung
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Frage-Nr.

5/1 4 Dauer der
Fortb:i ldung

5/1 5 Arbei tsort

Erläuterung

Auch eine weitere Lehr-,/Anlernausbildung kann einr
Umschulungsmaßnahme sein. Für riie Teilnahme am
Funkkolleg und ähnlichen Angeboten der Rundfunkan.
stalten etc. tragen Sie bitte Eortbildung auf an_
dere Art ("5,) ein.

Für bereits abgeschlossene Fortbildungs- oder Um_
schulungsrnaßnahmen ist hier die Dauer anzugeben.
Ist die Fortbildung oder Umschulung noch nicht ab_
geschlossen, geben Sie bitte Signierziffer,,6,, an.

K. Ort und Weg zur Arbeitsstätte, (Hoch-) SchuIe

üiohsitzgemeinde ist die Gemeinde, von der aus der
isrwerbstätige zur Arbeitsstätte, der Schülerr/Stu_
oent zur Schule bzw. Hochschule geht (kann auch
der , zweite Hohrisitz sein ).

Geben Sie bitte für Erwerbstätige den Ort an, an
dem- sie arbeiten, aIsö nicht den Ort, an den die
Firma ihren tiauptsitz hat, h,enn sie in einer
Zweigniederlassuns tätic sinci.

Bitte beachten Sie, daß im kahmen der cebietsre_
form meist mehrere früher selbst änd iqe Gemeinden
zu einer Großgeneinde zusammengeschlossen wurden.
Liegen Wohnsitz und.Arbeitsort in verschiedenen
Ortsteilen oer heutigen Großgemeinde, ist ',inner_
halb der hiohnsitzgemeinde" (Signatur "1,,) einzu_
trag en.

Berufsschü1er müssen den Ort.der Arbeitsstätte und
nicht den der Berufsschule angeben.
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Fr age-Nr .

5/16,.17
Bu nde sI and

5/1 I Ent fernung

Z ei taufwand

Ve rkehr s-
mittel

5/21 Uberwi egen-'
der Lebens-
unterhalt

ErI äuterung

hrenn VJohnsitzgemeinde und Arbeitsstätte bzw. Schu_
Ie im gleichen Bundesland Iiegen, lassen Sie diese
trage unbeantwortet.

Für Personen mit wechselndem Arbeitsort (2.8. Ver-
treter, Reisende) ist hier Ziffer "9" einzutragen.

Bit,te lassen Sie sich hier den durchschnittlichen
Zeitaufwand bei normaler Verkehrssituatibn angeben
(keine Extremwerte) .

Tragen Sie hier bitte ein, hrelches Verkehrsmittel
clas einzelne Haushaltsmitglied für den tängsten
teil der Wegstrecke benutztT tt,€rrD es mehr als eirl
Verkehrsmittel benutzt

Auch für Erwerbstätige muß die Erwerbstätigkeit
nicht die überwiegende Unterhaltsquelle sein (2.B.
Auszubil-dende beziehen oft ihren Lebensunterhalt
von den Eltern).
kentner, die noch erwerbstätig sind, können, je
nach Umfang der Leistungen, überwiegend von ihrer
Erwerbstätigkeit oder ihrer Rente leben.
Für Betriebsrenten aus einer betrieblichen AIters-
versorgung vermerken Sie in den (wohI seltenen)
FäI1en, in denen diese die.überwiegende Unter-
haltsquelle darstellen, die Signatur ',3".
Ehefrauen, die z.B. aus einer ',Nebentätigkeit', ein
geringes zusäizliches Einkonmen beziehen, von dem
sie nicht aIlein leben können, geben hier Unter-
halt durch Ehemann ("4") an.

L. Unterhalt, Einkommen
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Frage-Nr.

22 - 5/2
öf fentl i che
Rente, Pension

Er1äu terung

Regelnäßige Leistungen aus Lebensversicherungen
(einsihl. der Leistunge.n aus den Versorgungswerke
für bestinmte Freie Berufe wie z.B. Ärzte, Apothe
ker) sind aIs Unterhalt aus eigenem Vermögen ("5"
einzuordnen.

Stipendien sind bei "sonstigen Unterstützungen
(2.B. BAföG) " einzutragen.

Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifverein-
barungen im Vorruhestand befinden, gilt das sog.
Vorruhestandsgeld nicht als Einkommen aus Erwerbs
tätigkeit. Vielmehr ist <iies als "Renten anzu-
sehen. Bezieht also ein Haushaltsnitglied seinen
überwiegenden Lebensunterhalt aus dem Vorruhe-
standsgeld, so ist n3r (Rente, Pension) einzutra-
9en.

Hier sind alle Renten der einzelnen HaushaltsrDit-
glieder anzugeben, auch wenn sie davon nicht ihre
überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten. Unter-
scheiden Sie nach eigenen Versichertenrenten und
nach Witwen-, I{aisenrenten u.ä..

Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund .

seiner gezahlten Beiträge zu einer Versicherung.

Pensionen aus öffentlichen Kassen erhalten nur
Beamte und Personen, clie unter Art. 131 Grundge-
setz falIen. Pensionszahlungen im Rahrnen einer be
tribblichen Altersversorgung werden hier nicht be
rücksichtigt.

Zahluhgen a.n llinterbliebene aus den Rentenzweigen
sind in den Spalten "Witwen-, Waisenrenten, Pen-
sionen usw." anzugeben.
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Frage-Nr.

26, 27

Pr vate und
soristige Ein-
kornnen

Er I äuterung

Beachten Sie bitte auch, daß Kinder selbst (HaIb-)
Wai.senrenten erhalten und diese Renten nicht Teil
der Rente der Mutter sind,

Zu den "übrigen öffentlichen Renten" gehören auch
die Zahlungen der Altershitfe für Landwirte, also
die Landabgaberente und das Altersgeld.

Wenn jemand mehrere Renten nebeneinander erhäIt.
tragen Sie sie in der Reihenfolge nach der Höhe
des rnonatlichen Betrages ein, getrennt nach eige-
ner bzw. Wit$ren-, !{aisenrente. Die Renten der Ge-
setzl ichen Rentenversicherung (GRV) sind bei Drei-
fachbezug von Versichertenrehten vorrangig einzu-
tragen.

Wohngeld ('r1") kann nur eine Person im Haushalt
beziehen.'
Sozialhilfe ("2") erhäIt jedes einzelne Haushalts-
nitglied, das die Anspruchsvoraussetzungen er.-
fü11t, so daß auch Kinder Bezieher von Sozialhilfe
sein können.
Bezieher von Vorruhestandsgeld aufgrund von Tarif-
verträgen (AIter mindestens 58 Jahre) erhalten
diese Zahlunqen vom früheren Arbeitgeber. Daher
ist dieses Einkommen den "Betriebsrenten" ("4")
zuz uordnen.
Leistungen aus Versorgungswerken für bestimmte
!-reie Berufe $rie z.B. Arzte, Apotheker sind unter
'rLeistungen aus der Lebensversicherung" (ziffer
"7" ) einzutragen.
Private Unterstützungen ("9") können z.B. auch die
Zahlungen sein, mit denen Eltern ihre auswärts
studierenden Kinder unterstützen, oder Stipendien
sowie Al imentationszahlungen.
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Frag e-Nr .

5/28, 29
oe nkommen

Er 1äuterung

Auch kteine Kinder können schon eigene private
Eink<immen beziehen, z.B. aus Vermietung oder eige-
nen Vernögen. Diese Einkommen sind deshalb auch
bei den Kindern selbst einzutragen.
Wenn jemand mehrere private Einkommen bezieht, tre
gen Sie diese bitte entsprechend ihrer Höhe ein.

Tragen Sie bei dieser Frage bitte die Summe aller
Einkommensarten für jedes Iiaushaltsnitglied - also
auch für Kinder - ein.
Bitte beachten Sie, daß hier das Nettoeinkomrnen im
Mai 1985 angegeben hrerden solI, also ohne Lohn-
steuer, Kirchensteuer, Sozialversicherungsbeiträge
u.ä. Beträge.
Zuschüsse zum Vermögenswirksamen Sparen sind je-
doch den Nettoeinkommen zuzurechnen, ebenso Vor-
schüsse, Irrerkswohnungsmiete u.ä. Beträqe.
Auch Sachbezüge (llaturalbezüge, Deputate) sind
hier anzugeben. ErhäIt ein Haushaltsmitglied von
seinem Arbeitgeber volle legpllegung und/oder
Unterkunft, so sind folgende lierte - ggf. zusätz-
lich zum Lohn - für die Sachbezüge einzusetzen:

Art <ies Sachbezuges MonatI ich
Freie Kost + Wohnung einschl.
Heizung und Beleuchtung

Vof1e Kost
Wohnung mit Heizung und

Be 1 euch tung

DM 250,--
DM 187,50

DM 62,50
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Erage-Nr. Ertäuterung

Wird die freie Kost und Wohnung nicht nur dem Ar-
beitnehmer aIlein, sondern auch seinen Familienan-
gehörigen gewährt, so ist der Wert der Sachbezüge
zu erhöhen:

1. Für die Ehefrau un 80 t
2. Für jedes Kind bis zum

6. Lebensjahr un 30 t
3. Für jedes Kind im Alter

von. mehr als 5 Jahren um 40 t
Bitte beachten Sie, daß auch Kinder Einkünfte
haben können. Gedacht ist hierbei an Waisenrenten,
Alinentenzahlungen und Ausbildungsbeihilfen.
Einkonmen in ausländischei Währung sind in Deut-
sche Mark umzurechnen.

Hat ein Haushaltsmitglied Einkommen aus mehreren
der angeführten QueIlen, so sind die einzelnen Be-
träge zu addieren.
Trennungsentschädigungen, Auslösungen usw. gelten
nicht als Ei_nkomnen.

Da Selbständigen oft nur der Nettobetrag des ge-
samten Jahres bekannt ist, muß für diese Frage das
Jahreseinkommen durch l2 geteilt werden.

Für selbsländige Landwirte bzw. Mithelfende Fami-
lienangehörige ohne Pflichtversicherung in der
Rentenversicherung brauchen Sie keine Angabe zur
Höhe des Einkommens machen (Signatur '50u).
Die wicht.igsten Einkommensquellen sind:

1. Lohn oder Gehalt
2. Gratifikation ( 1 3. Monatsgehalt)
3. Unternehmereinkommen
4. die in den Fragen 5/25 - 30 genannten Ein-

kommensarten
5. Arbeitslosengeld/-h i1f e

6. Kindergeld
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Frage-Nr. Er 1äuterung

Die Beant!üortung dieser Frage ist freiwilliq.
Bitte beantworten Sie diese Frage auch für perso-
nen, die nicht mehr verheiratet (aLso verwitwet
oder geschieden) sind. Für ledige personen lassen
Sie die Fiage unbeantrdortet.

/30, 31

Eheschließungs-
jahr
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q, ERLAUTERUNGEN zUM EnHeSuNESSOGEN,,WoHNSITUATION DES HAUSHALTS,,

zur besonderen Beactlqgngi
Die Erhebung findet in allen Auswahlbezirken statt

4.1 ZwecT DER BEFRAGUNG

Wohnungspolitische und wohnungswirtschaftliche Aufgaben lassen
sich nur dann wirkungsvoll wahrnehmen, wenn rechtzeitig und in
ausreichendem Maße zuverlässige Daten zumindest über strukturel-
le Entwicklungen im Vtohnungsbestand (2.8. Feststellungen über
ilie Ausstattung der Wohnung, die Anzahl der Räume, die Größe der
wohnung u.ä.m.) sowie über das Mietengefüge und die Mietenent-
wicklung, u.a. in Abhängigkeit von der Art der Unterbringung und
de.r sozialen Struktur der Haushalte, zur Verfügung zu haben.
Diesem Zweck dient die in einem Abstand von zwei Jahren durch-
zuführende Ergänzungserhebung zum Mikrozensus über die "Wohn-
situation des Haushalts".

Die Aufgliederung des wohnungsbestandes qibt u.a. einen Über-
blick über die Verteilung des V'lohnungseigentums. Auf dieser Ba-
sis können e'igentumsfördernde Maßnahmen geplant werden.

Erst r.renn die mit den wohnungspolitischen Aufgaben betrauten
SteIleJr wissen, welchen vtohnkomfort z.B. Alleinstehende, Verhei-
ratete, Familien mit Kindern usw. tatsächlich haben, lassen sich
Stärken und Schwächen in der wohnungsversorgung in zutreffender
Weise aufzeigen und wohnungspolitische Planungen überprüfen.

Die Erfassung der Miete liefert in diesem Zusammenhang Grundla-
gen für die Entscheidung, ob die Wohngeldleistungen (2,5 Mrd. DM

'1983) in ihrer Gesamtheit dem allgemeinen Entwicklungsstand des
Einkommens und der Miete noch angemessen sind oder ob sie ange-
paßt werden müssen. Von der Kenntnis der Mieten, u.a. aufge-
schlüsse1t nach Ausstattung und Baualter der Wohnung, hängt
letztlich die künftige Bemessung der wichtigsten individuellen
Sozialleistung für das wohnen von rd. 2 Mi11. Haushalten ab.
Darüber hinaus werden die Daten zur Erstellunq von Mietspiegeln
uncl zur Berechnung von Vergleichsmieten herangezogen.
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4,2 ANLEeeN' emes ERHeguNessoerNs

Für jeden Haushalt - auch private Haushalte in Gemeinschaftsun-
terkünften - sowie für jede leerstehende Wohnunq ist ein Erhe-
bungsbogen anzulegen.

AIs $!ggry@, sind der Regierungsbezirk (197O), die Aus-
wahlbezirks-Nr. und die Lfd. Nr. des Eaushalts im Auswahlbezirk
aus der Verteilungsliste zu übernehmen.

Für leerstehende Wohnunqen ist die entsprechende tlarkierung oben
im Bogen anzubringen; weitere Eintraqungen sind nicht vorzuneh-
men. Das Leerstehen der Wohnung ist in der Verteilungsliste in
Spalte e zu vernerken.
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4,3 ERLAUTERUNGEN zU EINzELNEN FRAGEN

Frage-Nr.

Artlcröße
des Gebäu-
des, in den
sich die
Vtohnung
be findet

Bewohnen
Sie die
Wohnung,/
das Haus
als ...

ErI äuterung

Ein Wohngebäude ist ein Gebäude, das ausschtieß-
Iich oder mindestens zur HäIfte Wohnzwecken
dient (2.B. Ein-., Zwei- oder l*rrehrfamilienhaus,
Appartementhaus). Zu unterscheiden ist dabei,
ob das Gebäude eine oder zwei Wohnungen bzw. 3

und mehr Wohnungen aufweist. Leerstehende Woh-
nungen zählen hier mit.

Als sonstiges Gebäude mit Vtohnraum gilt ein Ge-
bäude, das weniger aLs zur Hälfte Vflohnzwecken
dient, z.B. ein ceschäftshaus, ein Fabrik- oder
Verr^raltungsgebäude, in dem sich llohnraum befindet.

Zu den ständig bewohnten Unterkünften zäh1en Be-
helfsheine; Baracken, Viohnlauben und Bretterbuden

I{ohnheine dienen den Wohnbedürfnissen bestimmter
Bevölkerungskreise, z.B. Studenten oder älterer
Menschen. Ein Gebäude kann volIständig a1s Wohn-
hein,dienen, dann führt es rneistens die Bezeich-
nung rr!{ohnheim", z.B. Studentenwohnheim, Atten-
wohnheim, Schwesternwohnheim, Wohnheim für Mut-
ter und Kind. Andererseits kann ein Gebäude nur
teilweise aIs Wohnheim genutzt werden (2.B.
"Altenzentrum" ). V,Ierden in einsn Gebäude aIIe
Irlohnungen für llohnheimzwecke genutzt, so ist
stets "vollständig" zu markieren.

Hier ist festzustellen, ob der Itaushalt Eigen-
tümer des Gebäudes oder der Wohnung, Hauptmieter
oder Untermieter ist. Die entsprechende Antwort
ist zu markieren. Für Haushalte in Wolrnheimen
ist, sofern solche Haushalte nicht Eigentümer
der Wohnung sind, die Kategorie ,'Hauptmieter"
zu markieren.

2
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Fr a9e-Nr . Er Iäuterung

wohnungen' in denen Personen lediglich ihre Frei-
zeit verbringen (2.B. am Wochenende, während des

Urlaubs oder der Ferien), werden aIs Freizeit-
wohnung bezeichnet. Sie können vom Eigentümer
sölbst genutzt oder an Dritte vsamlg!st oder
kostenlos übertassen werden. Die Vermietung kann

sowohl über den Eigentümer als auch über einen
Hotelbetrieb oder eine sonstige Organisation er-
folgen. Freizeitwohnungen kann es in jedem be-
liebigen Gebäude geben (2.E. 9\iochenen<i- und

Ferienhaus, t'lehrfamiliänhaus) .

Das sind aIle Wohnungen, an denen durch Eintragung
im Grundbuch Sondereigentum nach dern Wohnungsei-
gentumsgesetz vom 15.3.'1951 (BGB1. S. 175) begrün-
det worden ist. Sie können vom Eigentümer selbst
bewohnt, vernietet oder leerstehend sein. Eigen-
tumswohnungen kommen nur in Gebäuden vor, in <lenen

ausschließIich Sondereigentum an l{ohnungen (Woh-

nungseigentun) und - soweit vorhanden - an nicht zu

wohnzwecken dienenden Räumen (Teileigentum) be-
steht. Auch neugebaute Eigentumswohnungen, die noch

nicht irn Grundbuch eingetragen, aber zur Eintragung'
vorgesehen sind, ge)-ten aIs Eigentums$ohnunqen.

Anzugeben ist das Jahr, in dem der liohnungsinhaber
in die wohnung eingezogen ist.

Hier ist das Baualter der wohnuns zu mar:kieren.
Bei nachträglichen Um-, An- und Erweiterungs-
bauten kann innerhalb eines Gebäudes das iraualter
der einzelnen Wohnunqen voneinanoer al--weichen.

3 Ist die woh-
nung eine
Freizeit-
wohnung?

4 Ist die woh-
nung eine
seI bstbe-
wohnte oder
gemietete
Ei gent üms-
wohnung
.. .?

tr In welchem
Jahr sind
Sie in die
V'tohnung
eL ezogen?

6
der Wohnung
Baual ter
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Fr ag e-Nr .

Wie groß
ist die
FIäche der
gesanten
Viohnung ?

Er I äuterung

Anzugeben i.st die Gesamtfläche einer Wohnung
(Wohn- und Schlafräume, Küche und Nebenräume,
wie z.B. Bad, Toilette, F1ur, Mansarden, anrechen-
bare BaIkonfläche, untervermietete und gewerblich
genutzte Räume). Mit zu berücksichtigen sind auch
zur Wohnung gehö4ende Räume außerhalb des Wohnungs-
abschlusses, wie z.B. Zimmer mit separaten Eingang,
Zinrner in einen Anbau oder Gartenhaus und Neben-
räume sowie ein etwa vorhandener Balkon, eine
Loggia und dg1. Jedoch dürfen Boden- und Keller-
räume, die nicht zum VJohnen bestimmt sind, nicht
mitgerechnet werden.

Bei Hauptmietern ist nach t"lögtichkeit die Flächen-
angabe den Mietvertrag zu entnehmen. Wenn die Ge-
samtfläche dem Haushalt nicht bekannt ist, so
sollte sie im Einvernehrnen mit dem Befragten selbst
errechnet werden. In bestimmten Fällen (2.B.
Etagenmiethaus) kann auch die Fläche der darunter
oder darüber liegenden Wohnung übernommen werden.
Irird die FIäche errechnet, müssen für jeden ein-
zelnen Raurn Länge und Breite ermittelt und die
An=oaben in Meter vernerkt werden. Zweckmäßiger-
weise beginnen Sie mit der Küche und ermitteln an-
schließend die Maße der Wohn- und Schlafräume. Ab-
schließend fragen Sie nach den sonstigen zur Woh-
nung gehörenden Räumen, wie z.B. Flur, Korridor,
Diele, VorpLatz, Badezimmer, iuschraun, Toilette,
Speisekamner, Praxiszimner, Wartezimmer, Verkaufs-
Iaden, Werkstattraum usw.

Bei Räumen mit schrägen Wänden (Dachwohnungen) ist
die zu schätzende unter der Schräge liegende FIäche
nur halb zu rechnen. Beim Ausmessen eines Balkons
oder einer Loggia ist nur ein Viertel der tatsäch-
lich vorhandenen FIäche anzusetzen.
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Ftage-Nr.

Wieviele
!{ohn- und
Sc hl a fr äume
mit 5 m2
und mehr
hat die
Woh nung ?

Er I äute rung

Die aus Länge und Breite sich ergebenden Einzel-
f}ächen addieren Sie abschließend zur Gesamtfläche
der l{ohnung und tragen die Sunme (Anzah1 der Qua-
dratneter) bei Frage 7 ein.

Bei dieser Frage intelessiert nur die Zahl der
Wohn- und Schlafräume in der Größe von 5 und mehr
Quadratmetern ohne Küche/Wohnküche, Bad, Toilette,
Flur usw:
Außerdem muß angegeben werden, wieviele von diesen
Räumen untervermietet oder gewerblich genutzt (2.B.
Arztpraxisräume) sind.
Zu den Wohnräumen zählen auch aufJerhalb des eigent-
lichen Wohnungsabschlusses liegende Räume (2.B.
Mansarden) sowie zu Wohnzwecken ausqebaute Keller-
und Bodenräurne.

a) Nicht als Küchen rechnen nur behelfsnäßig zum
Kochen eingerichtete Nebenräume oder Zimmer nit
Kochgelegenheit oder behelfsmäßige Kochecken.
Wohnküchen zählen als Küchen.

b) Als Kochnische gilt nur eine zu einem Wohnraum
gehörende Nische, die bauplanmäßig zum Kochen
vorgesehen und eingerichtet ist.
Ein evtl. vorhandener Kochschrank nuß an die
liasserleitung angeschlossen sein, sowie über
ei.nen Ausguß und wenigstens eine Kochplatt.e ver-
fü9 en .
Bitte markieren Sie in diesem FaIl Kochnische.

c) Es wird nur nach eingebauten, funltionsfähigen
(also nichts zweckentfremdeten) BäCern bzw.
Duschen gefragt. Zur Badeeinrichtung gehört,
daß mindestens eine Badewanne (notfatls auch
eine Sitzbadewanne) oder eine Dusche mit einer
Bodenwanne vorhanden ist und eine AbfIußmöglich-
keit für das Wasser besteht.

9 Au ss tatt ung
der Wohnung
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Frage-Nr. Erläuterung

d) Unter vtc sind nur solche Toiletten (Klosetts,
Aborte) zu verstehen, die sich innerhalb der
wohnung befinden und über SpüIkästen oder
Druckspüler an ein Vtassernetz angeschlossen
sind.

a) Bei einer Fern- oder Blockheizung sowie einer
Zentralheizung werden sämtLiche Räune der Woh-
nung nittels eines Röhrensystems von einer zen-
tralen Heizquelle außerhalb der Vtohnung be-
heizt. Bei cler Fernheizung erfolgt die Behei-
zung für einen größeren ulohnbezirk, bei der
Blockheizung gemeinsam für mehrere Gebäude und
bei der Zentralheizung innerhalb eines Gebäudes.
Eine Etagenheizung liegt vor, vrenn sämtliche
Räume der' Etagenwohnung von einer Heizquelle
aus nur für die betreffende Wohnung mittels
eines Röhrensystems beheizt werden.

b) Bei der Frage nach dem vervrendeten Brennstoff
bzw. der Wärmequelle sind Mehrfachmarkierungen
mögIich.

a) Dienst- oder Werkswohnungen sind Wohnungen, die
sich in Eigentum des Arbeitgebers des Wohnungs-
inhabers befinden undl den Arbeitnehmern zum

!{ohnen überlassen werden. Hierzu gehören jedoch
nicht Wohnungen von wohnungsbaugesellschaften,
die von einzelnen Betrieben gegründet oder fi-
nanziell unterstützt werden, um für Betriebsan-
gehörige Wohnungen zur Verfügung zu stellen.
Ebenso zählen wohnungen für Bedienstete der öf-
fentlichen Hand nicht zu den Dienst- und Werks-
wohnungen. Stiftswohnungen sind Wohnungen im
Eigentum von Stiftungen, die an bevorrechtigte
BevöIkerungsgruppen - in der Regel verbilligt -

't0 Beheizung
der woh-
nung

11 Angaben
zur Miete
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Frage-Nr. Er1 äuterung

abgegeben werden. Eine Berufsmietwohnung Iiegt
dann vor, i./enn ein Kleingewerbetreibender (2.B.
ein Schuhmacheroder Schneider) oder ein freibe-
ruflich Tätiger (2.8. ArzL, Rechtsanwalt oder
Steuerberater) einen oder mdhrere Räune seiner
I,lietwohnung zur Ausübung seines Berufes benutzt.
Eine Geschäftsnietwohnung liegt vor, wenn eine
Mietvrohnung nit einem Laden verbunden ist oder
wenn ein bzw..rnehrere Zimmer aIs Verkaufsräume
benutzt werden. Bei dieser Frage ist auch dann
nja" zu kennzeichnen, wenn es sich um eine Woh-
nung mit Vlohnungsrecht bzw. Dauerwohnrecht han-
delt, das im Grundbuch eingetragen ist.

b) Eine Mietwohnung kann z.B. verbilligt überlassen
werden a1s Gegenleistung für Dienstleistungen.
die der lYiieter für den Vermieter erbringt; eine
Mietvrohnung wird z.T. auch kostenlos überlassen,
z.B. an Verwandte.
Bei den finanziellen Vorleistungenr'die vom
Mieter selbst oder von einem anderen zu seinen
Gunsten an den Vermieter (= Bauherrn) gezahlt
wurden, kann es sich um einen sogenannten ab-
wohnbaren Baukostenzuschuß in der Eorm einer
tlietvorauszahlung bzw. eines I'lieterdarlehens
handeln. Eine Mietvorauszahlung liegt vor, wenn
der Mieter mit dem Bauherrn vereinbart hat, daß
durch den Baukostenzuschuß die Miete für eine
bestimmte Zeit ermäßigt oder erlassen wird. Das
Mieterdarlehen ist ein Darlehen des Mieters an
den Vermieter, welches durch Erlaß bzw. Ermäßi-
gung der l"liete oder durch Rückzahlung getilgt
weräen kann. Finanzielle Vorleistungen können
auch bei Abst.andszahlungen vorkommen. Sie bilden
dann das Entgelt dafür, daß der Vormieter zu
Gunsten des Nachmieters die l,rohnung aufgibt.
Die Abstandszahlungen können aber auch den Er-
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Erage-Nr. Er I äuterung

satz von Aufwendungen bilden, wie z.B. den Aus-
gleich für Leistungen des Vormieters zur tvloder-
nisierung oder Instandsetzung der Wohnung, den
nrsatz der Unzugskosten des Vormieters oder den
Ersatz von zahlungen des Vormieters, die dieser
seinerseits an seinen Vormieter geleistet hat.
Eine finanzielle Leistung kann auch in Form
einer Sicherheitsleistung (Raution) erbracht
hrerden.

c) Zu fragen ist nach der Höhe der Miete im Monat
März 1985. Dabei ist es unerheblich, ob die
Miete tatsächlich bezahlt wurde. Es ist der
volle Mietbetrag anzugeben, nicht etsra der
wegen einer finanziellen Vorleistung ermäßigte
Betrag.
Erläutern Sie dem Befragten, daß zur Miete auch
die Beträge für Wasser, Kanalisation, Mül1ab-
fuhr, Treppenhausbeleuchtung, Straßen- und Ka-
minreinigung gehören. Vf,erden solche Leistungen
monatlich gesondert bezahlt, so sind sie auch
gesondert anzugeben. Iterden solche Beträge in
anderen Zeiträumen gesondert gezahlt, so rnuß

ein anteiliger Betrag angegeben werden.
Umlagen für die Zentralheizung, Kosten für den
Betrieb der Warmwasserversorgungsqnlage (nicht
also die Vtasserkosten), Garagenmiete, Unter-
mieterzuschlag, Zuschlag für Möblierung rech-
nen hier nicht zur Miete. Erfolgt die monat-
liche Mietzahlung in einem Betrag (pauschaliert)
und sind die genannten Umlagen darin'enthalten,
so müssen sie gesondert angegeben werden.

achten Sie darauf, dali ber einer Untervermietung
die Monatsmiete für die gesamte Wohnung und
nicht nur für den vom Hauptmiet.er bewohnten woh-
nungsteil angegerren wird. Abschlagszahlungen,
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Frage-Nr. ErIäuterung

Mietvorauszahlungen oder Mietnachzahlungen für
frühere oder spätere Monate dürfen bei der
l4iete für März 1985 nicht mitgerechnet werden.
Die Miete ist auf voIIe Markbeträge auf- oder
abzurunden.

Wurde bei Frage 2 angegeben, daß der Haushalt die
Wohnung oder das liaus als Eigentümer beh'ohnt, so
sind bei Frage 12 die Art und das Jahr des Er-
werbs der Wohnung oder des Gebäudes zu markieren.

12 FaIls Sie
die Woh-
nung als
Ei gent ümer
bewohnen
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5 EntAurERuruerru zr EnHrgune sgoGml

"URLAUBS- UND ERHot NGSREISEN T984/85"

Zur besonderen Beachtu ng:
Die Erhebung findet nur in den 0,1 t-Auswahlbezirken statt. Da s
statistische Landesamt sagt rhnen, ob rhr Auswahrbezirk dazugehört.

5,1 ZwecT DER BEFRAGUNG

Der Reiseverkehr stellt einen gesamtwirtschaftlich und gesel1-.
schaftspolitisch außerordentlich wichtigen iatbestand mit steii
gender Bedeutung dar. Rund i,5 MiII. Arbeitsplätze hängen in der
Bundesrepublik Deutschrand direkt oder indirekt vom Tourismus ab.
Eine laufende Beobachtung von Umfang und Struktur des Reisever-
kehrs ist deshalb insbesondere für Regierung und parlament uner-
läßIich. Entsprechendes Zahlenmaterial dient dazu, die Notwendig-
keit politischer Maßnahmen erkennen und ihren Erfo]g beurteilen
zu können. Hierzu zäh1en beispielsweise die Staffelung der Ferien-
termine, die Lenkung der Verkehrsströme, aber auch Maßnahmen zur
Verbesserung des Rechtsschutzes der Touristen wie das 1979 verab-
schiedete Reisevertragsgesetz. Die Befragung soll daher jährlich
durchgeführt werden uncl insbesondere Angaben über Reiseziele im
InIand und Ausland, benutzte Verkehrsmittel, den Reiseantritt in
den Hauptferienmonaten, zusätzlich bei Inlandsreisen, Dauer, Art
der Reise sowie Unterkunftsart liefern.

5,2 ANLEGEN EINES ERHEBUNGSBoGENS

Ein Erhebungsbogen ist für jeden Haushalt anzulegen, der in die
0r l t-Auswahl einbezogen wurde. Die Befragung richtet sich auch
an Personen, die in Gemeinschaftsunterkünften 1eben. private
Haushalte in Gemeinschaftsunterkünften werden wie normale Haus-
halte behandelt.
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Urlaubs-, Erholungs- oder Fer ienreisen in Sinne dieser Befragung
sind aIle Reisen, die fünf aufeinander folgende Tage (gleichbe-
deutend mit vier aufeinander folgenden übernachtungen) oder mehr

gedauert haben und nicht zu dienstlichen oder geschäftlichen
zwecken unternommen worden sind. Hierzu zählen auch Kuren und

Verschickungen, Ven andten- und Bekanntenbesuche, Ferienbesuche
von Kinclern und auch Aufenthalte in einer Zweitwohnung, wenn die
genannten Voraussetzungen erfüIlt waren. Nicht zu berücksichtigen
sind dagegen Geschäfts- und Dienstreisen oder ähnliche Reisen,
die in Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit standen oder der
Ausbildung für einen Beruf dienen sollten, und zwar auch dann

nichtr.wenn sie in Verbindung mit einer Urlaubs- und Erholungs-
reise durchgeführt wurden.

Eine Urlaubs- un d Erholungsreise ist jedoch nur dann zu erfassen
(positive Beantwortung der Leitfrage), wenn sie im Befragungs-
zeitraum, d.h. in der Zeit vom l. Mai des Vorj ahres bis 30. April
dieses Jahres, angetreten wurden. Reisen von Personen, die zum

Zeitpunkt der Befragung !ith!-@r zum Haushalt gehören, bleiben
dabei unberücksichtigt (siehe auch Frage 2 b).

A1s Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk 1970, die Auswahl-
bezirks-Nr. sowie lfcl. Nr. des Eaushalts im Auswahlbezirk aus

der verteilungsliste zu übernehmen und in den oberen Teil des

Erhebungsbogens einzutragen.
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5,3 ERLAUTERUNGEN zU EINZELNEN Fnnepru

Fr ag e-Nr Er 1äuterung

Zu den Fragen ist j eweils nur eine Antwort zu
markieren; Mehrfachmarkierungen sind ausschließ-
lich bei den ergänzenden Ord nungsangaben in Frage
2c (Ltd. Nr.(n) der Person(en) im Haushalt, s.
auch Er1äuterungen zu Frage 1 ) zu1ässig..
Anhand der Leitfrage so11 festgestellt, werden, ob
Haushaltsmitglieder im Berichtszeitraum Urlaubs-

1-8

Reise
1984/8s?

und Erholungsreisen unternommen haben.

Bevor diese Frage jedoch gestellt werden kann, ist
darauf hinzuweisen, daß für die Erteilung dieser
Auskünfte keine Verpflichtu4g besteht.
a) Keine Auskunft

Verzichten aLle Haushaltsmitglieder auf die
Mitarbeit an diesem Erhebungsteil der Befragung,
ist das Interviev, beendet. Vergessen Sie aber
bitte nicht, eine entsprechende Markierung im
Erhebungsbogen unter t'rage 1 einzutragen und in
die Spalte 24 der Verteilungsliste zu übernehmen.

b) Auskunftsbereitschaft
Wircl die Bereitschaft zur Mitarbeit von alIen
(siehe ba) oder zumindest von einigen Haushalts-
mitgliedern (siehe bc) erklärt, kann die Ieit-
frage gestellt werden. Sie ist zu bejahen -
und ilie Fragen 2 bis 5 bzw. bis 8 sind auszu-
füIIen -, wenn mindestens eine Person, die zum

zeitpunkt der Befragung (Stichtag, Berichtswo-
che) zum Haushalt gehörte und die für sich nicht
das Recht der Auskunftsverweigerung in Anspruch
genommen hat, im Berichtszeitraum eine (oder
mehrere) Urlaubs- und Erholungsreise(n) ange-
treten hat.
ba) Gemeinschaftliche Beantwortung bei Auskunfts-

bereitschaft alLer. Haushaltsmitglieder
Haben sich alIe Haushaltsnitglieder zur Aus-
kunftserteilung bereit erklärt, so genügt für
die Erfassung von Reisen, die von mehreren
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Fr ag e-Nr Er Iäu terung

HaushaLtsmitgliedern gemeinsam unternommen
wurden, die Anlage nur eines Erhebungsbogens
wenn alle beteiligten Personen nit der qe-
meinschaftlichen Beantwortunq einverstanden
sind.

Wird die Leitfrage (Frage t ) verneint
(keine Reise), kann auf die Übernahme der
lfd. Nr. der Person im Haushalt aus der
Erhebungsliste verzichtet ererden. Tragen
Sie bitte aber auch diese Verneinung in
den Erhebungsbogen und die Spalte 24 der
Verteilungsliste ein. Wird die Leitfrage
dagegen bejaht, sind in Frage 2c für alle
an dieser Reise beteiligten Personen aJ.s
ergänzende Ordnungsangaben die lfd. Nr.
aus der Erhebungsliste zu übernehmen. Die
Anzahl diser ergänzenden Ordnungsangaben
m:ß dabei der Zahl der Haushaltsmitglieder
entsprechen, die an dieser Reise teilge-
nommen haben (Frage 2b).

bb) Getrennte Beantwortu bei Auskunftsbereit-
schaft aller Hau shaltsmitgl i ede r
Erklären sich Haushaltsnitglieder z\r qemein,
schaftlichen Beantwortung nicht bereit, sind
getrennte Erhebungsbogen anzulegen.

In diesem.Fall sind die erqänzenden Ordnun 9s.
anqaben (lfd. Nr. der Person im Haushalt) in
Frage 2c auch dann zu übernehmen, wenn die
Leitfraqe (Frage 1 ) verneint wird (keine
Reise). Wird die Leitfrage dagegen bejaht;
ist zu beachten, daß für dieselbe lfd- Nr.
der Reise (Frage 2a) die Anzahl der erglin-
zenden Ordnungsangaben in Frage 2c kleiner
sein kann als die Zahl der an der Reise be-
teiligten Haushaltsmitg 1i eder.
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Fr ag e-Nr Er Iäuterung

Lfd. Nr.
der Reise

bc) Teilweise Auskunftsbereitschaft
Haben sich nicht alle Haushaltsmitglieder
zur Auskunftserteilung bereit erklärt, so
vermerken Sie dies bitte in der Verteilungs-
liste (Spalte "Bemerkungen"), damit das Sta-
tistische Landesamt diese Personen - mit der
Bitte um Teilnahme - anschreiben kann.

A1Ie erfaßten Reisen sind mit einer Ifd. Nr. zu

versehen, die auf dem Erhebungsbogen vermerkt wer-
den muß. Diese Nummer ist in chronologischer Rei-
henfolge entsprechend dem Zeitpunkt des Reisean-
tritts zu vergeben. Beispielsweise würde aLso die
im I'lai des Vor jahres durchgeführte Reise die Num-

mer 1, die im Juli (Sommer) clie Nummer 2 und die
im letzten Dezember (weihnachten) die Nummer 3 er-
halten.

Reisen, an denen mehrere Haushaltsmitglieder teil-
genommen haben, erhalten dabei nur eine Nümmer. Die
Angaben über die Reise zu alen Fragen 3 bis 5 bzw.
bis 8 brauchen dann nur einmal für alle an der
Reise beteiligten Haushaltgnitglieder gemeinsam
gemacht zu werden.

rür jecle vergebene Nummer der Reise ist ein neuer
Erhebungsbogen anzulegen. Dies gilt z.B. auch
dann, wenn sich bei einem Haushaltsmitglied für
eine Reise an ilen selben Zielort andere Angaben zu

den Fragen 3 bis 5 bzw. bis 8 als bei den übrigen
Haushaltsmitgliedern ergeben (2.B. wenn Mutter und

Kind mit der Bahn vorausgef ahren waren un'l 'l=r v;r-
ter einige Tage später mit dem Auto nachkam).

wird von einetn Befragten ilie SelbstausfüI1ung 9e-
wünscht, ist ihm ilie ]fd. Nr. der Reise, für die
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Fr age-Nr .

Teil-
nehmer-
zahl

Er gän zend e
Ordnungs-
ang aben

Er 1äuterung

die Angaben erbeten werden, mitzuteilen. Dabei ist
darauf zu achten, daß Angaben für eine Reise, an
der weitere Haushaltsm.itglieder beteiligt waren,
unter derselben Ifd. Nr. wie die übrigen getrennt
erfaßten Angaben gemacht werden.

Zahl der Haushaltsmitq ieder, die an der Reise
teilqenommen haben

Je lfd. Nr. der Reise ist anzugeben, wieviele per-
sonen, die zum Zeitpunkt der Befragung noch zum
Haushalt gehören, an der im Befragungszeitraum
durchgefütrrten Reise beteiJ.igt waren. Die Teilneh-
merzahl muß mindestens ebenso groß sein wie die
ZahI der Personen (gleich Zaht der ergänzenden Ord-
nungsangaben in Frage 2c), für die auf diesem Er-
hebungsbogen Angaben gemacht werden. Werden bei-
spielsweise für eine von drei EaushaLtsmitgliedern
gemeinsam unternommene Reise (mit derselben lfd.
Nr.) zwei Erhebungsbogen ausgefüI1t, so ist je-
weils die Frage 2b mit Tdrei" zu beantworten, w?ih-
rend erglinzende Ordnungsangaben (1fd. Nr. der per-
son) in Frage 2c nur für eine bzw. zwei Haushalts-
tttitglieder einzutragen sind.

In den vermutlich seltenen FäIlen, in denen an ei-
ner Reise mehr aIs neun Haushaltsrnitglieder betei-
ligt waren, oder in denen Reisen von Personen un-
ternommen wurden, deren lfd. Nr. größer aIs "09,,
ist, muß für die gesonderte weitere Bearbeitung
ein entsprechencler handschriftlicher Vermerk fest-
gehalten werden.

ilarkieren Sie die Person bzw. die personen, die
a1l-ein antwortet bzw. gemeinsam antworten mit der
Ifd. Nr. der Person(en) aus dem Hauptbogen. Die
Zahl der Personen, für die erg'änzende Ordnungsan-
gaben zu markieren sind, kann kleiner sein als die
ZahL der gereisten Haushal-tsnitglieder (Frage 2b).
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Erage-Nr.

Reiseziel
Au sI anä

Er 1äuterung

Führte eine Reise in mehrere Länder im In- oder
Ausland (bzw. Reisegebiete im Inland), so ist das

Land (bzw. Reisegebiet) zu kennzeichnen, in dem

die I?ingste Zeit verbracht wurde.

Hier ist zu berücksichtigen, daß das Reiseziel
"DDR, BerIin (Ost) " den fnlandsreisen zugeordnet
ist.

wird zu Frage 3a (1) ein Bunclesland als Zielland
angegeben (Schlüsselziffern 1 - 1 1 ), dann ist bei
E'rage 3a (2) auch das betreffende Reisegebiet im
Inland zu kennzeichnen. Führte eine Reise inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland in ein Reise-
gebiet, das in Frage 3a (2) nicht namentlich auf-
geführt ist, so ist die Antwortkategorie "Übrige
Reisegebiete" zu markieren.

Zur besseren Orientierung ist dem Befragten die
beiliegende Kartenskizze der Bundesrepublik
Deutschland vorzulegen, in der die zu berücksich-
tigenden Reisegebiete abgegrenzt sind'

I,Jenn in Frage 3a ( 1) dagegen a1s Reiseziel "DDR'

Berlin (ost)" angegeben wircl (Schlüsselziffer 12)

wird die Erhebung mit Frage 4 fortgesetzt'

Bei ausfändischen Reisezielen ist der Name des

Landes anzugeben.

l,larkieren Sie bitte den Monat, in dem die Reise

ansetreten wurde. Zu beachten ist, daß es hier
nicht auf den Monat ankommt, in dem dj'e Reise

überwiegend durchgeführt wurde' Ist beispielsweise
eine Reise Ende April 1934 angetreten und erst im

Mai 1 984 beendet worden, so ist überhaupt keine
lvlarkierung vorzunehmen (keine Reise im Sinne der

Befragung).

3 Vo rw i eg en-
des Reise-
zLeL

3a Reiseziel
Inland

4a Re i se-
antritt
(Monat )
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Frage-Nr

Re i se-
antritt/
Vtochenab-
schnitt,/
vloche

Er 1äu ter ung

Die Fragen zu 4b sind nur zu steIlen, wenn der
Reiseantritt in die Kalendermonate Juni bis Sep-
tember 1984 (Frage 4a) fiel; sie zielt clarauf ab,
m6glichst genau festzustellen, in welchem Umfang
von den gestaffelten Ferienbeginn Gebrauch gemacht
wurde. Die möglichst genaue Beantwortung ist in
den FäIlen von besonderer wichtigkeit, in denen
als überwiegend benutztes Verkehrsmittel (Frage 5)
der "Pkw" angegeben wird.

Die Befragten können sich vermutLich am ehesten
daran erinnern, ob die Reise in der ersten (Wocherr
anfang) oder zweiten Wochenhälfte (wochenende) an-
getreten wurde. Entsprechend ist die Markierung in
Frage (1 ) vorzunehmen.

Im Anschluß daran ist die Frage (2) zu stellen, ob
der Reiseantritt in die Kalenderwoche des Schul-
ferienbeginns fiel. Eine Antwort wird in der Regel
mögIich sein, wenn an der Reise schulpflichtige
Kinder beteiligt waren. A1s weitere Orientierungs-
hilfe ist den Befragten die auszugsweise Kalender-
übersicht (mit der Sommerferienregelung l9B4) vor-
zulegen. Die Beantwortung dieser Frage kann zur
Überprüfung der Frage 4a herangezogen werden (so
kann beispieLsweise der Reiseantritt nicht in die
Kalenderwoche des Schulferienbeginns gefallen
sein, wenn es sich bei dem angegebenen Ka1endär-
monat des Reiseantritts bereits um den zweiten Fe-
rienmonat gehandelt hat).

Bei der Frage nach dern übenriegend benutzten Ver-
kehrsmittel- ist grundsätzlich nur das Verkehrsmit-
teI anzugeben, das überwiegend für die Hinfahrt
zum Reiseziel (Land, Reisegebiet, Ort des Reise-
ziels im Inland oder AusLand) benutzt worden ist.
Bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel ist
also nur das Verkehrsmittel anzugeben, das für die

5 Ve rkehrs-
mi ttel
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Frage-Nr.

Re i se-
dauer

Re i se art

Er 1äuterung

längste Strecke auf der Hinfahrt zr.ur Reiseziel in
Anspruch genommen worden ist. Bei Kreuzfahrten ist
- unabhängig von der Anfahrt - grundsätzlich "Son-
stiges" zu markieren.

Die Fragen 6, 7 und 8 nach der Dauer und Art der
Reise sowie der Unterkunftsart sind nur für In-
landsreisen zu stellen.

Markieren Sie bitte die Gesamtdauer der Reise nach
den vorgegebenen, in Tagen gemessenen, Zeitspannen.

Hier wird gefragt, welche der vier genannten Rei-
searten zutreffend ist; zu markieren ist die zu-
treffende Anterort. Dabei ist folgendes zu beachten:

a) Pauschal- oder Gesellschaftsreisen (durch Rei-
severanstalter) sind solche Urlaubs- und Erho-
lungsreisen, die von Reiseveranstaltern oder
Reisevermittlern (2.B. Reisebüros, Jugendorgani-
sationen) ausgeschrieben und durchgefährt wer-
den. Sie schließen in der Regel die Ausgaben
für Beförderung (Transportmittel) Unterkunft
und,/oder Verpflegung (Ealb- oder Vollpension)
ein. Maßgebend für die Zuordnung zur Reiseart
"Pauschal- oder Gesellschaftsreise' ist die
Buchung bei einem Reiseveranstalter, sei es als
Gruppen- oder Individualreise (Einzelreise).
Eine Pauschal- uncl Gesellschaftsreise ist aL-
lerdings nur dann gegeben, wenn bei der Buchung
die Ausgaben für Transportr. Unterkunft und Ver-
pflegung ganz oder teilweise einbegriffen sind.

Hingegen ist nur der Kauf von Fahrkarten oder
Flugscheinen beim Reisebüro - ohne Buchungen
für weitere Leistungen während der Urlaubsreise-
keine Pauschal- oder Gesellschaftsreise.

7
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Frage-Nr.

Unter-
kunftsart

Er 1äu ter ung

b) (ur q-der ferschrSllulg sind Reisen, die auf ei-
gene Initiative oder durch soziale Träger (Bun-
des- oder Landesversicherungsanstalt, Versor-
gungs- und Fürsorgeämter, Krankenkassen und an-
deres) vorgenomrpn werden. Hierzu gehören auch
vom Müttergenesungslrerk geförderte Aufenthalte
und Kinderlandve rschickung.

c) Verwandten- oder Bekanntenbesuche und Sonstiqe
Reisen (nicht durch Reiseveranstalter) schlie8-
lich umfassen alle Urlaubs- und Erholungsreisen,
die der Einzelreisende bzw. der Haushalt selbst
organisiert hat; dies ist der FaI1, wenn die
Reise z.B. im eigenen oder frernden Pkw unter-
nommen, Fahrtausweise gesondert gekauft sowie
Unterkünfte unmittelbar bei der Beherbergungs-
stätte bestellt bzw. bezahlt worden sind. Hier-
zu gehören auch Reisen zu Verwandten und Be-
kannten für Zwecke der Erholung und Entspannung.

Die im Erhebungsbogen genannte Gruppe Eotel, Gast-
hof , Fremdenheim, Pension gehört zum Beherbergungs-
gevrerbe. Hierzu zählen auch: Eotelpensionen, Mo-
tels, Kurhotels, Hotels garni, Kurheime, Kurpen-
si onen.

HeiJstätten und Sanatorien - auch Spezialkranken-
häuser (KIiniken) - nehmen Genesende und Erho-
Iungssuchende (2.8. Kurgäste) auf.

Ferien- und Erholungsheime sind Beherbergungsstät-
ten, die - meist von Unternehmen, sozialen und
karitdtiven Institutionen unterhalten - hauptsäch-
lich Angehörige bestimnrter Personenkreise aufneh-
men (2.g. Kinderheim).
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Frage-Nr Er läuterung

Pl1vatquartier qeqen
werden von privaten Haushalten - hauptsächlich in
den Spitzenmonaten des Reiseverkehrs - angeboten
und in Anspruch genommen. tsandelt es sich jedoch
um eine Unterkunft auf einem Bauernhof, so ist
Privatquartier qeq zu
markieren.

Privatquartier ohne Entselt umfaßt aL.le Privat-
quartiere, in denen den Haushaltsnitgliedern von
haushaltsfremden Personen (Verwandten, Bekannten)
unentgeltlich Unterkunft gewährt wird (auch wech-
setseitiger wohnungstausch während der Ferien).

Ferienhaus, Bunqafow, Apbartement sind neuartige
Beherbergungsstätten, in denen jedermann aufgenom-
men werden kann; Verpflegung wird in der Regel
nicht geboten, aber Kochgelegenheit (sefbstversor-
gung) ist gegeben. Auch zweitwohnungen sind dieser
Gruppe zuzuordnen.

werden als Unterkunftsarten das Zelt oder der
Wohnwaqen angegeben. so ist die Rubrik 'Camping-
platz" zu markieren.

Nur wenn keine der genannten Unterkunftsarten zu-
trifft, ist Son§lige Unle-EI anzugöben.





-85-

6. ERLAUTERUNGEN ZUM ENEANZUNESBOGEN "EG-ANSEITSXNATTESTICH-

pRogE 1985"

Zur besonderen Beachtung
Die Erhebung findet den 0 4 t Auswahlbezi statt. Das Sta-
tietische tandesamt sagt Ihnen, ob Ihr Auswahlbezirk dazugehört.

6,1 WIS IST DIE EG-ARBEITSKRAFTESTICHPROBE?

Die Europäischen Gemeinschaften (EG) führen in ihren ttitgriedlarärdern
eine gemeinsane Arbeitskräftestichprobe durch. Irtit dieeer Eau6halts-
befragung sollen insbesondere wichtige Ergebnisee über clie Brrerbg-
tätigkeit, Arbeitsrosigkeit und Bevölkerungsstruktur in der EG ernlt-
telt rerden. Die EG-Arbeitskräftestichprobe, die erstnals 1960 und
seitdem schon wiederholt in den lrlitgriedsstaaten der EG durchgeführt
wurde, hat sich afs amtliche RepräsentativstatiBtik bewährt.

rn der Bundesrepubrik Deutschrand sind in die EG-ArbeitskräfteEtlch-
probe 100 000 Haushalte, was 0,4 t der Bevölkerung entspricht, elnzu-
beziehen.

Die von der EG benötigten Daten sind zum Te.il nit den in lr{ikrozenaug
erhobenen identisch und werden desharb nicht nähr gesondert erfragt.
Darüber hinausgehende Fragen der Ec-Erhebung sind auf dem Ergänzuaga-
bogen enthalten.

6,2 Wer-cHEI.I Zwrcren DIENT DIE EG-ARseITsTRAFTESTICHPRoBE?

Die zunehmenden internationalen Verflechtungen bedingen auch einen
steigenden Datenbedarf internationaler Institutionen Die EG benö-
tigt Daten zu den oben genannten Itäreichen für Untersuchungen der
wirtschaftlichen und soziaren situation in den Irlitgliedarändern, die
die Voraussetzung für arbeitsmarkt- und regionalpolitische üaßnahnen
bilden.
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Für solche Maßnahmen - vor allem die Mittelvergabe z.B. aus dem Re-
gionalfonds oder dem Sozialfonds der EG - müssen gerechterweise ver-
gleichbare Daten für aIIe Länder zugrunde gelegt werden. Solche ver-
gleichbare Daten Iiefert die gemeinsame Arbeitskräftestichprobe.

Die Verknüpfung dieser EG-Erhebung mit dem Mikrozensus - statt zweier
getrennter Erhebungen - ist zeitsparend und kostengünstig.

6,3 Aur wetcHeu RecHtscRuruoLAGEN BERUHT DrE ERHEBUNG?

Die Rechtsgrundlage für die EG-Arbeitskräftestichprobe ist die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3530/84 des Rates vom 13. Dezember 1984 zur Durch-
führung einer stichprobenerhebung über Arbeitskräfte im Frühjahr. l9g5
in Verbindung mit dem Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz) vom 1 4. I4ärz 1980 (Bundesgesetzblatt r s. 289)
und dem Mikrozensusgesetz (siehe 7. Rechtsgrundlagen).

Die Mitglieder der ausgewäh1ten Haushalte sind gemäß Artikel 2 der
EG-Verordnung in Verbindung mit § 14 Mikrozensusgesetz zur Beantwor-
tung der angeordneten Ec-Fragen verpflichtet.

§ l4 des Mikrozensusgesetzes bestimmt, daß die für den Mikrozensus
geltenden Regerungen entsprechend auf die EG-Arbeitskräftestichprobe
anzuwenden sind. Dies girt nicht nur für ilie Auskunftspfrichtr son-
dern auch für die verfahrensrechtlichen (und sonstigen) Vorschriften,
etwa zur schriftlichen AusfüIlung. Damit ist sichergestellt, daß den
Belangen des Datenschutzes in der Ec-Erhebung in greichem luaße Rech-
nung getragen wird wie im Mikrozensus. Für rhre Aufgabe bedeutet das,
daß Sie die EG-Erhebung genauso wie den Mikrozensus durchführen.

6.4 Aruleeeru E INES ERGANZUNGSBoGENS

I. Zu befragender Personenkreis

Mindestens ein Ergänzungsbogen ist für jeden Haushalt der 0,4 t Aus-
wahlbezirke anzulegen. Auszufü1len ist der Ergänzungsbogen:
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1. Für aIle Personen mit nur einem Wohnsitz
2. Für Personen mit zwei und mehr Wohnsitzen, rrenn die hiesige Woh-

nung (also die in die Befragung einbezogene) die vorwiegenil be-
nutzte wohnung (ggf. der Familie) ist.

Personen, die mehr al-s eine wohnung bewohnen und nicht am Ort der
vorwiegend benutzten Wohnung befragt werden (also in der Erhebungs-
Iiste Frage 2/29 mi-l. "Ja" und Erage 2/30 mit nNeinn beantwortet
haben) machen keine Angaben zu dem Ergänzungsboqen. Vermerken Sie
dies bitte in der Verteilungsliste unter "Bemerkungen"

Als Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk ( 19701 , die Auswahlbe-
zirks-Nr. sowie die Ifd..Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk aus der
Verteilungsliste zu übernehmen.
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6,5 ERLAUTERUNGEN zU DEN EINzELNEN FReeTru

Frage-Nr

Lfd. Nr . der
Person im
Haushalt

ron vor
Beginn der
Arbeits uche

Fr re Erwerbs-
rär igke it.

6/16 - 6/1
Aus- und Fort-
bildung

Le r ausb i 1dung,
sonstige beruf-
Iiche Ausbildung

Er 1äuterung

Achten Sie bitte darauf, daß die Reihenfolge der
Personen mit der in der Erhebungsliste überein-
stimmt.

Diese Frage ist nur von arbeitsuchenden oder ar-
beitslosen Personen, also denjenigen, die Frage
3/13, 3/14 oder 3/15 mit nJan beantwortet haben,
zu beantworten.
Die Definition nerwerbs- bzw. berufstätign ist die
gleiche wie die zu Frage 3/11 erIäuterte.
Personen in Vollzeitausbildung oder -fortbildung
gehen keiner anderen Tätigkeit nach. Eierzu gehö-
ren insbesondere SchüIer und Studenten.
Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikan-
ten als erwerbs- bzw. berufstätig.

Diese Frage richtet sich nur an weder erreerbstäti-
ge noch arbeitsuchende personen, d.h. an diejeni-
9en, die die Frage 3/11 bis 3/,l4 mit "Neinn beant-
wortet haben, im Alter von 15 bis unter G5 Jahren.

Diese Fragen sind nur an personen im Alter von
15 bis unter 50 Jahren zu richten.
Es sind sowohl Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zu
erfassen, die noch andauern als auch solche, die
in den letzten vier l,lbchen besucht oder abgechlos-
sen wurden.

Zur Fortbildung und Umschulung siehe auch die Er-
1äuterungen za Frage 5/13.

AIs sonstige Ausbildung, Fortbildung, Ums.chulung
ist auch der Besuch einer Hochschule oder einer
berufsbildenden SchuIe einzutragen.
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Frage-Nr

19 - 6/d
Situation ein
Jahr vor der
Erhebung

p/20 - 6/25)
Wohnungswechsel

/25 - 6/d
Beteiligung am

Erwerbsleben,
Erwerbstät ig keit
Ende t'lai 1984

Er Iäuterung

AIs erste berufliche Ausbildung gelten die Lehr-,/
Anlernausbildung, der Hochschulbesuch und der Be-
such berufsbildender Schulen, soweit noch keine
andere berufliche Ausbildung erworben wurcle.

Mit der Erhebung von Daten über die Situation im
Vorjahr können inzwischen eingetretene Veränderun-
gen eindeutig als tatsächliche Veränderungen der
Situation der Befragten festgestellt werden. Daten
dieser Art benötigt clie EG für Vergleiche der Ent-
wicklung in den einzelnen Ländern, insbesondere im
Hinblick auf den Arbeitsmarkt und ilie ggf. zu er-
greifenden Maßnahmen.

Diese Fragen sind nur zu beantworten, wenn der
Ialohnsitz Ende Mai 1 984 nicht mit dem gegenwärtigen
libhnsitz übereinstimmt, also Frage 6/'19 mit "Nein"
beantwortet wurde.

Vg1. die Er1äuterungen zu den entsprechenden Fra-
gen der Mikrozensus-Erhebungsliste (3,/11 bi-s 3/15,
4/12, 4/ü.

Au sbi ldung
der
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/ RecHTSeRUNDLAGEN

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung einer Repräsentativstatistik Über
die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt (Mikrozensusgesetz)

Übersrcht

§ 1.1

Art und Zweck der Erhebug
Erhe bu gseinhelteq
\lerkmEle
OrCnugsnwem
Erhe buqsmerlcna.le
HriJsmerkrsJe
E i a.e ou A s s!e iien
inLeMewer
-ius kuii6Dr'llcr t
Erhe bu gsvorc!rucke
Tiennug ud Läschug
Belehrug
Testerhebugen mit treiHlLiger Auskurlts-
eneiiung
StichprobeDerhebugen über AJbelLskräfte
in den Europdischen GenieinschaJttn
Verbot Cer Reid6nti.fizierung
Be rI in-KIaus +I

§t Z Inkrafttleten

Der Bundests8 hat mrt ZustinEug des Budes-
rat€s das folgende GeseE bescblossen:

§1
-{n und Zweck der Eihebug

(I) Über die Bevölkerung und den Arbertsuarkt
'ffc rn den Jähren I985 bis 1900 eine BundessBh-
stik aul reprdsentatrver GMdlage (Mikrozensus)
du chgefüIrt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statisEschc An-
gqoen rn tiefer fachücher Gl.iederung über die Be
v(,lke run gss truktu, die wirtschBftliche ud sozi ale
LaSe der Bevölkemg ud der F@Lien, den Ar'
'r)ertsEarkt die benutliche Gliedeug md Aubil-
dug der Eruerbsbe:rölkeug sowie die Wohlver-
idjtrusse bereitils@ue[ Die Ergebnisse srnd
G,rmcilage fiü politische Entscherdugen in Bud
uci Ldndem.

Erhebungselnleiten

(l) Erhebungsernleiten sind Personen. Hausha.lte
und wohnungen. Sie werden durch mathematische
Zulallwerfahren auj der.Grund.lage von Flächen
oder verglerchbarer Berugsgrößen (AuwahJbezirk)
arrsgewä.h]L

(2) ln den .{usah.lbezirken werden die Erhebu-
gen in bis ru ner aujeinenderlolgenden Jahren
Curchgetührl Jährlich wird mindestens ein Vieriel
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der Ausahlbezirke duch neu in dre Auswahl e in-
zubezlehende Auswahlbezi.:ke :rse rzt,

(3) Einen Haushalt bilden alle Personen, die ge-
meinsu wohnen md mrschalten. Wer alletn un-
sch&Itet bildet einen eigenen HaushaIL Personen
ait Eehreren wohnugen srnd rn jeoet ausgewani'
ren lvohnug eineE Haush&it ruzuordnen.

JJ

)lerkmale

(1) Der Mikrozensus erhebt Merkmale über ?er-
sönliche ud sachliche Verhältrisse, die zur stat:str.
schen Veruendug besdmEt sind (Erhebungs-
oerknale) oder die. vorbehaltlich der Regelug Ln

§ l1 Abs. {. der Duchitihmg der Stichprobe ciienen
(Hillsmerkmale).

(2) Die Erhebugsmerkmale dürfen aul die tür
die maschinelle WeiteruerarberlunB bestrmmten
Datenträger übernommen werden. HilJsmerkmale
dürlen nu getrennt von den Erhebungsmerkmalen
aul gesonderte für die maschinelle Weiterverarber-
tug bestiEmte DatenEäger übemommen werden.
soweit sie aach § lI Abs. { oder § 13 Abs. { veven.
det werden dünen.

§,r
Ordnungsnummem

Die im Erhebungwerfahren zur Kennzelchnung
stätrsEischer Zusamenhänge venvendeten Num.
mern (Ordaungsnummem) dünen auI ciie irir dle
maschinelle welteryerarbernlng besummten Da-
lenträger übemomen werdeq- Diese Nummern
dürfen nur Aagaben nach den §§ 5 und 6 uber Ge.
bäudF, Wohnungs. ud Haushaltszugehorrgxett
entialten.

§5
Erhebungsmcrkmale

(l) Folgende Erhebugsmerkmale tverden ishr-
Iich erfragt:
t. GemeiDde: Nutang der Wohnung als allernrge

Wohnung, Haupt- oder Nebenwohnung i§ i3
Melderechlsrahsrengesetz); Zahl der Haushalte
in der Wohrung und der Personen im Haushqlr:
Wohnugs. ud HaushalLsagehörrgkert some
Fmiliennsamneuhang (Zugehörrgkert der
Person zu einer bestimmten wohnung und er
neE bestimnt€n Haush8lt: Zugehörigkeit zu er-
ner besti6mten FEnilie: Art der Vesandt-
schalt ;Schwägerschaft der Famrlienmrt'



gli2drr cinct Haushalts); Verändcrung dar
Hlushaltsgrö0r und -a.rs!nr.E.nsrtzung !cit der
htstrn Bc(ragung durch G.burt Tod oder Um.
zuij; Beualter:gnrpp? drr erstnrals ln dir Er'
hibung einbrzogenen Wohnungen: Ceschlecht
Gebursiahr und -monaq Farailienstand: Ehe
schlieoun gs j ahr: StaaLJAn gehöri gkelq

2. Erurrbstätitk!iL Arbcitssuch.: ArbeitsloslSkeltl
Nicht!rvcrbstätigkciq. Khd lE VorschulÄlt4c
Schillcr, Studenq
a) für EmerbstÄUgc:

RcgetEä0i9" oder gelegcnÜchc TäUgkei§
Vollzcit- oder Teil:eittätiSkei( Ursachcn eia'
schl.ie0lich der arbeitlErrktb.zoSln.D
Grürde lür Teilzrinii6Skllt brlrirtlter od!!
ubelristetcr ArbeiLwertrlg; norE!.btralsr
geleistete wöchentllche Arbcltszeit (nacä
Shrnden und Tagen) ud taLstcblich ln der
B.richLswoche trlelstete Arbritszeit (nach
Stunden und Tagen) towla ubcltsElrktbero-
gene Gninde und aadere Utsochen filr den
Unt€rschred: Stellug im Berul: Wirrschältr'
illig des Betriebe5; filr Personcn mt einer
ileil€n Eserbstüdgkeit ruätzllcb: Stcllu6
iE Berul: Wlrtscbdkileig des BeEieber;
nomalerueisr geleist t. wihhentliche Ar
beilszeit (nach Stuaden ud Ta8cu) ud tat-
sächlich in der Bericbtswochc Beleistete Ar-
beiBzert (nach Stunden md Tagen);

b) (ür Arbeitslosc und Arblllsuchcnd!:
-Bezug von Arbeitslo!?ngeld, -h.llle: Arl Aalall
und Dauer der ArbciLssuchc; Art und Uo-
[ug der tcsuchteE Tätigkei( Verfügbukeit
fi.ir Gine nrue Arbrltstteuc: Grtindc tilr dlc
Nichwerfi.igbukeit, (Ksuj(heit Ausblldug.
bestebeDde TäUgkeit uld ud€re Umstän-
de):

c) tür NichteNerbstAtige:
Irühere Erverbstätigketq Z€itpunkt sowie Är-
beitsmüktbezoBene ud udere Eeendi-
gungsgrüade für dte leEtc Täti8keiq Wlrt.
rchaltsileiß und Stellung ilr Benrl der letz.
ten Tätigkeit:

d) für Kinder im Vorscbulalter
Beruch von Kirde!gäfteai

e) für Schüler uad Studcnten:
.Art der besrchtan Schulc oda! Hocbschule;

3. Art de! ilbeffiietcndla I4bcEutarhrlL! (Er.
wlrbnÄüBktiq Arbeitslo!.a8eld. .hill8: Rrnta,
PeNion: Unt€rhdt duch Elterq EhegattEu oder

q)

klassen ln 6lner'Staffelung von
Elndestens 150 Deutsche lrarki

{..Zugchörigkeit zur geseEllchen Krankenversi-
chenrng nach Kassenarten, Zugehörigkeit zur
privrten l(rankenversicherung sowic sonstiger
Anspruch quI Krankenversortung: Art des Ver.
sicherogsverhdltnisses; rusätzlicher prrvater
IGankenversicheMgsschutz; Art des Ver-
äfcherungeverhältnlssee (pf11cht-,
frelrlIIlg verslchert) und ZE€ig
der gesetzllchen Rentenverslche-

.rung zur Zelt der Erhebung und 1n
den letzten zröIf Monaten davor;
Zahlung von Belträgen 1n der ge-
setzllchen Rentenverslcherung selt
deB 1 .1 .1 924

Eit .lneE AusrrÄ.hlsar voa I voE Hudert der Be
völkenrag.

l. Anzahl der Urlaubs- und 0rho_).ungsrei.sen von fünf und oehr Ta-gan; Zahl der betei.ll{ten HBus-
haltsnltglleder;!eginn und benut:-
tee Yerkehrsnittel ;be1 Auslancis-
rsl6en außsrd.en I Zlelland: bei :n-
landsreisen au3erdem: Art;Z:er;
Dauer und Untorkunftsart

olt einea AusÄälsata von.0,1 vom Huden der
Bevölkenulg.

(2) Folgende Erhebugsmerknale werden ab
1985 tm Abstrad von ffei Jaluen crfragr:

l. aus8rilbter Benrj in der ersten und ilerten oder
ln der.leEten Ewerbltätigkeit: Merkmale des
aus geübtcn Benrls und des. ArbeiLsplatzes u n ter
besondercr Benicksicbtigtrnt der Adorderun-
gea d!! Arbeitsouktes; §teUung rE Betrreb:
Berufs- ud Betriebryechsel:

2. höchstrf Schu.labscNull ao allgemeinbrldenden
Schulcn; Art Dauer ud Abschlull der schuli-
schen und pralEsohen Beni{sausbildung some
der bendlichen Fonbildug und Umschulug:
Hochschulabschluß nach Art und
Fachrlchtung;

3. bei Aulländern: AulenthrlLsdauar, Zahl und .{J'
ter drr iE Auslud lebeoden Kinder. im Ausrsnd
lebendcr Ehegatte oder Eltem:

{. Art md Gröoe des Gebäudes Eit lvohnroum.
NuErug der Wohaug als Eigen§lmer, Hsuot-
Eleter oder Untemeter: Ei8enhrEsohnuna.
Frelzeitwohaug: EiaagsJahr Ces HcusharL::
AustathrDg der Wohlug mlt Küche, Kocnnr'
!che, Bad oder Dusche ud WC: Afi der 3ener-
zug ud der Heizenerg'ie: Fldche der Be!uren
lVoh.oung; Zai.l der REue mit sechs ud oenr
qE ud der drvoo steNcEieter€n oder 3ts
werbUch genutiten RA@e: BEualtersgruppe:
kerstehen der Wohlu6;
beI veEleteten Woh}lugen au.0erdem:
Höhe der monatllcben Mlete und der Nebenko-
sten: Emä.0lgung oder we8{rll ci!r Miete; Nut.
zug als Dlenst-, Werlcr-, BenrJs- oder GeschaJLr-
mietwohnuS;
bel Nutan6 der Wohnung durch den EiBenRi.
mer auierdem:
Art und J ahr des Eruerbs

mit einem AusahlsÄE von I vom Hunden der Be
völkerunB.

'l
I

udere; eiqenes VerögeE, Vem.lehsg, äasen, IAltanteil; §oz1aIb1lfe i Bonstlge
0nterstützungen) ;Ärt der ijffentl.l-
chsn Rentenr Penslonen. unter,-
Blleden oach eigeuer oder Wltweu-, WiisonEn.
te. .peEron (AJbcltnnt€nwrsichemg;
Kaappschaftlicbe Rent€nver!lcheru!gi ArgF
ctellteüentenversicbeMB: Pension; Kriegsop
ferreDte; Urulauverlichcrung: .Rente äub
den Ausland;übr1ge öffentllche
Rente);Art der sonatj,gen öffent-
l1chen und prlvaten Elnkonnen
(Wohnge).d; SozlaIhll.fe ; BAFöC ; eon-
stlge öffontllche Unterstiltzungl
Ba trlsbsr€nte ;AltentelI i I lgeneB
Yeruögen, Zlnsen;Lolstun6en auB
der Lebsngvers lchs rung ; Yernle -tung, Verpachtu6; prlvate Unter-
stützun$;Höhe des tronstlichen
Nettoelnkotrtrens nach Elnkonmens-



(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden irn Ab.
stand von drei JEhren erfragt:

L bei Emerbstdtigen sowie Schülern und Studen.
ten: Gemernde der fubeits. oder Ausbrldungs-
stdne: hsutpsächlich benutztes Verkehrsmiltel:
Entlernung und Zeitaufwand Iür den Weg zur
AJbei Ls- oder Ausbildun g5stättr

!b 1985 rüt elnem Auswahlsatz von I vom Hundert
der Bevölkerung;

Dauer elnsr Krankhelt odar Unfal
verletzung, Art dos UnfaIIs; Art
und Dauer der Behandlung; Dauer
elner Arbeltsunfähl6kelt i Vorsor
ge gen Krankhe lten ; KrBnkhelterlsl-
ken;

3. omtlich anerkamte Behindcr_t€neigenschslt
ud Grad der'Behindeut

ab 1986 mlt elnem Austrahlsrtz von 0,5 vom Hun.
. dert der Bevölkerung;

{. An der privaten und betrieblichen Alterilorsor-
ge. Höhe der Lebenwersicherung nach Vcrsi.' cherungssummenklassen

ab 1980 mit einem Ausahlsatz von 035 vom Hun.
dert der BevölkeMg.

§6
Hlllsmcrkmalr

(l) Hillsmerkmcle sind

t. Vor- und Familiennamen der Haushaltsnltgtie-
der;

2, Tele(onnummer;.

3. Stro.0e, Hausnmmer, Lage der tt/ohnmg im Ge-
bdude:

.1. Vor- ud Fuillemang des Wohnungsinha.
be rs:

5. Nue der Arbeitssti,tte.
(2) Du Hiusmerknal Nue der ArbeilrstÄtte

nach AbsÄtz I Nr, 5 dar, nur zru: Ütcrprülrug der
Zuordrug der Eserbltäügcn zu-E WLrtlchdts.
ilerg vesendet w'erdeL

§7
Erhcbungsstcllcn

Erhebrrngsstellen für den Mikrozensus sind die
st!listischen Afiter der Länder.

§8
I n terv{ cwc r

(t) FiJr die Erhebung sollen lnt€ryiewer
setzt werde[ Sie slnd von den Ethebungss
8uezuf,äh1en und zu bestEIlen.
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(2) Die Interuiewer dürfen die aus der lnrer.
viewertätigkeit gewonnenen Erkenntnisse über
Auskunltspllichtige nicht in anderen Ver{ahren
oder {ür andere Zwecke yeruenden. Sle sind
auf dle iYahrung des Statlstikgeheim-
lsges und zur GehelEhaltun6 auch

solcher Srkenntni.sse über Auskunfts-
pflichtlge schriftllch zu verpfllch-
ten, ille gelegentllch der Intervie-
rertätlgkelt gewonnen rerden. Dte
Velpfllchtung gilt auch nach Been-
dlgunA der intervlewertättgke1t.

'(3) Die Inteviewer müssen die Gewdhr für Zu.
verlässigkeit und Verschwregenheit ble!en. Sie dür.
fen nicht eingesetzt werderi

l. in der unmittelbEren Nähe rhrer \Vohnung
( Nachbarschaft),

2. wenn aufgrund ihrer bcnllichen TätiBkeit oder
6us Enderen Gründen zu besorgen rst, dall Er.
kenntnisse sus der Interuiewertritigkeit zu Lä-
sten der Auskunltspoiöhtigen genutzt werden.

({) Dle Interuiewer sind verpllichtet die Arüer.
'sungen der Erhebungsstellen an befolgen. Ber der
Ausübung ihrer lnterviewertätigkeit haben sich di?IntEtriewer auszuweisen: Wohnungen drir{en sie
nur tait ZustimEung eines Verfügungsberechtigten
betreten.

(S) Die lntericwcs sind berechtlg! in die Erhe.
bugwordrucke, sowcit sio Voraussetzung tür die
ordnungsgemä3c Durchfühnrng der InteMewertd.
tigkeit sind. die Angaben über die Zahl der Haus.
halte in der Wohnung und der Personen im Hsus.
hell dE! Leerstehen der Wohnung. den Vor. und
Familiennamen de! angetrotfenen Aus kunlLspllich.
tlgen (§ 6 Abs. I Nr. l) sowie die Hiusmerkmale
nach §6 Abs. I Nr.tr selbst einzutragen. Dies tllt
auch für weitere Eintrrgungen in die Erhebungs.
vordmcke, wenn uad soweit die AuskunJtspftichu.
gen cinverstrnden sind.
(5) Dte Intervlewer stnd über ihre
Rechte und Pfllchtan zu belehren.

§e
Au!kunIt!pfllcht

(1) AuskunJlspflichtlg sind

ru den MerkEalen nach § 5 Abs. I Nr. I brs .i,
Abs. 2 Nr. I bis 3 und Abs. 3 Nr. l,3und 4.Iowre nac.h
§ 0 Abs. I Nr. I. § und 5 alle Volljährigcn oder
einen eigenen Haushalt führenden Minderjähn-
gen, auch Iür mindeqährige Hrush8llsmitglie.
der. Für volljährige HaushÄltsmitglieder. die we.
aen einer Behinderung selbst nicht Auskunlt te.
ben können, ist jedes ändere auskunltspflichtige
HEushaltsmitglied auskunJtsp(lichtig. In Ge.
meinschaJls. und Aistallsunterkünlten rst [ür
Personen. dle wegen einer Behrnderung oder
wegen Minderjährigkeit selbst nicht Auskunlt
geben könhen, der Leiter der Einrichtung aus.
kurftspnichti g. Dle Auskunjlrpf licht [ür Dri tte
ersfeckt sich auJ die Sachverhalte, die dem Aus-
kudtspflichtiSen bekannt 5iod. Sie endällt.



ä1TJi,i:.5""Hte 
duch eiDe vertauensper-

2" zu den Merkmalen nach § 5 Abs.2 Nr. { und § 6
Abs. I Nr.4 die Wohnungsinheber, ersatzweise
die nach Nr. I Auskunltspflichtigen.

(2) Personen mit mehreren Wohnungen sind für
jedc ausgewählte Wohnung auskunftsptlichtig nach
Absatz I Nr. I und 2.

(3) Widerspruch und Arlechnrngsklage gegen die
Aullordenur g anr Auskunftserteilun g nach Absät.
zen I uad 2 haben keine sulschlebcnde Wirkung.
(4) Die Auskünfte über ciaa }{erknal
Eheschließungsjah! h § 5 Abs. 1 Nr.l
sotrts dle Merkuale nach § 5 Abs. 1

Nr. !,Abs.J l{r. 2 und § 5 Abs. 1 Nr.2
sind fre1rt1Ilg.

§r0
Erhcbungwordrucko

(1) Dle &hebugwordrucke könncn aschluen.
lesbar gestallet werdeu- Sie dürlea keine Fragen
über persönliche odec saclrliche VarhäItrrisso Btrt-
halten. die über die Merkuale nach deu s§ S urd 0hlnausgehen. Den Inhalt der Fraeenzu den Erhebungsmerkualen naät-E-Älegt dle Bundesraglerurg durch iio-chtsverordnung mit Zustfinoung dee Bundee-
!ete9 fest.

(2) Die in den Erhebungwordnrcken enthrltenen
Fragen können müadlich gegenüber deE Inter-
viewer oder .schrijtllch bcanhrodet werdet!

(b) Der luskunftspfllchtl8e kann
die la den Erhebugwor{nrcken entheltenen Frs.
gen geEeiDsaE lait mderea HaushaltsEitguedern
oder für slch alleir ard eLaeE eigencn Bogcn bcaat-
worten ,

(4) Bel schriftl,icher Aullonftser.t€iluag si.ad dh
eus grfiIllten Erhebuagsrordrucke
a) ulvetzilguch dem lDtarvlescr auszuääadlgen

oder lE veßclr.lossenio Uaschlag an ilbergeben
oder

b) innerhalb einer \{ochc b.l der Erhebungsstelle
abangeben oder dorthin eul KorteD des Aus.
kudtspfl ichEBen zu übersenden.

Bei Abgabe in verschlossenerq Uasch.lag sind
Vor. md FEEil.iennane, Gemeinde, Stale undHawrualaer EuJ deo Umsch.lag norugeU"n B"iAbgabe von Erhebungwordmckln ttir- rnehreri
Personen eines Haushalts in verschlossenem Um.
schJag genügen auJ dem Umschlag die Angaben ei-
nes auskunfkpllichtigen HaushaJLsmitgliedes.

(5) Zur ordnungsgenäBen Durchführung
ilar Intervler€rtätlgkelt 61nd d1e An-
geben nach § a e,te. , setz 1 auf Yer-
langen des Intervlerere nilndllchr dle
Yor- und Fauiliennaaen der übrlgen
Eaushalteultglleder (§ 5 lts. 1 Nr.1.)
sorle der Yor- und Famlllennane alea
wohnungstnhabers (§ 5 Abs.1 nr.4)
nilnclll.ch odsr entsprechend Absatz 4
schrlf tl1ch Eltzuteilen.
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§u
Trennung und Läschung

(I) Die Hillsmerkmale nach § 6 sind vor der Lrber-nllrne de1 Erhebungsmerkmale auJ d.je für die mi-schinelle.Weit€ruerarbeihr!g bestlmnrten Daten;;.ger von dtesen zu EeEnen uDd resondert auJzube_wahr€D-
(Z) lie Erhebungsvold.rucke e1n-
schließ11ch der EitfsmerknaLe sind
spätestens vier Jahre nach Durch-
führung ales jdhrlj.chen Mikrozensus
zu vernlchten.

(3) Die OrdnungsnurtEem sind mit.{usnairme
der Nuro,mer des Auswahlbezirkes il löschen. so-
bald die Zusaamenhänge ryischen Personen unci
Hauhalt sowie Hsushalt md W'ohnung durcn
Numem, die einen Rückgriff aul die Hilfsmerk-
oale md Ordaugsuumern russchlie0en, IestgF
halt€n worden sind- Die Nmmer des Auswahibe.
zirks ist oach AbschluO der Aulberertung der letz-
teu Erhebug nach § 2 Abs.2 zu löschen

({) Vor- u.ud Farailiemame sowie Gemeinde, Stra-
0e, Hausnumer der befragteD Perconen dür{en
für die Duchlüärug von Fotgebefraguagen nach
§ Z.l,ls.2 verwendet rerden. Sie dür-
fen auch aIs GrunäIage für die Gewin-
nung ge€lgneter Eaushalte zur Durch-
führung der Statistj.k ale!'fllrtschafis-
rechnungen privatar Haushalte heran-
Bezogen rerden.

§t2
Belchrung

Dle AuskunfLspflich6gen sind schriftUch a be-
lehren über

l. Zweck Art und U.ntang der Erhebmg (§ l),

2. Erhebugs- und Hillsmerkmale (§ 3 Abs. l),

3. dle str6stische Geheinhalturg,
d die Auskunltspfiicht ud dje verschiedenen

MöBllchkeiten, rhr zu entspHhen (§ I Abs. i
und 2. § l0) und die Freiwilltgkeit der AuskunJts-
ertellung (§ I Abs. a),

5. den Ausschlul! der auJschiebenden Wirkung von
Widerspruch ud tu:Jechtugsklage geten die
Au.üorderung zur Auskunltserteilun8 (§ 9
Abs.3),

8. Trennrmg und Läschug (§ lt) und

7, Rechte und Pflichten der lnteruiewcr (§ Sr" rC
Abs. 5 ).



_ 95
§13

T.!tcrhcbun grn mla trciYillltGt
Aurkunlt:crtcllun,

(l) Zur Pni{ung, ob in künltigln Mikrozcnruscr.
hebungen ganz oder tcilwcisr ald dic Auskunlts'
pflicht vcrzichtet w:rdcn kann, werdcn zusdtzlich
in dcn Jahren 1905 bis 1987 T.stlrhtbun8rn mit
(rermlliger AuskunJtErtlilu, in Rlhmln d.r Er'
hebunBsm?rkfidc des S 5 nit cincn Awrhhat:
brs a 025 vom Hudcrt der Brvölkcmg durchgP
fü}}rt

(2) DEn TcstErhcbu3tn siad eltlmaüvc Vcrlsh.
rrn zugrunde a leglr Hlcrbei dür{an über dlc
HillsDerkmqlr oach § 6 hiaru! mli!ro nicht P?ßo-
nrnbrzoqlnc Mcrked! rr{rlt wcrd"D. diQ dcr
Düchlijhrurig der Teltrrhrbugcn liachli.otlch
ihrer m!thodisch!n AuJlf,€rtDg dllncn.

{)) 3ei der Festleg!.ng der alter-
ratiYen ?erfahren nach Absatz 2 und,ler ;ethodlschen Ausrortung der'IEst-
:rnecunSen riri:t eln rissgnschaft-
I:cher Seirsi E1t. Dsr 9e1!at s€tzt
sich :usamnen aug zrei Hochschullel>
rern auf den Cebiet der Statistlk
fnd 3rei 'Iertret€rn d€r Sozlalfor-
schug, Der Bsirat rlrd YoE Burdes-
ninister des Inn€rn euf VorschlaB
des Tcrstandes dar Deutschen Sta-
tis i:schen oesellechaft bsrufen.
Di€ Tä:iakeIt lE Bel,rat ist ehron-
aDtlich.

(rl) Für die Ducbführug d.r Telilrhrbu8en
linschliaolich ihrar mcthodischrn AwHitungrn
üb?mitteln dic ltleld!bchördc! dcn Erhcbungsstll-
1en auf verlangou dle Dat€n dor Etn-
nohner, die in den auf der GrudlEge
der iur'allsvarfahren nach § 2 Ab6. 1

Satz 2 ausgerähl,ten Gebäuilen rohnenr
l. "Vor. und Familiennme,r
2. Tag der Geburt
3. GeschlechL

{. StactsMErhörigkaiL
5. F!@lleNted.

(5) Dre )derkrlafe nech den ÄbsätzeE
1 , 2 urd i. sorte dte bej' d€n Testarho-
bungen zur Kennzelchnu8 statlstlsb€E
ZusaEEenhänge' Yertendo ten llunnsrn
(ordnungsnwern) dürfen nlt Ausnalm
der Daien nach Abaatz 4 Nr, 1 und
tilfsnerknale'nach § 5 auf die für
Cjs ;aschinelle,YeitarYorarbeltus
besiitrtrten )atenträqer \ibernonEen
rerden. li.e Crdnug8nE0srn e1n-
schließI1ch d.er NumEer des Auerahlba-
zrrks uni die iuerkmale nach Absatz 2 Satz 2 sind,
soweit rie einen Rückgritl aul die Hillsmerkmrie
ermoglichen, spBtestens aI! 31, Dczember 1990 a
lösch e n,

(5) oiE Dsten nach Abs&iz 4 Nr. 1

und äilfuoerk-Ea1€ nech § 5 slnd ge-
sondert aufzubewshren. Die Daten ud
illlfsoerknale sori€ dle Erhebungsvor-
drucke sind spätesiens zyel Jahre neh
,\ufbersitug der letcten Erhebung nECl
Absatz 1 zu yernlchten.

Cr) Zu rrailldth bt 0b- Z€clr A,a
u6 urr,,s9 d.r TüdrrtEhr{, dl. Cstl'tl-
.dr Gr+Et;rdurrg wlr übrr d,t L6eduE
ud VmldrMg n dr dür Ab.itttd t Lrid &

(8) Ertebnirsq dlt T?strrhliünten' nrch d.nan
8mr odcr tlrlw.itc ruf dl. AutkunltsPllicht var'
zichtlt wrrdrn krnn. sin4 unwnü3lich fl bcrück'
sichut?n. Di. Bundc3redcrunt wird crhachti{t'
durth Rachtsvcmrdnunt mit Zuttimmunt da! Bun'
dcsrrtr , unbaschrd!t drr Gllbü! dles.t Glsu!t.
di: M:rkmalc nlch § I Abr.a a cmitlrn' lür di:
dic Aukilnlt! IrGiwilug sind.

ll.
SLlchprcbcn.rh.bun3an obrr Arbcltrlu{lto

. ln dqn Ewglbcton Ccmrlufrla.n
olrc §§ 2 bLs 12 und 15 flndcr

ont8prtchend6 Antandurg auf alle
durch urElttelbar 8€ltrndr Rechtg'
aktc d* EurcpaischGn Gc.m!ißch.Itan rntcodnF.
t!n Stlchpmbrncrhebuntrn üb.r Arbtitsltüt . to'
wait dla Mrrknrl! dirlts GasrEat ßit dln Mcrk.
malan d!r SuchprcbGnrrh!bunt!n üb"?alnadmnan
und sich eu dcn BEhLtrttln dcr Empllschcn
Glmlinrchrftrn aichE mdcrot rrtibl DIG M.rk'
mdr in d* Fassun! da! Artkrls { der vrt! dnuns(iYc) Nr.jSlo/84 dei Ratea von l].
Dezerirber i984 zur Durchfllhrung alnrr
Stlchproben6rhebun8 übsr Arbelt6leifir
in FrühJahr 1985 (AEtsbl. dsr 3c ilr.
L lio/1 ) sind auch in8or€itr als sle
über die llerkEele dieseB Cesetzeg
hinauagehen, den :lierkEelen nach § ;4b8.1 glelchgestellt.

(2) Soratt llerkEale der Stlchproben-
erhebunren üb6r Arbeliskräfto die
.',(erkuale nach Absatz 1 überEchroiten'
slad dle Auskiirfte frslt1111r. Dl.
§§ e uis 't2 ud 15 ftntien n1[ Ausna}oe
der Yorschllften tlbsr d16 Auokufts-
srts i,Ilrrrg Bntspro chondg Anrendrurg.

(r) Di! Erhcbunsrn nrch dics.E Gcs.tz und dic
Stiahprcb.n.rh?bungcn nachden Abaätzen 1

uril 2 bel ilaD ausgqrEhlt€n ileushaltcn
unil P€raonen zur glsichGn gelt lrlt 6a-E6lnlaEenr slch srgänzonden Erhabugr-
ut€rlagcn durchgefilhrt ujrd ßtEalnsanausgelBrtet rerden.

§u
Yorbot de! Reldsntiflzlerug

(l )t Dle Det€n dlen€n ausachli€ßlich
istlschen Zrecken, Eln6 ZusaMen-s ta

führug unt€reinand€! gowle Elt and6-
ren Dat€n, sel,ch€ auf dle für dle na-schln€lle 7€ltsry6rarbeltug bestlmm-
t6n Datenträger übernomsn worden sind,
lst utersaßt, renn daElt das ZieI ver-
fol8t xlrd, daraus alnzel,ne Personen,
PGrsonengruppen odsr ileushalte zu re-
ld6ntlfiziersn.

h\ lrer gegen css -/erbot,ier:lei.cien-
lif izierug verstößt, {iid rlt -rrei-heitsstraf€ bis zu ;inem iahr oqer rii
Geldstrafs bestraft.

§ 15

Eerlin. t{laus€l

Dieses GeseE grlt nach M8llgabe des § l3 Abs. I
des Driit?n Überleitungsgescuer auch rm Land
Berlin, Rechtflerordiungen. die oulErund dreses
Gesetzes erlassen s'erden, gelten im Land Berlin
Dach § I4 de! Dritten ÜberleituBsgesetzes.

§ '17

Itrkrsltke{cn

Dirse! Gesetz ritt aE Tage nach der Verkünr
dung in'KratL Cleictizeidg tritt das GeseE \iber die
DurchlührunE einer Reptäsentativstdtistik der Be'
völkerung und des Enverbslebens vom 2l Februar
1983 (BGBI. I S 20I) auler Kraft
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AU§Z!§_rU§ pEM GESETZ oBER prE SrATrsrrK FUR tsuNpESzwEcKE
_(l!§EEssrnrrsrrxeEseri - BSrnrG; BGBr-, I S, 2g9)

AuskunftspfLicht
§ to

(1) A.rre natürrichen und alre juristischen personen des privatrechts
srowie Personenhandelsgeserrschaften und Körperschaften, Anstal-
ten und stiftungen des öffenttichen Rechts, Behörden und sonsti-
ge öffentliche stellen des Bundes, der Länder, Gemeinden und Ge-
meindeverbände sowie deren Aufsicht unterstehenden xörperschaf-
ten, Anstälten u::d stiftungen des öffentrichen Rechts sind zur
Beantwortung der ordnungsgemäB angeordneten Fragen verpfrichtet,
soweit nicht die Ant$rort ausdrücklich freigestellt ist.

(2) Die verpfrichtung der Befragten, Auskunft. zu erteiren, besteht
gegrenüber den mit der Durchführung der Bundesstatistiken amtl-ich
betrauten Stellen und personen.

(3) oie Antvrort ist rvahrheltsgemäß, volrständig, fristgerecht sowie
kosten- und portofrei zu erteiLen.

(4) sind Erhebungsvordrucke zur Ausfül1ung durch den Befragt_en \ror-
qesehen, so sind die Äntworten auf diesen Erhebungsvordrucken zu
ertei-ren. Die Richtiqkeit der Angaben ist durch unterschrift zu
bestätigen, soweit es im Erhebungsvordruck vorgesehen ist,

Geheimhaltung
§ 11

(1I Einzelangaben über persönriche und sachliche Verhärtnisse, die
für eine Bundesstatistik genacht- werden, sind, soweit durch
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, von den Amtsträgern
und für den öffentlichen Dienst besonders Ver.pflichteten, dic
mit der Durchführung von Bundesstatistiken betraut sind, geheim-
zuharten, es sei denn, daß der Betroffene im Einzerfall in die
ubermittlung oder veröffentrichung der von i-hm gemachten Einzer-
angaben ausdrücklich einwilligt. Die ss S:, 97, 105 Abs. 1.
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§ 111 Abs. 5 in Verbindung mit § lOS afs. 1 sowle § 116 Abs. l
der Abgabenordnung vom 16. März 1926 (BGBI. I S. Gl3), zuletzt
geändert durch Zweites Kapitel Artikel 1 des Gesetzes vom
26. November 1979 (BGBI. I S. 1953), gelten nlcht filr personen
und Stellen, sowei.t sie mit der Durchfilhrung von Bundes_ und
Landesstatistiken betraut sind.

(7) Die zur rdentifizierung der Auskunftspfrichtigen sowie sonsti-
ger Betroffener dienenden Daten, insbesondere Namen und An-
schriften, sind zu löschen, wenn ihre Kenntnis für die ErfüI-
lung der Aufgaben auf dem Gebiet der statistik filr Bundeszwecke
ni-cht mehr erforderrich ist. Namen und Anschriften der Auskunft-
pflichtigen sollen rro'd"r, übrigen Angaben getrennt und unter.
besonderem Verschluß gehalten werden.

Besondere Bestimmungen über stati_
stische Erhebungen der Europäischen
Gemeinschaf ten sowie die supra- und

" internationalen Auf gaben ees
Statistischen Bundesamtes

§ tz

Die vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für statistische Erhe-
bungen, dle durch unmittelbar geltende Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaften angeordnet sind, soweit sich aus diesen Rechtsakten
nichts anderes ergibt.

Bußgeldvorschriften
§ 14

(1) ordnungswidrig handelt, wer vorsätzLich oder fahrrässig eine
Auskunft nach § 10 Abs. 1 bis 3 nicht richtig, nicht vorlständig
oder nicht rechtzeitig erteilt.

(2) Die ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend
Deutsche Mark geahndet werden.
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Auszug aus

VERORDNUNG (E\VG) Nr. 3530/t4 DES.RATES
vom 13. Dcrembcr l9t,l

zur Durchführung cincr Stichprobcncrhebung übcr Arbciskräftc im Frühjahr
1965

DER R^T DER EUROPÄISCHEI.I
GEMEINSCFIAFTEN -

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Anihcl !
Du Stztistischc Amr dcr Eurcpäschcn Gcmcin-
schaftcn fohn für dic Kommisioo im Frühiahr 1985
in den Haushalten aller Mitgliedstuten einc Srichpro-
bcnerhebung über Arbeirkräftc durch.

Artik.l 2

Dic Erhcbung erfolgt in jedcm Miglicdsaar bci einer
Stichprobe voo Haushalten, die zum Zcitpunkt der
Erhcbung ihren Vohnsiu im Gcbiet dicscs Sraars
habcn.

Dic Angabcn wcrdcn für ellc zu dcn ausgcwähhcn
Hruhalten gehörendcn Peroncn cmitrclt.,

Ärtihcl 3

Der Umfang dcr Stichprcbe lie6 aischcn jc 50 000
und t00000 Haushalten für Dcuschland, Frankrcich.
Iulicn und das Vcrcinigte Königrcich, zwischen ;c
l0 000 und J0 000 Haushaitcn Iür Bclgien. die
Nicdcrlande, Griechenland und Irland, ryischcn
l5 000 und 30 000 Hauhakcn für Däncmark und bci
ungcfähr l0 000 Haushaltcn für Luxcmburg,

c) .&beissuchc; anzugcbcn sind insbesondcrc: An
und Umfang dcr gcsuchren Tätigkciq Umsrjndc
und Gründc, Mcthodcn und Deucr dcr fubeis-
suchc, cuai8tr Bczug von ÄrbeirsloscnunreßdG
zrng oder -hilfc, Siruation unminclbrr vor B€dnn
der Arbcirssuchc sovic Ver{ügbarkeit für dic
gcuchte Tädtkci( odcr Gninde dcr NichrVcr{üg_
barkcrr;

d) An-und Zweck von Bildungs- und Aubildungs-
maßnahmcn, rn dcncn die I + bis l9-jlhrig-cn
Pemncn küslich rcilgcnommen habcn ;

e) Bcrufscrfahrung der bcschäftigungsloscn pcsoncn
rm erucrbungs{ähigtn Alrcr, ernschlicßlich dcr
Mcrkmrlc dcr lescn Tädgkcit sowic dcs Zcit_
punks und dcr Gründe. für ihrc Bcendigung;

Q dic Sioation der zu dcn befngtcn Haushalrcn gehö-
rcndcn Pesoncn ein Jahr vor dcr Erhcbung; inzu-
gtbcn sind insbesondcrc: Smt und Rcton des
Vohnsius, Srellung rum Eseöslcben -un4 

bci
BeschäJrigrcn, Vircchafsacig und Srcllung im
Bcruf.

Arrikel s.

Die Auskünfte werdcn von den Saristischcn Ämrcm
dcr Mirgliedsraarcn au( der Grundlagc eincs Fra,genk -
talop eingcholt, dcn die Kommissron in Zusarimcn-
arbcrt mir den rudndigtn Srcllcn dcr l\li(glicdsuarcn
ausarbcirct. . .

,Trtikcl 6

Dic Mirgliedsuren sorgen dafür, daß dic ge*rinschrcn
Auskünfre wahrhcisgemäß, vollsrandig und fnsrge-
rccht encilr verdcn. Sic rmgcn dic Veranvonung, darJ
durch die Erhcbung ernc zuvcrlässige Grundlagc iür
cinc vertlcichcndc .{nalysc auf Gcmcinschafsibenc.
au{ dcr Ebene dcr Mirglicdsraatcn und auf besrrmmree
rcgronalen Ebcncn gcschailcn wrrd. Dic Srarisrischen
Amrer dcr Mitglicdsaaren ubcmrrrcln cicm Sarisrr-
schcn Ämr dcr Europärschcn Gcmcinschafren die
übcrprüfrcn Ergcbnissc dcr Erhebung ttir jcdc beiragre
Pcron ohne Angzbe von Namen und .\dresse. -

Aruhel 7

Die im Rahmcn der Erhcbung encilren Einzelaus_
künftc dürfcn nur lür stausrrschc Zwccke vcpenclet
wcrden. lhre Veeendung Iür sreuerliche oder sonsoge
Zweckc und ihrc'Werrergabe an Drrrre srncj un,a*"gi
Für den Fall cincr Zuwrderhanrilung gegen dre
Verpflichtung nach .{bsau I, dic crhalrencn .{-uskunrre
venraulich zu behandeln, treiien dic VitElredsraaten
und dic Kommrssron sie :ur .\hndrlnq .!:eser
Zu*iderhandlung rorgesehenen Valnahmcn.

Artihtl I

Dic Erhcbung etrueckt sich auf:

a) pcsönliche Mcrkmale ällcr zu dcn befragrcn Haus-
haltcn gchörcndcn Perioncn, und zwer:
Geschlechr, Altcr, Familicnsrand, Suasangchorig-
keit, Än dcs Vohn. und Erfasung:haushilrs, ü
des Veryandschafsvcrhältnisscs rnnerhalb dcs
Haushals; dic Mitgiiedcr eines Haushals srnd
durch eine gemcinsamc Ordnungsnummer und
cinen Codc [ür Staar und Region, in dcncn dcr
Haushalr wrdc, kennrlich zu 

-machen,

b) Stcllung zum Evcrbslcbcn dicser Pesoncn zum
Zcirpunkr der Erhebung und Mcrkmale der ausge-
übten En.rbs!äügkcit, und nar: Beruf, Srcllung
im Berul, §0iruchafrzweig, nomalepcisc und
ra6ächlich gelcisrcrc .lrbcissrundcn und Grund für
Drlfercnz zwischcn bcidcn; Vollzcir- odcr Tcilzcit-
arbcit, daucrhaftc odcr vorubcrtehcnde Beschälti-
gung und Ausübung eincr ryeircn Ercrbsaärig-
kcit;
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§§ 203 l,bs. 2, 204
in der Fassung der
1975 (BGBI. r S. 1)

und 205 des Strafgesetzbuches
Bekanntmadhung vom 2. Januar

Stra fbestimmunqen:

Nach § 203 Abs. 2 SaLz 1 StGB kann bestraft werden, wer unbefugt
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum Persönlichen Lebensbe-

reich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft aIs

1 . Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders verpflichteter,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Perso-

nalvertretungsrecht wahrnimmt,
4. ...; 5. ...'

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist

Einem Geheimnis im sinne des satzes 1 stehen Einzelangaben über
persönliche oder sachliche verhältnisse eines anderen gleich, die
für Aufgaben der öffentlichen ver$raltung erfaßt worden sind (§ 203

Abs. 2 Satz 2).

Als Strafmaß ist Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe
vorgesehen (Abs. 2 Satz 1 i.v. mit Abs. 1)- Handelt der Täter gegen

Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder einen'anderen zu schädigen, so ist die strafe Freiheitsstrafe
bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe (Abs. 5). Die gleiche strafan-
drohung gilt für den, der unbefugE ein fremdes Geheimnis, nament-
Iich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung
er nach § 203 verpflichtet ist, vert ertet (§ 201 Abs. 1).


